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Bund 2012/11 

Vorbemerkungen 

Vorlage an den Nationalrat 

Der Rechnungshof erstallet dem National rat gemäß Art. 1 26d Abs. I 
Bundes-Verfassungsgeselz nachstehenden Bericht über Wahrneh
mungen, die er bei mehreren Gebarungsüberprüfungen getroffen hat. 

Berichtsaufbau 

In der Regel werden bei der Berichterstattung punkteweise zusam
menfassend die Sachverhaltsdarstellung (Kennzeichnung mit I an der 
zweiten Stelle der Textzahl), deren Beurteilung durch den Rechnungs
hof (Kennzeichnung mit 2), die Stelllll/gl/ahllle tier iiberpriiftcl/ Stelle 

(Kel/l/zeicJ/lllIl/g lIIil 3 lIl/ti illl Klirsilldrllck) sowie die allfall ige Gegen
äußerung des Rechnungshofes (Kennzeichnung mit  4) aneinanderge
reiht. Das in diesem Bericht enthaltene Zahlenwerk beinhaltet allenfalls 
kaufmännische Auf- und Abnlndungen. 

Al le  personenbezogenen Bezeichnungen werden aus G ründen der 
Übersichtl ichkeit und einfachen Lesbarkeit nur  in einer Geschlechts
form gewählt und gelten gleichermaßen für Frauen und Männer. 

Der vorliegende Bericht des Rechnungshofes ist nach der Vorlage über 
die Website des Rechnungshofes .. h t tp://www.rechnungshof.gv.at .. ver
fügbar. 
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Bund 2012/11 

Wirkungsbereich des Parlaments 

Sanierung des Parlamentsgebäudes - Planungsprojekt 

Die Parlamentsdirektion realisierte das Vorhaben zur Erstellung eines 
Gesamtkonzepts zur Sanierung und Nutzung des Parlaments unter 
der knappen Zeirvorgabe von einem Jahr fristgerecht und legte im 
Februar 2011 dem Parlament Grundlagen für die Entscheidungen 
über die Sanierungsvorhaben sowie die Absiedelung vor. 

Die im August 2011 für das Projekt Sanierungsplanung beschlossene 
Projektorganisation wurde bis zum Zeitpunkt der Erhebungen des 
RH an Ort und Stelle nicht in Kraft gesetzt. Wenngleich die erfor
derlichen Arbeitsschritte im Rahmen der Linienorganisation der 
Parlamentsdirektion erbracht wurden, fehlte die steuernde Funk
tion des Lenkungsausschusses. Die im Projektbudget enthaltenen 
Positionen für "nicht erfassbare Kosten" und Reserven erschienen 
angesichts des zum Zeitpunkt des Projektauftrags klar definierten 
Umfangs des Projekts weit überhöht. 

Der RH gab zu den - in der festgestellten Form nicht ausschrei
bungsreifen - Ausschreibungs- und Bewerbungsunterlagen sowie zu 
den Grundlagen der Projektorg<lnisation an lässlich seiner Prüfungs
handlungen an Ort und Stelle unmittelbar insgesamt 145 Anre
gungen betreffend Harmonisierungen, Ergänzungen, Formulierungs
iinderungen sowie erforderliche Definitionen <lb. Das P<lrlament sagte 
deren vollstiindige Umsetzung zu. 

Im Parlament fehlte eine interne Verrahrensanleitung zur Durchfüh
rung von Vergaben; einige Vergaben wiesen Mängel bei der Ermitt
lung des Auftragswerts und der Abwicklung auf. 

11 
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Prüfungsziel 

Der RH überprüfte den Stand der Sanierung des Parlamentsgebäu
des. Ziel der Gebarungsüberprüfung war es, die Organisation des 
Sanierungsprojekts sowie Grundlagen für die Vergabe von Konsu
lentenleistungen zu beurteilen. Der Prüfungszeitraum umfasste im 
Wesentlichen die Jahre 2008 bis 201 1 .  (TZ I )  

Projekt-Chronologie 

Nach einem architektonischen Realisierungswettbewerb zur Neuge
staltung des Nationalratssitzungssaals im Jahr 2008 kam das Par
lament im Jahr 2009 zur Erkenntnis, dass erheblicher Sanierungs
bedarf im gesamten h istorischen Parlamentsgebäude bestünde und 
die Erneuerung nur eines Gebäudeteils nicht zweckmäßig wäre. Es 
wurde bis zum Februar 201 1 ein Gesamtkonzept für das Parlaments
gebäude auf der Basis eines Gesamtsanierungskonzepts und eines 
Gesamtnutzungskonzepts erstellt. (TZ 2) 

Im Februar 201 1  beschloss das Parlament folgende weitere Vor
gangsweise: 

- Der "notwendige" Sanierungsbedarf wird außer Zweifel gestellt. 

- Oie Vorentwurfsplanung muss in den Varianten der "efflzienz
steigernden Sanierung" mit  den Maßnahmen der "notwendigen 
Sanierung" modular und ergebnisoffen ausgeschrieben werden. 

- Als kostengünstigste Variante wird die Gesamtabsiedelung wäh
rend der Umbauzeit empfohlen. 

- Oie Parlamentsdirektion soll einen Gesetzesentwurf über die 
Organisation des Umsetzungsprojekts in Form einer zu grün
denden Planungs- und Errichtungsgesellschaft erstellen. 

I m  August 201 1  richtete das Parlament das "Projekt zur Herstellung 
eines modularen Vorentwurfs zur Sanierung des historischen Parla
mentsgebäudes und zur Vorbereitung einer Ersatzlokation für den 
Parlamentsbetrieb ab 2 0 1 4" ein. I m  Dezember 20 1 1  lagen als erste 
Arbeitsergebnisse ein Organisations- und Projekthandbuch sowie 
Ausschreibungsunterlagen für die Dienstleistungsaufträge "Projekt
steuerung mit Tei l leistung der Projektleitung" sowie "Leistungen der 
Begleitenden Kontrolle" vor. (TZ 2) 

Bund 2012/ 11 
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Sanierung des Parlaments
gebäudes - Planungsprojekt 

Organisation der Abwicklung von Bauvorhaben im Parlament 

Die Erhebungen und Planungen für die erforderlichen laufenden 
Instandhaltungs-, Instandsetzungs- und Neubaumaßnahmen i m  
Parlamentsgebäude führte die Parlamentsdirektion in  Wahrneh
mung ihrer Linienaufgaben und -verantwortlichkeiten durch. Die 
vorwiegend von externen Beauftragten erstellten Befundaufnah
men und Gutachten dienten in der Folge auch als Grundlage dazu, 
die Notwendigkeit und den Umfang der Sanierung des historischen 
Parlamentsgebäudes festzulegen. Das Parlament wendete ftir diese 
externen Beratungen in den Jahren 2006 bis 20 1 0  rd. 780.000 EUR 
auf. (TZ 4) 

Die Erstellung des Gesamtkonzepts zur Sanierung des Parlamentsge
bäudes inkl. eines Absiedelungskonzepts war in ihrem AuflJau und 
Ablauf' durch eine Projektorganisation vorgesehen. Eine projekt
mäßige Tätigkeit, z.B. die Tätigkeit des Lenkungsausschusses, war 
jedoch nicht dokumentiert. Der RH wies kritisch auf' die Abwick
lungsorganisation hin, die zwar als Projekt konzipiert, in dieser 
Form aber nicht ins Leben gerufen wurde. Das Parlament nutzte 
damit nicht die Vorteile einer solchen Organ isationsform. Der RH 
wies in diesem Zusammenhang auf seine Feststellungen zur Ver
gabe der Konsulentenleistungen und die dabei aufgezeigten Män
gel h in. (TZ 5) 

Das Parlament beschloss, die Entscheidung über den Umfang der 
Sanierung des Parlamentsgebäudes nicht auf Basis des Gesamtkon
zepts, sondern erst nach Erstellung eines ergebnisoffenen modu
laren Vorentwurfs zu treffen. 

Gleichzeitig wurde die Gründung einer Gesellschaft zur Planung und 
Abwicklung der Sanierung in Aussicht genommen; im Juni 201 I 
wurde von der Idee der Errichtungsgesellschaft wieder Abstand 
genommen. (TZ 6) 

Die Präsidentin des Nationalrats erteilte am 5. August 20 1 I an die 
Parlamentsdirektion den Auftrag ftir das "Projekt zur Herstellung 
eines modularen Vorentwurfs zur Sanierung des historischen Par
lamentsgebäudes und zur Vorbereitung einer Ersatzlokation ftir den 
Parlamentsbetrieb ab 201 4". Mit dem Projektauftrag waren eine 
Projektstruktur sowie ein Terminplan verbunden. Ein Projektbud
get war nicht beziffert. (TZ 6) 

13 
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Die im Projekt Sanierungsplanung beschlossene Projektorganisation 
wurde bis zur Zeit der Erhebungen des RH an Ort und Stelle nicht 
umgesetzt. Wenngleich die erforderlichen Arbeitsschritte im Rahmen 
der Linienorganisation der Parlamentsdirektion erbracht wurden, 
fehlte die steuernde Funktion des Lenkungsausschusses. Ungünstig 
war es auch, dass Projektfunktionen den handelnden Personen nicht 
ausdrücklich zugewiesen wurden und damit die Verantwortung für 
die Umsetzung der Projektziele nicht zuzuordnen war. (TZ 6) 

I n  der Folge erarbeitete die Parlamentsdirektion ein Organisations
und Projekthandbuch sowie Ausschreibungsunterlagen für die Kon
sulentenleistungen "Projektsteuerung mit Teilleistungen der Pro
jektleitung" sowie "Leistungen der Begleitenden Kontrolle". (TZ 6) 

Das Organisations- und Projekthandbuch wies in mehreren Bereichen 
Mängel auf bzw. es bestand Anpassungs- oder Änderungsbedarf, 
und zwar hinsichtlich 

- der Projektstruktur, 

- der Funktionen in der Projektorganisation und deren Besetzung, 

- der Defmition von Projektzielen, 

- der Aufgaben- und Zuständigkeitsbeschreibungen der Projekt
beteiligten samt deren Kompetenzabgrenzung sowie 

- der Harmonisierung mit den Verträgen der Projektsteuerung, der 
Begleitenden Kontrolle und des Generalplaners. 

Der RH gab dazu insgesamt 22 Anregungen betreffend Ergänzungen, 
Formulierungsänderungen, Harmonisierungen sowie erforderliche 
Defll1itionen ab. (TZ 7) 

Zur Frage der Nutzung des Gebäudes wlihrend der Sanierungsar
beiten bzw. der Optionen zur Aufrechterhaltung des Parlamentsbe
triebs im Zeitraum der Sanierung enthielt das Gesamtkonzepts ein 
Absiedelungskonzept. Das Parlament entschied im Februar 201 1 ,  
als kostengünstigste Variante die Gesamtabsiedelung des Parla
mentsbetriebs während der Umbauzeit weiterzuverfolgen. Es zog 
dabei in Erwägung, den (alten) Standort der Wirtschaftsuniversi
tät Wien im 9. Wiener Gemeindebezirk als Ausweichstandort für 
das Parlament zu nutzen und trat mit der Bundesimmobiliengesell
schaft m.b.H als derzeitige Eigentümerin in Kontakt. Laut mehrerer 
Gutachten wurde das Gebäude räumlich als geeignet und der tech-

Bund 201 2/11 

III-13 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)18 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 

H 
Kurzfassung 

Bund 2012/11 

Sanierung des Parlaments
gebäudes - Planungsprojekt 

nische Zustand grundsätzlich als sehr gut eingestuft; die Gutachten 
zeigten allerdings auch die Notwendigkeit umfangreicher Instand
haltungsarbeiten auf. (TZ 8) 

Vergaben und Vergabegrundlagen 

Nach der Entscheidung über die Notwendigkeit, den Nationalrats
sitzungssaal zu sanieren, führte das Parlament ab dem Jänner 2008 
einen EU-weiten offenen, zweistufigen Wettbewerb (Realisierungs
wettbewerb) mit anschließendem Verhandlungsverfahren für die 
Vergabe der Generalplanerleistungen zur Sanierung des National
ratssitzungsaals durch. Der Gewinner des Wettbewerbs wurde nicht 
schriftlich mit Planungsleistungen beauftragt, sondern erbrachte 
in Absprache mit der Parlamentsdi rektion Leistungen, die über die 
Erstellung der Wettbewerbsunterlagen h inausgingen. Die Doku
mentation der Kommunikation mit dem Auftragnehmer (bspw. 
die Inhalte der mündlichen Beauftragungen) entsprach nicht den 
Anforderungen an ein umsichtiges Bauprojektmanagement (Anti
Claimmanagement). Die zusätzlich erbrachten Leistungen wurden 
in einem Vergleich über die Nutzungsrechte am Wettbewerbsent
wurf - ohne detaillierten Nachweis über die Leistungserbringung 
und deren Ergebnisse - mit 400.000 EUR (ink\. USt) abgegolten. 
Die Absicht des Parlaments, den künftigen Generalplaner zu ver
pflichten, den Gewinner des Realisierungswettbewerbs als Subpla
ner zu beschäftigen, beinhaltet das Risiko, dass durch die auf trag
geberseitige Vorgabe eines Subplaners der Bieterkreis eingeschränkt 
werden könnte. (TZ 9) 

Die Parlamentsdirektion erteilte im Zeitraum zwischen März 20 10  
und April 2011 30  Dienstleistungsaufträge in  einem Umfang von 
rd. 2,27 M ill. EUR für die Erarbeitung des Gesamtkonzepts. Mit  
Ausnahme der Leistung "Generalkonsulentenleistungen", die in  
einem Verhandlungsverfahren ausgeschrieben wurde, bediente sie 
sich bei sämtlichen anderen Dienstleistungsaufträgen der Direkt
vergabe. (TZ 1 0)  

Bei einzelnen Direktvergaben verabsäumte die Parlamentsdirek
tion, eine Auftragswertermittlung durchzuführen oder Vergleichs
offerte einzuholen. Die Leistungserbringung fand teilweise bereits 
vor Angebotsiegung des Auftragnehmers und der schri ftlichen 
Beauftragung durch die Parlamentsdirektion statt. Bei einer umfas
senden Auftragswertermittlung wäre der Auftragswert zum Teil über 
1 00.000 EUR gelegen und eine Direktvergabe unzulässig gewesen. 
(TZ 1 1 ,  1 2, 1 3) 

15 

III-13 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 19 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



Kurzf,lssung 

16 

R 
-

H 

Für die Ausschreibung der Dienstleistungen "Projektsteuerung 
mit Teilleistungen der Projektleitung" und "Begleitende Kontrolle" 
wählte die Parlamentsdirektion das Verhandlungsverfahren mit vor
heriger Bekanntmachung ftir den Oberschwellenbereich gemäß dem 
Bundesvergabegesetz 2006. Sie nahm die gesetzlich vorgesehene 
schriftliche Begründung ftir die Wahl dieses Ausnahmeverfahrens, 
ftir welches besondere Umstände vorliegen müssen, aufgnilld derer 
es durchgeftihrt werden kann. nicht vor. Die Generalplanerleistungen 
sollen nach Durchftihrung eines Realisierungswettbewerbs verge
ben werden. (TZ 14) 

Die P'lrlamentsdirektion beauftragte zwei Konsulenten mit der 
Erstellung von Ausschreibungsunterlagen ftir die Verträge der "Pro
jektsteuerung mit Teilleistungen der Projektleitung" der "Begleiten
den Kontrolle" sowie "Generalplanerleistungen". Die unterschied
liche St-rukturierung der Leistungsbeschreibungen erschwerte den 
Vergleich und die Abstimmung zwischen den Ausschreibungsun
terlagen; die Bewerbungs- und Ausschreibungsunterlagen waren 
nicht ausschreibungsreif. Der RH gab dazu i nsgesamt 1 23 Anre
gungen betreffend Erglinzungen, Formulierungsänderungen (u.a. 
Schreib- und Sinnfehler), Harmonisierungen sowie erforderliche 
DefInitionen ab. (TZ 15. 1 6) 

Eine Vielzahl der Feststellungen des RH war auf eine unzurei
chende Prüfung der Unterlagen durch das Parlament zurückzuftih
ren. (TZ 16) 

Im Parlament fehlte eine interne Verfahrensanleitung zur Durch
ftihrung von Vergaben. Die Parlamentsdirektion startete ein Pro

jekt mit dem Titel "Standardisierung von Vergabeakten im Verwal
tungsdienst" und legte im November 201 1  einen ersten Entwurf 
vor. (TZ 1 7) 

Budget/Kosten 

Für I nstandhaltungs- und Sanierungsarbeiten ftir das historische 
Parlamentsgebäude sowie die Nebengebäude wendete das Parla
ment in den Jahren 2006 bis 201 1  im Rahmen des laufenden Bau
programms zwischen 5,20 Mill. EUR und 8,21 Mill. EUR jiihrlich 
auf. (TZ 1 8) 

Die Erstellung des im Zeitraum Februar 2010 bis Februar 20 1 1  erar
beiteten Gesamtkonzepts zur Sanierung und Nutzung des Parlaments 
verursachte externe Kosten von insgesamt rd. 2, 1 2  Mil l .  EUR. Die 

Bund lu1l I) 
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Sanierung des Parlaments
gebäudes - Planungsprojekt 

geschätzten Gesamtkosten fü r  die Sanierung sowie Absiedelung 
des Parlaments waren zu diesem Zeitpunkt - unter Zugrundele
gung der vom Planer angegebenen Bandbreite - und den zu erwar
tenden Preissteigerungen mit bis zu 500 Mill. EUR brutto anzusetzen 
(zuzüglich der bauzeitbedingten Gleitung der Baukosten wiihrend 
der Bauausführungsphase sowie der Kosten für die Absiedelung). 
Die detaillierten Kostenschätzungen wurden vom Parlament allge
mein zugänglich gemacht. (TZ 19) 

Als Projektbudget für das "Projekt zur Herstellung eines modularen 
Vorentwurfs zur Sanierung des historischen Parlamentsgebäudes 
und zur Vorbereitung einer Ersatzlokation für den Parlamentsbe
trieb ab 2014" nannte das Parlament 1 6,0 Mill .  EUR. Die im Budget 
enthaltenen Positionen für nicht erfassbare Kosten und Reserven 
waren mit rd. 46 0/0 angesichts des zum Zeitpunkt des Projektauf
trags klar definierten Umfangs des Projekts weit überhöht. (TZ 20) 

Terminplanung 

Der Rahmenterminplan zum Zeitpunkt des Projektauftrags tur das 
Projekt San ierungsplanung beinhaltete nicht alle wesentlichen Leis
tungsprozesse des Projekts und war zum Zeitpunkt seiner Genehmi
gung nicht mehr aktuell. Der aktualisierte Rahmenterminplan vom 
Jänner 201 2  sah neben den wesentlichen Meilensteinen der Sanie
rung des Parlamentsgebäudes Gebarungsüberprüfungen durch den 
RH vor. Das Parlament sollte sicherstellen, dass seine Projektent
scheidungen gemiiß seinem Terminplan und ungeachtet der Berichts
legung durch den RH getroffen werden. (TZ 2 1 )  

1 7  
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Kenndaten zum Planungsprojekt "Sanierung des Parlamentsgebäudes" 

Rechtsgrundlagen Leitung und Organisation 
Bundes-Verfassungsgesetz (Art. 30 B-VG) 
Bundesgesetz vom 4. Juli 1975 Uber die Geschäftsordnung des Nationalrates, 
BGBI. Nr. 410/1975 Ld.g.F. 
Auftragsvergabe 
Bundesvergabegesetz 2002 (BVergG 2002), BGBl. I Nr. 99/2002 
Bundesvergabegesetz 2006 (BVergG 2006), BGBl. I Nr. 17/2006 - in den zum 
jeweiligen Vergabezeitpunkt geltenden Fassungen 

====':= 
Vorhaben Sanierung des Parlamentsgebäudes 

laufendes Bauprogramm der 
ParlamentsdirektIon 

2006 2009 

in Mill. EUR 

2010 2011 

Abrechnungssummen 5,52 

Zeltplan der Sanierung des Parlamentsgebliudes 
(Stand 24. Jänner 2012; Entwurf) 

Erstellung Gesamtkonzept 
Projekt zur Herstellung eines modularen Vorentwurfs zur Sanierung 
des historischen Parlamentsgebäudes und zur Vorbereitung einer 
Ersatzlokation für den Parlamentsbetrieb ab 2014 
- Planung Vorentwurf 
- Entscheidung über Sanierungsumfang 

Quellen: Parlamentsdirektion; RH 

18 

5,68 6,10 

Februar 2010 bis Februar 2011 

ab August 2011 
Juni 2013 bis März 2014 

September 2014 

BLInd LO 12/ 11 
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Sanierung des Parlaments

gebäudes - Planungsprojekt 

Projektchronologie 

2005 bis 2007 

2008 

2008 bis 2010 

Februar 2010 

Februar 2011 

16. Februar 2011 

24. Februar 2011 

März 2011 

Juni 2011 

5. August 2011 

15. November 2011 

22. Dezember 2011 

29. Februar 2012 

Chronologie 

Erhebungen zur beabsichtigten Sanierung des Nationalratssitzungssaals ergeben, dass 
Sanierungsbedarf in aUen Fachgewerksbereichen gegeben ist. 

Realisierungswettbewerb zur Neugestaltung des Nationalratssitzungssaals 

weiterführende Überlegungen zur Neugestaltung des Nationalratssitzungssaals und technische 
Bestandsaufnahmen 

Auftrag zur Erstellung eines Gesamtkonzepts zur Sanierung des Parlamentsgebäudes inkl. eines 
Absiedelu ngskonzepts 

Vorlage des Gesamtkonzepts 
Zusammenführung von Gesamtsanierungskonzept und Gesamtnutzungskonzept in 
zwei Varianten: 
Variante A: notwendige Sanierung 
Variante B: effizienzsteigernde Sanierung (- notwendige Sanierung erweitert und 

nutzungsverbessernde Maßnahmen) 

Sitzung des Baubeirats des Parlaments, Beschluss: 
- Der "notwendige" Sanierungsbedarf steht außer Zweifel. 
- Die Vorentwurfsplanung soll ausgeschrieben und beauftra�t werden. 

Das Ergebnis der Vorentwurfsplanung soll dem RH zur Plauslbilitätsprüfung übermittelt werden. 
- Auf Basis des Prüfungsergebnisses des RH soll der Baubeirat Empfehlungen zur weiteren 

Vorgangsweise abgeben. 
- Die Absiedelungsvariante "Gesamtabsiedelung" wird zur Umsetzung empfohLen. 

Präsidialkonferenz des Nationalrats, Beschluss: 
- Eine Organisationsstruktur zur Durchführung der Sanierung soll geschaffen werden. 
- Ein Gesetzesentwurf zur Errichtung einer Planungs- und Errichtungsgesellschaft soll 

ausgearbeitet werden. 
- Alle Ausschreibungen sollen erst nach Errichtung der Gesellschaft erfolgen. 

Die "Detailplanungut muss modular und ergebnisoffen beauftragt werden. 
- Die Entscheidung über den Umfang der Sanierungsmaßnahmen wird nach Vorliegen der 

"Detailplanung" getroffen. 

Beauftragung einer Grobanalyse über die Nutzung der Räumlichkeiten der (alten) 
Wirtschaftsuniversität Wien als Interimslokation 
Information von Baubehörde und Arbeitsinspektorat über die Beschlusslage; Erarbeitung eines 
Sofortmaßnahmenpakets, um Gefährdungspotenziale für Personen zu vermeiden 

Der Gesetzesentwurf für die Planungs- und Errichtungsgesellschaft wird nicht zur 
Beschlussfassung vorgelegt. 
Auftrag an die Parlamentsdirektion: 

Einrichtung einer Projektorganisation 
- Vorbereitung der Ausschreibung eines Generalplaners 

Projektauftrag für das "Projekt zur Herstellung eines modularen Vorentwurfs zur Sanierung 
des historischen Parlamentsgebäudes und zur Vorbereitung einer Ersatzlokation für den 
Parlamentsbetrieb ab 2014" 

Ergänzung des Projektauftrags: 
Der Generalplaner soll zusätzlich zu den definierten Modulen "Betriebssichernde 
Überbrückungsmaßnahmen zur Sicherstellung des Parlamentsbetriebs bis 2020 mit 
geringstmöglichem Aufwandu erarbeiten. 

Genehmigung des Organisations- und Projekthandbuchs sowie der Ausschreibungsunterlagen 
für die "Projektsteuerung mit Teilleistungen der Projektleitung" sowj� "leistungen der 
Begleitenden Kontrolle" durch die Präsidentin des Nationalrats und Ubermittlung an den RH 

Übermittlung der Grundlagen für die Verfahrenswahl sowie Teile der Ausschreibungsunterlagen 
zur Findung eines Generalplaners an den RH 

I trotz der Wahl dieses Begriffes war die Planung in der Qualität eines Vorentwurfs beabsichtigt 

QueUe: Parlamentsdirektion 
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1 Der R H  überprüFte von Jänner bis April 20 1 2  den Stand der Sanierung 
des Parlamenlsgebiiudes. Ziel der Gebarungsüberprüfung war es, die 
Organisat ion des San ierungsprojekts sowie Grundlagen l"ür die Ver
gabe von Konsulentenleistungen zu beurteilen. 

Die Präsident in  des Nationa l rats übermittelte im Februar 2011 dem RH 
das damals vorliegende Gesamtkonzept für die Sanierung des Parla
menlsgebäudes mit der Zielsetzung einer begleitenden Mitwirkung 
des RH an  den Entscheidungen über die baul iche Sanierung des Par
lamentsgebäudes. 

Die weltweit anerkannten internationalen Standards der unabhängi
gen externen öffent l ichen Fi nanzkontrolle (Deklarationen von Lima 
und Mexiko) legen aber k lar und strikt fest, dass die Obersten Rech
nungskontrollbehörden (Rechnungshöfe) unbeeinnussl und unvorein
genommen ihre Prüfungshandlungen zu setzen haben. Die Bindung der 
RechnungshöFe selbst bzw. ihrer Prüfer durch die Mitwirkung an Ent
scheidungen der überprüFten Stelle ist folglich zwingend zu vermeiden. 

Im Hinblick auF diese i n ternationalen Standards einer unabhängigen 
Gebarungskontrolle und zur Sicherstel lung seiner verFassungsrecht
l ichen Stel lung sagte der RH daher zu, abgeschlossene Projektphasen 
und die dafür getroFFenen Entscheidungen zeitnahe einer nachgän
gigen ÜberprüFung zu unterziehen ,jedoch keine Begleitende Kontrolle 
durchführen zu können. 

Im Dezember 20 1 1  übermiuelle die Präsidentin des Nationalrats die 
von ihr freigegebenen Dokumente: 

- Organisations- und Projekthandbuch, 

- Ausschreibungs- und Vergabeunterlagen für die Gewerke 

-- .. Pr�jektsteuerung mi t  Teil leistungen der Projektieitung" sowie 

-- .,Leistungen der Begleitenden Kontro l le··, 

die G rundlagen für die Planungsphase des Sanierungsprojekts bi lden. 
Während der Erhebungen des RH an  Ort und Stel le wurden die von der 
Präsiclemin des Nationa l rats freigegebenen Teile der Ausschreibungs
und Vergllbeunterlagen für dllS Gewerk .. Generalplaner'· übermit telt, 
die in die ÜberprüFung einbezogen wurden. 
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Ist-Situation 

Bund 20 1 2/ 1 1  

Sanierung des Parlaments
gebäudes - Planungsprojekt 

Gegenstand der Gebarungsüberprüfung durch den RH waren diese Pro
jekt unterlagen sowie die für ihre Erstel lung maßgeblichen Leistungen 
externer Konsulenten sowie Vorarbeiten in der Parlamentsdirektion. Der 
Prüfungszeitraum umfasste im Wesent l ichen die Jahre 2008 bis 2011. 

Zu dem im Jul i  2012 übermittelten Prüfu ngsergebnis nahm das Par
lament im September 2012 Stellung. Der RH erstattete eine Gegenäu
ßerung i m  Oktober 2012. 

2 (1) Das Parlament (Nationalrat ,  Bundesrat sowie Parl amentsdirektion) 
ist räumlich im historischen Gebäude am R ing sowie in Nebengebäu
den. d ie zum Tei l  im Eigentum des Parlaments stehen und zum Teil 
angemietet sind, untergebracht. Folgende Flächen einschließlich zen
traler Sondernächen (z.B. Couloirs. Säulenhalle) werden derzeit genutzt : 

Tabelle 1: Nutzung von Flächen des Parlaments 

Historisches Parlamentsgebäude 

Nebengebäude ( Eigentum) 

Nebengebäude (angemietet) 

Summe 

QueUe: Gesamtkonzept 2011 

15.789 m' 

3.125 m' 

6.217 m' 

25.131 m' 

Das historische Parlamentsgebäude wurde in den Jahren 1874 bis 
1883 errichtet, im Jahr 1910 um- und nach Kriegsschäden des Zwei
ten Weltkriegs wiederaufgebaut .  Im Laufe der Zeit aufuetende Män
gel und Schäden bedingten zum Teil umfangreiche Instandsetzungs
arbeiten. So wurden im letzten Jahrzehnt u.a. die Quadrigen auf dem 
Dach des Gebäudes generalsaniert und der Rampenbereich nach mas
siven Schäden komplett erneuert, wobei auch ein neuer Besucherein
gang und -bereich geschaffen wurde. 

(2) Der bauliche Zustand des Nationalratssitzungssaals sowie geän
derte Nutzungsbedürfnisse und -regel ungen (wie z.B. Barrierefreiheit, 
Akustik, Ausstattung der Arbeitsplätze der Abgeordneten) veranlassten 
das Parlament im Jahr 2008, dessen U mbau in die Wege zu leiten. 
Zur Neugestaltung wurde ein architektonischer Realisieru ngsweltbe
werb durchgel'ührt. Im Zuge der weiteren Bearbeitung des Siegerpro
jekts kam das Parlament im Jahr 2009 zur Erkenntn is, dass erheb
licher San ierungsbedarf im gesamten Parlamentsgebäude bestünde und 
die Erneuerung nur eines Gebäudeteils nicht zweckmäßig wäre. Auf 
Basis eines Gutachtens über die Optimierung von Abwicklungsmo
dellen zur Sanierung des Parlamentsgebäudes ertei l te das Parlament 

21 
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im Februar 2010 einem Architekten den Au f'Lrag, ein Gesamtkonzept 
fü r das Parlamentsgebäude auf der Basis ei nes Gesamtsa nierungskon
zepts und eines Gesamtnutzungskonzepts (Gesamtkonzepl) zu erstellen. 

Dieses Gesamtkonzepl lag im Februar 2011 vor. Es war im Wesent
lichen in zwei Bereiche ("Varianten") gegliedert. "Notwendige Sanie
rungsmaßnahmen" sollten die techn ischen und rechLl ichen Voraus
setzungen schaffen, dass das Haus uneingeschränkt benutzbar sein 
soll te. Daneben sol l te  mit "efflzienzsteigernden Sanierungsmaßnah
men"- zur Ergänzung der notwend igen Sanierungsmaßnahmen - das 
Parlamentsgebäude effIzienter genutzt, Raumreserven akt iviert und 
neue Nutzungsmöglichkeiten geschaffen werden I. 

(3) In  Sitzungen des Baubeirats des Parlaments a m  16. Februar 2011 

und der Priisidialkonferenz des Nat ionalrats am 24. Februar 2011 wurde 
u.a. die weilere Vorgangswcise wie folgt beschlossen: 

- Der "notwendige" San ierungsbed;lrf wird außer Zweifel gestel l t. 

- Die Vorentwurfsplanung muss in  den Varianten der "efflzienzstei
gernden Sanierung" mit den Maßnahmen der "notwendigen San ie
rung" modular und ergebnisoffen ausgeschrieben werden. 

- Als kostengünstigste Varianle wird die Gesamtabsicdelung wäh
rend der Umbauzeit empfohlen. 

- Die Parlamentsdirektion soll einen Geselzesenlwurfüber die Organi
sation des Umsetzungsprojekts in Form einer zu gründenden Gesell
schart - einschließlich einer Begleitenden Kontrolle durch den R I I  
- erstel len. 

Dies betraf i m  Wescnllichcll folgende Bereiche: 

- Funktionelle Zonienlng dc'i Gebiiudcs (ofTCI1C, öffentliche, halböffcntlidll' IIml internc 
ZOIlC). 

- Ausbau einer vom Ring bis zur R('ichsral"�II<IßC durchgehenden ßrsuchcrmagislral(' 
im Erdgeschoß {Errichtung ('il1<.'S nl'uen Zugangs in dl'r ReirhsralsslnlßcI. 

- SchafTung von zus;itzlichcn Ausschusslokalen ufllcr den SiI7ung'i"iilell. 
- Verlegung des ßundrsratssaals in das Lokal VI (Budgclsaal). 
- Erweiterung der Couloirs im Bcrcidl des Nalionalmlssilzung�!.aals und hei Bedarf 

im Bereich des ßundl'sversamrnlungssaals durch teilweise Ühl'rh:wung <Irr tlngrl'll
u'IHIl'1l Winschartshöfe, 

- Sitllicrllllg einer Beslicherc,l!ctcria mit angrcnzenden l\ußl'nherl'ichell im J. Oherge
scholl. 

- Erricht lIng t'illl'S Lokals im J. Ohergcs('hofl im Bereich Mitlell rHkl (ülll'r dl'1l1 Budgl'l
saal). 

- Dach ausbau in den Bereichen über dern Nalionalralssitzungs!.aal �owil' dem BUIl
dcsversalllllliungssaal zur Schaffung neuer Büroniichcn. 

Bund lOl' 11 

III-13 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)26 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 
Ist-Situation 

Bund 2 0 1 2 / 1 1  

Sanierung des Parlaments
gebäudes - Planungsprojekt 

- Die zu erstellende Vorentwurfsplanung wird an den RH zur Plau
sihi I i t ä  tsprü f u ng überm ittrl t .  

(4) Ab Februar 2011 lotete die Parlamentsdirektion in  Kontakten m i t  
der Bundesimmobiliengese1lschaFt mbH (BIG) die Option aus. den Cam
pus der (al ten) WirtschaFtsun iversität Wien2 nach deren Absiedelung 
im zweiten Halbjahr 2013 als Interimslokation für den Parlamentsbe
trieb während der Zeit der Sanierungsarbeiten zu nutzen. 

(5 )  Da der Entwurf des Gesetzes zur Gründung einer Errichtungsgesel l
schaFt nicht von al len Fraktionen des Nationalrats unterstützt wurde. 
entschied die Präsidentin des Nat iona l rats im Juni  2011. die Arbei
ten von der Parlamentsdirektion fortFühren zu lassen und eine Pro
jektorganisalion im Parlament einzurichten. Mit  Projektauftrag vom 
5. August 2011 richtetc das Parlament das "Projekt zur Herstel lung 
eines modularen Vorentwurfs zur  Sanierung des historischen Parla
mentsgebäudes und zur Vorbereitung einer Ersatzlokation für den Par
l amentsbetrieb ab 2014" ein.  

1m Dezember 2011 lagen a ls erste Arbeitsergebnisse das Organisa
tions- und Projekthandbuch sowie die Ausschreibungsunterlagen f'ür 
die DienstleistungsauFträge "Projektsteuerung mit Tei l leistung der Pro
jektleitung" sowie "Leistungen der Begleitenden Kontrol le" vor. 

(6) Im Hinb l ick auF den Zeitplan für die Umsetzung der Sanierung des 
Parlamentsgebäudes. wonach erst im Jahr 2014 über den U mfang der 
durchzuFührenden Maßnahmen entschieden werden sol l te. hatte die 
Parlamentsdirektion nach Besprechungen mi t  BehördenvertreternJ im 
Juni  2011 jene Maßnahmen aufgelistet. d ie  unverzüglich i n  Angriff zu 
nehmen waren (Sofortmaßnahmen). Damit sol l te der Schutz von Per
sonen gesichert werden. Die Umsetzung dieser Maßnahmen wurde im 
laufenden Bauprogramm des Parlaments m i t  höchster Priorität ver
sehen. 

1 Standon Wien. 9. Bezirk, i\ugassc. Niihe Franz-Josefs-Bahnhof 

3 Vertreter der ßi.lUpolizei der Gemeinde Wien. Magislratsablcilung 37, und des Arhl'iIS

inspektorals 
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3 Die Parlamentsdirektion wickelte für a l le  Standorte des Parlaments 
(h istorisches Parlamentsgebäude. Nehengebäude) die Planung und 
Durchführung von Bauvorhaben durch den hausinternen Verwaltungs
dienst ab4. Für die U msetzung von Aufgabensteilungen besonderer 
Bedeutung kamen Elemente der Projektorganisation in unterschied
l icher Ausprägung zur Anwendung (siehe TZ 4 bis 6). 

4 Die Parlamentsdirektion führte die Erhebungen und Planungen für 
die erforderlichen laufenden I nstandhaltungs-. In tandsetzungs- und 
Neubaumaßnahmen in Wahrnehmung ihrer Linienaufgaben und -ver
antwort l ichkeiten durch. Diese umfassten auch die Sondierungen und 
Bewertungen des BauZlIstands - insbesondere des historischen Par
lamentsgebäudes. Die vorwiegend von externen Beauftragten erstel l
ten Befundaufnahmen und Gutachten dienten in der Folge auch a ls 
Grundlage dazu. die Notwendigkeit und den Umfang der Sanierung des 
historischen Parlamentsgebiiudes festzulegen. Das Parlament wendete 
für externe Beratungen in den Jahren 2006 bis 2010 rcl. 700.000 EUR 
auf (siehe Liste der Gutachten. Masterpläne. Konzepte. Studien in 
Anhang I ). 

5.1 Die Präsident in  des Nat iona l rats erteilte i m  Februar 2010 an  den Ver
waltungsdiensl der Parlamentsdirekt ion den Auftrag zur Erstellung 
eines Gesamtkonzepts zur Sanierung des Parlamentsgebäudes ink l .  
eines Absiedelungskonzepts (Gesamtkonzept). Sowohl d ie Beauflragung 
des Arch itekten des Gesamtkonzepts als auch die in diesem Zusammen
hang beaul'lragten Tei lp lanungen. Gutachten und Studien. die in das 
Gesamtkonzept e in llossen. erfolgten in der L in ienverantwortung der 
Parlamentsdirektion. Das Parlament wendete insgesamt für die Erar
beitung des Gesamtkonzepts bei einem Gesamtauft ragsvolumen von 
rd. 2.27 Mi l l .  EUR bis zum Zeitpunkt der Erhebungen des RH an Ort 
und Stelle rd. 2.12 Mi l l .  EUR auf (siehe Liste Kostenaufstel lung Kon
sulenten Gesamtkonzept (Stand 7.  Februar 2012) in  Anhang 2). 

<\ Adll1inistriHioll (Al, 
Vcrwil!wngsdicnsl (A2), 
Ahtdlung 1 Grulldsil tzangdegenllcitcn des B:1U- und Einrichtungsrnal1agl'1l1l'nts und 

Sonderprojl'klc 

Alucilullg ) Technisch<' Gcb:iudevcl'Vlal!ung 
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Ergänzcnd z u  ihren bestehcnden Funkt ionen und Veramwortl ichkciten 
beauft ragtc die Parlamentsdirektion einen externen Konsulenten, ein 
Organisationshandbuch5 zu erstel len. Darin war ein Lenkungsausschuss 
vorgesehen und dic Erstel lung des Gesamtkonzepts in Auillau und 
Ablauf eincr ProjeklOrganisation dargestel lt .  

E in  Projeklhandbuch6• das die Aufgaben, Verantwonl ichkeiten und 
Rahmenbcdingungen einer Projektarbeit geregelt hätte, lag nicht vor. 
Die E inrichtung eines Projekts hätte die klare Zuordnung von Zie
len, Terminen und Ressourcen ermöglicht . Die Verantwonl ichkeiten 
sowie der Nachvollzug der Projektfunkt ionen wären festgelegt und 
die Steuerung der Leistungen der beauftragten Konsulcntcn klar mög
lich gewesen. 

Das Parlament richtete in der Folge kein Projekt ein ; einc projektmä
ßige Tätigkeit - bspw. die Tiitigkeit dcs Lenkungsausschusses - war 
nicht dokumentiert? Die p'lrlamentsbezogenen Leistungen zur Erstel
lung des Gesamtkonzepts erfolgten in der Praxis ausschließlich in der 
Li  n ien vera n twonl ich keit der Pa rla mentsdi rek rio n .  

5.2 Der RH anerkanntc. dass d ie  Parlamentsdirekt ion den Auftrag zur 
Erstel l ung cines Gcsamtkonzepts zur Sanierung und Nutzung des Par
lamcnts unter der knappen Zeitvorgabe von cinem Jahr fristgerecht 
erfül l te  und den Organen des Parlaments Grundlagen für die Entschei
dungen über die San ierungsvorhaben sowie die Absiedelung vorlegen 
konnte. 

Er wies jedoch krit isch auf die Abwicklungsorganisation h in. die zwar 
als Projekt konzipiert. in dieser Form aber nicht ins Leben gcrufen 
wurdc. Das Parlament nutztc damit nicht dic Vorteile einer solchen 
Organisationsform. Der RH verwies in diesem Zusammenhang darauf • 

.-, Dieses stell! eine gcglicdcnc Zlisarnmenfflssung aller wesCll I l ichell ürgani<;<1l ionsrc

gelungen eines Unternehmcns oder Organisatiol1<;bercichs dnr. Es soll dit' organisfllO

rischen Strukturen und Prozesse aufzeigen. Von wesent licher Bedeutung !>ind die Dar

stellung 

- drr Aufuiluorganisation durch Organigramm. Stcllcn- und VcrantwonungsrtJ(.'!ungcn. 

- der Ablauforganisalion in Bezug auf Arbeils-. ßcrichl5-. und Kommuniknlion"ahläufe. 

- der ühergreifl'lHlen I nrormaliol1en über Ziek. Termine und Kosten. 

•• Die"es knüpft an das Organisationshandbuch .1f1 und legt di(' konkreten Vorg<lh(,11 für 

dil' Abwicklung eines Projekts fest, das sind U.a. 

- Projektgcsalllt- und -tl'ilziclc, 

- Pr(�jl'ktfunktionen, -vcrantwortlithkeilell und -rollen, 

- EllIscJll'idung,,- lind ßearheitullgsprozesse, 

- !3e(lrheüungsfristcn, 

- Abrl'chnungs- und Zahlungsprozess, 

- Leistullgs- und Ko"tt'!1l'ontrolling. 

Dil' Leislullgl'1l eines Konsulenten nir die .. tl'chnischc BClrNHII1).{ dö LCl1kull!-tsnus

schu!'oscs" im AU!'omMI von rd. 25.000 EUR warl'n dcmgcm�iß nicht nnrhvollziehbnr. 
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dass die Vergabe der KonsulcntenJeistungen in der Li nienorganisation 
der Parlamentsdirektion u.a. verzögert war und dabei Mängel entstan
den, weil die Beaurtragung erst nach der Leistungserbringung erfolgte 
(siehe TZ 1 1  bis 13). 

Der RH empfahl  dem Parlament, rur AufgabensteIlungen m it beson
derer Bedeutung und fInanziel lem Umfang, wie es die Erstel lung des 
Gesamtkonzepts darstellte, Projekte einzurichten und Ziele, Termine, 
Ressourcen sowie Verantwonliehkeiten außerhalb der l in ienorgani
sat ion so zu definieren, dass die U msetzung effIzient und ordnungs
gemäß sichergestel l t  werden kann. 

5.3 Dils Pllrillmellt }lih rte il l  seiller Slellllllgllahme lIIit BeZ/lg al1J Elllp
Jehllillgell des RH betrejJelld die Herallziehlillg exterller Berater (Reihe 
Blilld 2004/7) III1S, die Pll rlalllelltsilireklioll lIülze vormIlgig die eigc
lIell oder blilldcsillterlle Ressol1rce,1. Es prüJe, ob Spezialwissell oder 
besolldere TechIl ikeIl eljorderlich seieIl, die dem Pllrlall/ellt lIicht ZlIr 
Veljliglillg stülliiell 1I11d die Qllalität LI /III Eijoigswahrscllcilllicllkeil 
eilles Projekls (Icwlich erhöheIl würdelI. Die e,rlCrIICII A lIjlmgs'iergll
bell seieIl wegeIl der besollderell tecll l1ischell, rechtlicheIl 1I11d blll1wirt
sc h IIJlI ich e 11 QlIlIl iji kll t io IIse Ijo rd e rII i sse 11 11 Il /11gä IIgl ich 1101 we IIfI i 9 1I 11 d 
gerecll1Jertigt gewese,l. 

Die Erstellllllg des Gesamtkollzepts ill der Lilliellorgallisatioll abZll
Ivickelll, sei a llJgrlllld ller 11011 deli POlilischell Elltscheidlillgslrägerll 

Jestgelegtell kllllppell Zeitl10rgllbe /1011 zlliölf MOlllltell zweckllläßiger 
gewesclI. als die begrellztell Pcrsollalressollrcell der Parillmelllsdirck
tioll}lir die Eillricll1llllg der Projeklorgll llislllioll Z!I bilIdelI. Dies hätte 
eillell lIIehrlllolllltigell Projekt verzug Ilcrllrsllcilt. 

Die ÜberJührt/lIg der SlIlIierlillgsmaßlIlIlI/llell ill eille Projektorgllll isil
tioll sei jedoch immer bellbsiclltigl gewesclI 1I11d im Zlige des Projekts 
"SlIlIicr/illgSplll llllllg PariameIlt" lImgeselzt wordell. Eille Projeklstrt/k
tllr, die deli Gnl lldsätzell effiziellter Rcssol1rcelleillsatz, Ziell10rgabc. 
RessolI rcell pltl /llIl1g sowie kill re Vemllllllortli llgsst rt/ kIll rell Reell /l lI lIg 
trage. sei mittlerweile eilIgerichtel wordell 1I11d eill Projektstrllklllr
plall eillschließlich Meilellsleillell 1I11f1 Vl'mlltwortlicltkeitell (Flillktio
lIelldillgramm) ill Kraft. 

Kü'!fti(J wiirdell komplexe lllld koslcllilltellsi/le VorhabeIl ill Projekt
Jorm mit eillem gezie/tell EillSlltZ 11011 Projektlllllllilgemelltillslnlmclllell 
IIbgelliickeit llierdell. 

Bund l O I l/ 1 t 
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6.1 ( I )  Die Präsidialkonferenz des National rats beschloss a m  
24. Februar 2011, dass die Entscheidung über den U m fa ng der Sanie
rung des Parlamentsgebäudes nicht auf Basis des Gesamtkonzepts, 
sondern erst nach Erste l lung eines ergebnisoffenen modularen Vor
entwurfs get roffen werden soll. Gleichzeitig wurde die Gründung einer 
.. Gescllsehart zur Planung und Abwicklung des San ierungsvorhabens" 

(Planungs- und Errichtungsgesellschaft) in  Aussicht genommen. Die 
Parlamentsdirektion arbeitete dafür einen Gesetzesentwurf aus. Da es 
in der polit ischen Wi l lensbildung zu keinem Einvernehmen über die 
Umsetzung dieses Entwurfs kam, wurde im Juni 2011 von der Idee der 
Errichtungsgesel l schaft Abstand genommen. 

(2) Die Präsidentin des Nationalrats eneil te am 5. August 2011 den 
Aurtrag für das .. Projekt zur Herstel lung eines modularen Vorentwurfs 
zur Sanierung des historischen Parlamentsgebäudes und zur Vorbe
reitung einer Ersatzlokation für den Parlamentsbetrieb ab 2014" (Pro
jekt San ierungsplanung). Der Auftrag richtete sich an die Parlaments
direktion, deren Organisationseinheiten in ihrer L in ienverantwortung 
die Planungs- und Vorbereitungsarbeiten seit der Vorlage des Gesamt
konzepts im Februar 201t weitergefühn hatten. 

Mit  dem Projektaufuag waren eine Projektstruktur sowie ein Termin
plan (zum Stichtag I .  Juli 2011) verbunden. 

2 7  

III-13 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 31 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 
Projekt , Planung der Sdnie, unq Parlamentsge· 
b.iude und Vorbereitung eine, ! "atzlokalion " 

Abbildung I:  Projektstruktur bis inkl. Vorentwurf It. Projektauftrag August 201 1 
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Es wurde nicht festgelegt, wer die Funkt ionen laut Projektstruktur 
wahrzunehmen hatte; der Kostenrahmen (Projeklbudget) war nicht 
beziffert. Bis zur Zeit der Überprüfung durch den RH an  Ort und Stelle 
waren die Projektfunktionen nicht besetzt und es hatte sich der i n  
der Projektstruktur vorgesehene Lenkungsausschuss nicht konstitu
iert. Die als .. parlamentsintern" bezeichneten Projektfu nktionen wur
den im Rahmen bestehender fachlich korrespondierender Linienauf
gaben von Mitarbeitern der Parlamentsdirektion wahrgenommen. Dic 
Besetzung der als .. parlamentsextern" bezeichneten FunktionenB war 
gemäß Punkt 2 des Projektauft rags vorzubereiten und es waren Ver
gabeverfahren abzuwickeln. 

(3) Die Parlamentsdirekt ion erarbeitete in der Folge ein Organisa
tions- und Projekthandbuch sowie Ausschreibungsunterlagen für die 
KonsulentenleiSlungen .. Projektsteuerung mit Tei l leistungen der Pro
jektleitung" sowie .. Leistungen der Begleitenden Kontro l le". Im Orga
nisations- und I'rojekthandbuch war der Autllau der Projektorganisa
t ion im Vergleich zum Projektauftrag weiterentwickelt worden. 

8 Die Projcklslruklur enthielt in diesem Bereich allerdings neben Aufbaul']elllcntcll auch 
eine Reihe VOll Lcislungsinhaltcll betrerfend die Interimslokalion (von der Emschci
dungsvorbereitung über die Ahwidlung bis zur Ühersiedlung). 

29 
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Abbildung 2 :  Projektstruktur lt. Organisations- lind Projekthandbuch Dezember 20 1 1  
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Darin war auch erstmals ein Projektbudget angefühn. welches - somi t  
indirekt - im Zusammenhang mi t  der Freigabe des Organisat ions
und Projekthandbuchs durch die Aurtraggeberin genehmigt wurde. 
Der Projektauftrag selbst wurde Mit te November 2011 durch die Par
lamentsdirektion h insicht l ich der Projektziele ergänzt". Diese Ergän
zung erfolgte mündl ich und wurde i n  einer Sitzung des Baubeirats a m  
24. November 201 1 schrinlich festgehalten. 

Nach Genehmigung des Organisa1 ions- und Projekthandbuchs sowie der 
Ausschreibungsunterlagen für die Konsulentenlcistungen .. Projektsteue
rung mit Tei l leistungen der Projektleirung" sowie .. Leistungen der Beglei
tenden Kontrolle" durch die Pr;isident in des Nationalrats am 22. Dezem
ber 201 2  übermillelte diese die Unterlagen an den R H  zur Überprüfung. 

Das Parlament wendete insgesamt für die Umsetzung des Pro
jekts San ierungsplanung - bei einer Gesamtaunragssu mme von 
rd. 643.000 EUR - bis zum Zeitpunkt der Erhebungen des RH an On 
und Stelle rd. 277.000 EUR auf. 

" Ergünzl'nd zur ßl'schreibung der Rahmenbedingungcll für den ruo{!lII:lfCIl Vorel11wurf 

(notwendige sowil' cfflzit'nzs\cigerndc Sanicfungsmaßnilhmen) \olilen ilt/rh - riir dl'1l 

Filii. dass dit, Gesamlsnnicrung aufgeschoben wird - jene hClrit'hs!>icl1crndl'1l Üherhrü

('kungsllli1ßll<lhllll'n (Orarbei tet werden. welche den Betrieb des Parlilmelllsgcbliudcs auf 

eine Daua \Ion fünf bis zehn Jahren ermöglichen SOlll'l1. 

3 1  
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Tabelle 2:  Kostenaufstellung Konsulenten Sanierungsplanung (Stand 7. Februar 2012) 

Auftragsdatum Auftragssumme Rechnungen 
Auftragsbezeichnung gesamt inkl. USt inkl. USt 

in EUR 

Begleitung und Erarbeiten der gesellschafts-
rechtlichen Grundlagen für die Errichtungs- 22.02.11 4.000,00 3.990,00 
gesellschaft 

Bauvertragsrechtliche Verfahrensbeg lei tu ng 24.02.11 9.750,00 16.640,00 

Rechtliche Begleitung der Verhandlungs-
verfahren Projektsteuerung + Begleitende 09.03.11 108.900,00 82.335,00 
Kontrolle 

Technische Verfahrensbegleitung zur Fin- 09.03.11 71.952,00 29.763,60 dung Projektsteuerung 

Technische Begleitung des Verhandlungs- 09.03.11 48.472,32 14.560,67 
verfahrens Begleitende Kontrolle 

Grobanalyse WU-Wien Interimslokal 18.03.11 23.400,00 23.400,00 

Beratung Facility Management 01.04.11 28.800,00 1.592,90 

Due Diligence Gebäude Wirtschafts- 26.04.11 94.800,00 66.427,20 
universität Ersatzquartier 

Technische Beratung zum Gesamtkonzept 27.04.11 3.180,00 3.171,32 

Verfahrensbegleitung für Vergabeverfahren 21.07.11 105.120,00 26.875,92 Generalplaner-Leistungen 

Rechtliche Verfahrensbegleitung Findung 22.07.11 115.500,00 8.497,50 
Generalplaner 

Vertiefte Risikopotenzialanalyse 26.08.11 25.920,00 

Konsulententätigkeit zur Glasdecke im 01.02.12 3.456,00 Nati onalratssitzungssaa I 

Gesamtsumme 643.250,32 277.254,11 

QueUe: Parlamentsdirektion 

6.2 Der RH wics kritisch darauf h in, dass die im Projekt Sanierungsplanung 
beschlossenc Projektorganisation bis zur Zcit seincr Erhebungen an 
Ort und Stelle nicht umgesetzt wurde. Wenngleich d ie erforderlichen 
Arbcitsschrille im Rahmen der Linienorgan isat ion der Parlamentsdi
rekt ion erbracht wurden, feh l te  die steucrnde Funktion des Lenkungs
ausschusses. Der RH erachtete es auch a ls ungünst ig, dass Projekt
funktionen den handelnden Personen n icht ausdrück l ich zugewiesen 
wurden und damit die Verantwortung für die Umsetzung der Projekt
ziele nicht zuzuordnen war. 

32 Blind 20 1 2  I '  
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Der R H  sah es auch krit isch, dass die Präsident in  des Nationalrats als 
Auftraggeberin die Veränderung der Projektziele, die mit einer Leistungs
ausweitung der zu beauftragenden Konsulenten verbunden war, nicht 
nachvollziehbar - dem Projektauftrag vergleichbar - entschied. 

Der RH emprahl dem Parlament. die Funkt ionen des Projekts - ent
sprechend dem aktual isierten und von der Auftraggeberin genehmig
ten Stand des Organisations- und Projekthandbuchs - zu besetzen. 
Damit soll ermögl icht werden, dass das Projekt unbeeinnusst von den 
Aurgaben, der Leistungserbringung und der Ressourcenbindung der 
L in ienvera n twortlichen der Parlamentsdirekt ion in eindeut iger Ver
a ntwortung der betrauten Personen für Ziele. Qual i täten, Termine und 
Kosten umgesetzt wird.  

Er emprahl dem Parl ament weiters, durch organ isatorische und recht
l iche Maßnahmen sicherzustellen, dass Mehraufwendungen in  der Pla
nung u nd in  weiterer Folge bei der Ausführung des Projekts vermie
den werden. 

6.3 Laut StdlulIgllahme des PariamelHs sei die SclllIJ[UlIg eiller eigellell 
SallierulIgsgesellschaJt derzeit lIicht möglich, weil es mallgels eiller 
Eilligl/Ilg auf politischer Ebelle lIicht zur Beschlussfassl/llg eilles dies
bezüglichell Gesetzes gekommell sei. 

/m ZusallllllellllOlIg mit dem ProjektauJtrag zur ErstdiLlllg eilles !'enief
tell morlularell Vorellt//ll/rfs sei das Projektbl/rI{}et im Zuge der A I/sar
beitullg des Orgallisatiolls- lllld Projekthf llldbuchs erarbeitet lllld gClleh
migt //Iordell. Die Er//leitenlllg der Projektziele habe die Auftraggeberill 
ill der Baubesprechullg am 24. NO/lember 20/ / gellehmigt. 

Das Pflrlamellt habe die Projektorgallisatioll für dns Projekt Sallie
nlllgspln llullg im April 20 /2  mit rler Bestellullg der Mitglieder des 
LellkullgS{ lllSscllllSses, des Projekt leiters ulld des Kerl/teams Ilmge
setz/. Es seieIl eill Projektcolltrollillg ulld eill IIIollatliches Berichts
weseIl eillgericlllet ulld klare Freigabeslrukturell flir ZI/SatLallj'well
dUlIgell festgdegt //Iordell. 
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Org�n isations- und Projekthandbuch und Geschärtsordnung 

7.1 ( I )  Die Parlamentsdirektion übermillelte im Dezember 2011  dem RH 
d ie  a ls "vorläufige Enctrassung" gekennzeichnete UnteriHge .. Organi
sations- und Projekthandbuch und Geschiif'lsordnung". Das Organi
sations- und Projekthandbuch gi l t  gemäß Punkt  1 .3  sowohl für d ie  
interne a ls auch exrerne Projektorganisation und umfasst das gesamte 
Projekt "Sanierungsplanung Parlament" (bestehend aus den Teilen 

"Sanierungsplanung Parlamentsgebäude" und "Planung Interimslo
kation und Übersiedlung"). 

Das Organisations- und Projekthandbuch umfasst zur Zeit der Geba
rungsüberprüfung durch den RH den Leistungszeit raum bis zur geplanten 
Vorlage des "venieften modularen Vorentwurfs" an das Parlamenr .  Es 
stellt ein in ständ iger Weiterentwicklung befindl iches Regelwerk dar. 
Es ist geplant, die externe Projektsteuerung zu beauft ragen, das Orga
nisations- und Projekthandbuch fonzuschreiben. 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung durch den RH war das Organisa
tions- und Projekthandbuch noch nicht in Geltung; die Parlaments
direktion wickelte die bisherigen Aufgaben gemiiß dem Projektauftrag 
der Auftraggeberin vom 5. August 2011 ab. 

(2) Das Organisations- und Projekthandbuch wies in mehreren Bereichen 
Mängel auf bzw. es bestand Anpassungs- oder Änderungsbedarf, und 
zwar h insichtlich 

- der Projektstruktur, 

- der Funkt ionen in der ProjeklOrganisation und deren Besetzung, 

- der Defi ni t ion von Projeklzielen, 

- der Aufgaben- und Zuständigkeitsbeschrcibungen der Projektbe
rei l igten samr deren Kompetenzabgrenzung sowie 

- der Harmonisierung mir den Venriigen der Projektsteuerung, der 
Begleitenden Kontrolle und des Generalplaners. 

Aus Sicht des RH wären Ergänzungen, Formul ierungsänderungen, Har
monisierungen sowie Definitionen erforderl ich. Der RH gab i n  diesem 
Zusammenhang unmittelbar an lässlich seiner Erhebungen an Ort und 
Stelle insgesamt 22  Anregungen ab. 

Bund  20 1 2  1 
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(2a) Zu ergänzen waren: 

- die Trennung in  Besteller- und Erstellersphäre in der Projektstruk
,"ur, 

- die Zugriffsmöglichkeiten der Begleitenden Kontrolle auf a l le in der 
Erstel lersphäre am Projekt Beteiligten. 

- die Einbindung der Nutzerseite in  die Projektstruktur. 

- die Einberufung des Lenkungsausschusses und die Benennung sei
ner Mitgl ieder. 

- die eindcut ige Klärung der Zuständigkeit für die Gcnehmigung 
besondcrcr Nutzeranforderungen. d.h. betreffend Verändcrungen 
der Leistungsinhal te im Projektrahmen und darüber h inaus. sowie 
die K lärung. wie Nutzeranforderungen (Wünsche. Änderungcn ctc.) 
gchandhabt wcrden. 

- die Entscheidungsgrcnzcn i nnerhalb des Projcktkostenrahmcns 
( inha l t l ich. technisch. kosten mäßig). 

- die Zuständigkeit für das Führen von Verhandlungcn. 

- die Verantwortlichkeit des Projektleiters. die vertraglich vcreinbar
ten Leistungen von Konsulenten zu überwachen und einzufordern. 

- die Benennung der Pcrson des Projektleiters. 

- dic Bencnnung dcr Pcrsoncn dcs Kcrnteams. 

- die funkt ionale Einbindung des Projektleiters und dcr Projektstcu
erung in das Kernteam. 

- die Verpnichtung der Projekt beteiligten zur Berichtcrstattung bctreF
fend die Umsetzung von Entscheidungen. Aufträgen udgl. i n  der 
Geschä ftsord n ung. 

- das Ablaufdiagramm "Entscheidungs- und Änderungsmanage
ment", getrennt für die Planungs- und Ausführungsphase sowie 

- die Fest legung von Freigabefristen für den Projektleiter im Ablauf
diagramm und in  seiner Funktionsbeschreibung. 
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(2b) Zu formulieren bzw. defIn ieren waren: 

- klare, messbare Projeklziele (z.B. Inhalt und Zeithorizont der über
geordneten Projeklziele und der Teilprojeklzielc), 

- eine Gesc1üiFlsordnung für den Lenkungsausschuss bzw. die ver
bindl iche Vorgabe, durch wen eine solche zu crslel len ist. 

- die Definit ion von Quali frkationserfordernissen a l ler von Seiten des 
Parlaments entsandlen oder benannten Projcktbeteiliglen sowie 

- die mit der Funktion "Kontro l le (Plausib i l itiit)" , welche sich a ls 
Begriff im Ablaufd iagramm zum Verlrags- und Zusatzangebots
management fIndei, verbundenen AufgHbcn. 

(2c) Zu harmonisieren waren: 

- Höhe und I nhal t  des Projektbudgets (bis zur Vorlage des vertieflen 
modularen Vorentwurfs) in sämt l ichen Dokumenten, 

- die Projektzic1e (z.B. übergeordnete Ziele, Tei lprojektziele) in slimt
l ichen Dokumenten, 

- das Ablauföiagramm "Rechnungslauf Konsulenten" mil dem Ver
Irag der Begleitenden Kontro l le  sowie 

- das "Vertrags- und Zusatzangebotsmanagement" und das "Ent
scheidungs- und Änderungsmanagement". 

Die Parlamentsd irektion sagte die Umsetzung der Anregungen im Zuge 
der Erhebungen des RH an Ort und Stelle zur Gänze zu. 

7.2 Der RH hielt fest, dass die gewähl te  ProjeklO rganisation grundsälzlich 
für Großprojekte geeignet ist. Er sah das Organisations- und Projekt
handbuch als taugliche Basis, auf der aufgebaul und die Regelungen 
weiler entwickell sowie delailliert werden können. Dies sol l ie durch 
die Projeklsteuerung in Abstimmung mit der Aurt raggeberin wahrge
nommen werden. 

Der RH empfahl der Parlamentsdirektion, 

- Prozesse, Ablaufdiagramme udgl. darzuslellen und die Zustiindig
keiten einzelner ProjeklFunktionen zu beschreiben (z.B. mittels Pro
jekt funkt ionsdiagra mmen), 

Bund lOl / t I 
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- dabei k lare Regelungen für die Schnittstellen zwischen den Pro
jektbeteiligten, Projektfunktionen und Aufgabenbeschreibungen zu 
treffen, 

- Ergä nzungen bzw. Änderungen der Regelungen mit  anderen Ver
tr�igen zu harmonisieren, 

- im Projekt Sanierungsplanung weitere Meilensteintermine zu defI
nieren, 

- gnllldsätzlich bei a l len wesentlichen, i nsbesondere gebarungswirk
samen Entscheidungen das V ier-Augen-Prinzip zu verankern, 

- bereits bei der Erarbeilung des vertieften modularen Vorentwurfs 
zu berücksichtigen, dass a l le  künftigen Nutzer - so weit erforder
l ich - in  Projekten tscheidungen eingebundcn werden können, 

- Qual iftkat ionserfordernisse so zu defin ieren und die Projektfunkti
onen so zu besetzen, dass den Anforderungen eines Großprojekts 
d ieser technischen, rechtlichen und bauwirtschaftlichen Komple
xität entsprochen wird ; dies insbesondere in den Schlüsselfunkt i
onen des Projektleiters, der Stellvertreter und des Kernteams, 

- die im Organisations- und Projekthandbuch dargestel l te Projekt
struktur rasch umzusetzcn, sowie 

- bei der Weitcrentwicklung der Prozesse Schnittstellen- und Fristen
regelungen zu treffen (z.B. Rechnungsprüfung, Prüfung von Zusatz
angeboten etc.) und diese in den Verträgen zu verankern. 

Im Besonderen hob der RH d ie Empfehlung hervor, ausreichend für 
internes Know-how in technischer, rechtlicher und bauwirtschafl
licher H insicht auf Seitc des Bauherrn zu sorgen und im Sinne einer 
aktiven Wahrnehmung der Bauherrnfunkt ion die fachlichen, tech
nischen und flllanziel len Ressourcen der Parlamel1lsdirektion in der 
weiteren Abwicklung el1lsprechend dem Projektfortschrill rechtzeitig 
anzupassen; d ies unter H inweis darauf, dass das Parlament bei den 
bisherigen bauherrnseitigen Planungs- und Projektvorbercitungsmaß
nahmen in umfangreichem Ausmaß externe Dienstleister in Anspruch 
genommen halle. 
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7.3 Lau[ Stellullgllahme des PariameIlts werde das Orgallisatiolls- ulld Pro

jektlllllldbuch VOll der Parlall1ell tsdirektioll la ufend weiteren/ wickelt, 

kOllkre/isiert ulld all lieue Hera usforderullgell allgepassl. Alle Allre

gUlIgen ulld Empfehlullgell des RH seieIl L/lngese/zr bzw. bei der Pro

jek/orgallisa/ioll berücksichtigt wordell. 

- Im Zuge der IJer/ief/ell A usarbeitullg eilles Projektstruk[urplrl/ls im 

JUlli 2012  seieIl klare [/lid "erbilldliche Meilells/eille defillier/ wor

deli. 

- Wie schOll bei der Erstellullg des " GeSall1/kollzepts" (2010-201 1 )  
würdell die kÜllftigell Nu/zer ulld Nu/zerillllell auch bei der Plallullg 

des modulareIl Vorell/wu rjs elltsprechelld eillgebulldell werdell. 

- Die jür das Projekt Sallierullgsplallullg 1I0/ welldigell Projek/fullk

l iollell kÖlllltell derzeit 1I0ch (wellll auch lIur kllapp) mit deli /lor

I/Olldellell Persollalressourcell qualita/i/l ulld qtU/lI/i/a/i[) abgedeckt 

werdell. Im Zuge des Prqjek/for/schrills werde jedoch eille A ufsto

ckullg der Persollalressourcell in techllischer, reell tlicher ulld bau

wirtsc/llljtlicher Hillsicht jedellfalls lIötig SeilI. Dies sei illl Hill

blick aL([die persollellen Eillsparullgell im BUlldesdiellst nicht ohlle 

weiteres möglich. Durch die EillrieMullg eiller Prqjek/gesellscllllj/ 

kÖlllltell ill Zukulljt die erforderlicheIl Persollalressourcell wesell[

lieh leichter akquiriert werdell. 

7.4 Der RH verwies im Zusammenhang mit  der vom Parlament in Erwä
gung gezogenen Einrichtung einer Projektgesellschaft darauf, dass dies 
nicht dazu führen dürfe, Personalaufwand auf Dauer als Sachaufwand 
zu verrechnen. Es mussjedenralls - gleich in  welcher Organisations
form das Sanierungsprojekt abgewickelt werden w i rd - sichergestel l t  
sein,  dass die bestehenden Personal ressourcen des Parlaments mög
l ichst effizient für die Zwecke des Projekts eingesetzt werden. 

Tei lprojekt " Interimslokat ion und Übersiedlung" 

8.1 1m Zusammenhang mit der Erstel lung des Gesamlkonzepts zur Sanie
rung des Parlamentsgebäudes war die Frage der Nutzung des Gebäudes 
während der San ierungsarbeitcn bzw. der Optionen zur Aufrechterhal
tung des Parlamentsbetriebs im Zeitraum der Sanierung zu untersu
chen. Teil des Gesaml konzepts war daher ein Absiedelungskollzept. 
Aufbauend auf den San ierungsalternat iven wurden drei Absiedelungs-

Bund 20 1 2/ 1 1 
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varianten ausgearbeitet und bewertet 10. Die für die Absiedclung veran
schlagten Kosten lagen (exkl. USt) zwischen rd. 26,09 Mi l l .  E U R  und 
1 1 3,92 M it l .  EUR 1 1  (siehe Anhang 4). 

Das Parlament entschied im Februar 201 1 ,  die Gesamtabsiedelung des 
Parlamentsbetriebs während der Umbauzeit, die auch keine wechsel
seit igen Behinderungen von Baubet rieb u nd Parlamentsbetrieb ver
ursachen sollte, a ls  kostengünstigste Variante weiterzuverFolgen. 1 m  
März 2011 zog die Parlamentsdirektion in  Erwägung, den (allen) Stand
ort der Wirtschaftsuniversität Wien im 9. Wiener Gemei ndebezirk als 
Ausweichstandort für das Parlament zu nutzen l2 Naeh Kontakt mi t  
der B IG a ls  derzeitige Eigentümerin der Liegenschaft beauFtragte die 
Parlamentsdirektion mehrere Studien, um die bauliche, räumliche und 
technische Eignung des Objekts für die Zwecke des Parlaments zu 
untersuchen. 

Zur Zeit der GebarungsüberprüFung durch den RH lagen Ergebnisse 
betreFFend eine Techn ische Duc Di l igence bzw. eines Gebäudescans, 
ein Katalog erforderl icher planerischer, techn ischer u nd behörd l icher 
Maßnahmen, ein Katalog der riiuml ichen AnForderungen sowie Nut
zungsszenarien für das Objekt vor. Die Parlamentsdirekt ion wendete 
hieFür nl. 90.000 EUR ( ink l .  USO auF. Demnach wurde das Gebäude 
räumlich als geeignet und der techn ische Zustand grundsätzlich als 
sehr gut ei ngestuft ;  die Gutachter zeigten a l lerdings auch die Notwen
digkeit umFangreicher Instandha ltungsarbeiten, vorwiegend im Bereich 
der Gebäudetechn ik ,  auf'. 

1 0  Abs;cc!clungsvariante I :  Tcilabsicdclung in zwei Etappen. Plcnarbelrieb bleibt i m  Haus 

Absiedeluilgsvarianlc 2: Tcilabsicdclung in einem Zug:, Plcllilrbclrieb bleibt im HClUS 

Absicdclungsvflritlllle J: Gesarnwbsil'dclung. Plcnarbetrich iluf'lcr HallS 

11 Die wesentlichen Kostenbestandteile waren 

Brlricbskosten während der Bauphase, 

Absicdelung. 

Nnchlarbcil. 

Slaub- lind Uirmschulz. 

Baudaul'r. 

Bauu nlcrbrechu ngl'n, 

Provisorien, 

Siedlung �Pleni1rclusler··. 

1 1  Die Winschaftsuniv('rsität Wien errichtet im zweiten Wiener Gemeindebezirk einen neuen 

Univcrsitihscampus und beabsichtigt. mit Beginn des Wintcrse1llcsters 201 3/201 4 den 

Univcrsiriitsbetrich dorthin zu verlegen uml den alIeIl Standort giinzlich zu rÜutl1ell. 
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Die zuletzt vorliegenden Termin-Meilensteine vom Jänner 201 2 gin
gen davon aus, dass im Jahr 201 2  eine grundsii t zl iehe Einigung mit 
der BIG über die Nutzung des Gebäudes getroffen wird. Nach Planung 
der erforderl ichen Adaptierungsmaßnahmen sowie der ßelegung des 
Objekts sollte Ende 20 1 4  ein Mietvertrag abgeschlossen und nach Aus
führung der Adaptierungsmaßnahmen die Besiedlung in der zweiten 
Jahreshälfte 20 1 5  möglich sein. 

Dieser Zeitablauf setzte die p lanmäßige Entscheidung der Pol i t ik  über 
den Umfang der Sanierung des Parlamentsgebäudes im September 20 1 4  
voraus. Sollte das Parlament zu diesem Zeitpunkt noch keine Enlschei
dung über d ie Sanierung t reffen oder von der notwendigen San ierung 
des Parlamenlsgebäudes gänzlich absehen, wiirc die B IG verhalten, 
das Objekt - gegebenenfal ls  vorübergehend - alternativ zu nutzen. 

8.2 Der RH teilte die Auffassung des Parlaments, wonach im Falle der 
Gesamtsanierung des historischen Parlamentsgebäudes die Gesamt
absiedcJung des Parlamentsbetriebs während der Bauzeit die wirt 
schaftl ich vorteilha fteste Lösung sei. Er  wies aber darauf hin,  dass die 
vertraglichen Bedingungen mit  einem kün ft igen Vermieter des Aus
weichquart iers a l le  Sanierungsalternativen umfassen müssen. Dem
nach sollten die Koslen für vorbereitende Planungs- und Adapt ie
rungsmaßnahmen im Ausweichquartier auch für den Fal l ,  dass es zu 
keinen umfassenden Sanierungsmaßnahmen im Parlamentsgebäude 
komml und auf die Absiede1ung des Parlamentsbetriebs verzichlet 
werden kann,  min imiert werden. 

Vergaben und Vergabegrundlagen 

Neugestaltung des 
Nationalratssitzu ngs
saals 

40 

9.1 Nach der Entscheidung über die Notwendigkeit, den Nal ionalratssit
zungssaal zu sanieren, führte das Parlament [als Republik Österreich) 
vertrelen durch die ßIG ab dem Jänner 2008 einen EU-weilen offe
nen, zweistufrgen Wel lbewerb [Real isierungswellbewerb) mil anschlie
ßendem Verhandlungsverfahren für die Vergabe der Generalp laner
leistungen durch. Der Welibewerb [ 1 .  Stufe des Vergabeverfahrens) 
schloss mi t  der Ermi t t lung eines Gewinners. 

Die Verhandlungen über die weitere Beauftragung und somil eine Fesl
legung über den Projektumfang, das Honorar ud gl. wurden nichl abge
schlossen. Die Parlamentsdirektion beauftragle den Gewinner des Reali
sierungswellbewerbs nichl schriftlich mit den Generalplanerleislungen. 

Dennoch erbrachle der Gewinner des Real isierungswellbewerbs in 
Absprache mil der Parlamentsdireklion Leistungen, die über die Erstel-

Bunu l O l </ 1 1 
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lung der Wettbewerbsunterlagen hinausgingen. A m  1 5. Dezember 2009 
schlossen die Parlamentsdirektion und der Gewinner des Realisicrungs
wettbewerbs einen Vergleich über die Nutzungsrechte am Wettbewerbs
entwurf und die Abgeltung der zusätzlich erbrachten Leistungen. Ein 
deta i l l ierter Nachweis über die Leistungserbringung und die Ergebnisse 
lag nicht vor. Der Vergleich beinhaltete die Zahlung eines Betrags von 
400.000 EUR link!.  USt) und räumte der Parlamentsdirektion das unein
geschränkte Nutzungsrecht an den vom Gewinner des Real isierungs
wettbewerbs erbrachten Generalplanerleistungen ein. 

Im Jänner 20 1 2  unterzeichneten die Parlamentsdirektion und der Gewin
ner des Realisierungswettbewerbs ein Memorandum 01' Understanding 
mit dem Ziel einer weiteren Zusammenarbeit bei der beabsichtigten 
Sanierung des Parlaments. Der Grundgedanke d ieses Memorandums lag 
in der Integration der Planungsleistungen des Nationalratssitzungssaals 
in das Gesamtprojekt und die organisatorische Einbindung des Gewin
ners des Realisierungsweltbewerbs als Subplaner des noch zu beauf
tragenden Generalplaners. 

9.2 Der R H  kritisierte, dass nach der Ermittlung des Siegers im Wettbewerb 
das Verfahren nicht abgeschlossen wurde. Weiters bemängelte er, dass 
die Parlamentsdirektion weder das Honorar noch den Leistungsumfang 
der in der Folge zu erbringenden Leistung schriftl ich festhielt und die 
Dokumentation der Kommunikation mit dem Auftragnehmer [z.B. die 
I nhalte der mündl ichen Beauftragungen) nicht den Anforderungen an 
ein umsichtiges Bauprojektmanagement [Anti-Claimmanagement) ent
sprach. 

H insicht l ich der Absicht des Parlaments, den künftigen Genera lpla
ner zu verpflichten, den Gewinner des Realisierungswertbewerbs a ls 
Subplaner zu beschäfr igen, wies der RH auf das Risiko hin,  dass durch 
die auft raggeberseitige Vorgabe eines Subplaners der Bieterkreis ein
geschriinkl werden könnte. 

9.3 Laut Stcllungnahmc dcs Parlamcnts sci in der Sitzung des Bal/komitces 
Dm 10. Dczember 2009 Eillvcmchmcn erzielt worden, dass dic Ncuge
stalulIIg des NationalratssitzungssDals in ein Gesamtkonzeptfiir das Par
lamcntsgebiiude intcgrien werdelI solle. Aus dicsem Grund sci lIIit delll 
Weubewerbssieger ci n all ßcrgcrich tlicher Vcrglcich ZlI r Abgeltung der 
bisher erbrachten Leistllllgen sowie dcr diesbczüglichen WcrknutZllllgs
rcchte abgeschlossen worden. Von der verpflichtcnden Überbindung des 
Wellbewcrbssiegcrs als SubplDner an den künftigcn Generalplaner sei -
zur Vermcidung enlslehender Risiken - Absllllld gcnollllnell wordclI. 
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Ausgangslage 

10 Im Zeilraum zwischen März 2010 und April 201 1 ertei l te die Par
lamentsdirektion JO Dienstleistungsaurt räge in einem Umfang von 
rd. 2,27 Mi l l .  EUR für die Erarbeitung des Gesamtkonzepts (siehe 
Anhang 2). Mit  Ausnahme der Leistung "Genera lkonsulentenlcis
tungen", die i n  einem Verhandlungsverfahren ausgeschrieben wurde, 
bediente sich die Parlamemsdirektion bei sämtl ichen anderen Dienst
lcistungsaufträgen der Direkrvergabe. Der Schwellenwert gem�iß Bun
desvergabegesetz 2006 (BVergG 2006) für die Zulässigkeit einer Direkt
vergabe lag bei 100.000 EUR. Die Vergabegrenzwerte waren gemäß 
BVergG 2006 in  Übereinst immung mit europarecht l ichen Vergabevor
schrirtenjeweils ohne USt bemessen. Der R H  überprüfte Vergaben mit 
Vergabesummen zwischen 90.000 EUR und 100.000 EUR. 

Vergabe "Erarbeitung eines Gesanllnulzungskonzepts (Bedarfsplanung) 
im Rahmen der Sanierung des historischen PariHmemsgebiiudes" 

1 1. 1  Die Parlamentsdirektion holte von zwei Unternehmen unverbindliche 
PrcisilUskünfie ein.  E ine Auflragswertermit t lung"  durch die Parla
mentsdirekt ion fand nicht statl. Am 7. April 2010 beauflragte die Par
lamentsdirektion ein Unternehmen mit der Ausführung des Dienstlcis
tungsauflrags. Die Auf1ragssum me belrug 99.450 EUR (exkl. USt). In 
ihrem Auflragsschreiben begrenzte d ie  Pariamelllsdirektion den Leis
tungsumfang mit 85 I'ersonentagen. Neben diesem Hauptauflrag beauf
tragte die Parlamentsdirekt ion den Auftragnehmer im Juli  und Septem
ber 2010 mit der Erbringung von Zusatzleistungen. Insgesamt zahlte 
die I'arlamenlsd irekt ion dem Auflragnehmer 1 49. 1 7 5  EUR (exkl. USt). 

1 1.2 Der RH krilisierte, dass die PilriHmenlsdireklion keine eigene Aul'trags
wertermilliung durchführte. Bei einer umfassenden Auft ragswerter
mitl lung wäre der Auft ragswert über 100.000 EUR gelegen und eine 
Direklvergabe unzulässig gewesen. Der RH empfahl der Parlamenls
direktion, die Auftragswertermilt lung künftig lückenlos durchzufüh
ren und zu dokument ieren. 

11 .3 Laut Stellullglla h me Ilcs Pa rlamcllts sei lIie liickelliose A uftrags/verter

mi/llull9 auJgrtlll1l lIer /1011 lIell politischeIl ElltscheidllllgSt rii(jem Jest

gelegtclI kllappell Zeil/!orgllbe /1011 zwölf MOllateIl Jii r lIie Erstdlullg 

lies Gesllmtkollzepts lIicht ;11 a lIeIl Fiillell möglich gewesl'lI. Dies ills

besollilere 1111111/, /Oellll lIie Preisllllgemessellheit lIer Leistullg lIichl ill 

ZI/Ieifd stllllil. 

" Gl'miin § 1 3  Ab�. J BVerg:G ist (kr vom Auft raggeber slchkundig" gc,chiiI71{' Auf

tragswrn eier Mnß'iwb für die ßcuncilung deo; Erreichcl1s dt"S Schwellellwt'rts. 

Hund U l L  1 1  
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Die Parlalllelltsdirektioll I/Jerde im Zugc /l01l A uftrags/lcrgabell lau
fellder oder kÜllftiger Projekte /lerstiirkT darauf Bedacht lIelllnell II /ul 

al(( die ausreicllellde DokumellTatioll der A ufrragslVerrermiTTlulI[J ulld 
der Preisa IIgemessellheit aclttell. Mit der seiT JUli i 20/2  i 11 Kraft beji IId
lichell illtemell Verfahrellsallieitullg zur Stalldardisierullg 11011 Vergabe
akteIl seieIl die diesbezüglicheIl EII/flfeli lullgell des R/-I umgeseTzt l/JordclI. 

Vergabe "Sichtung und Bewertung von Bestandsunterlagen im Zuge 
der Bestandserhebung Heizung-Kl ima-Lüftung-Sanitär" 

12.1 Die Parlamentsdirektion holte am 4. April 2010 ein Angebot eines Auf
t ragnehmers zur Bestandserhebung Heizung-Kl ima-Lürlu ng-Sanitär 
ein und beauftragte den Auftragnehmer am 8. April 2010 mit der Erbrin
gung der Leistung. Die Angebotssumme belief sich auf 12.327 EUR (exkl. 
USt). Am 31. Mai 2010 beauftragte die Parlamentsdirektion denselben 
Auftragnehmer mit der Erbringung weiterer Leistungen zur Bestands
erhebung Heizung-Klirna-Lüftung-Sanitär mit einem Auftragswert von 
87.045 EUR (exkl .  USt). 

Der Gesamtwert der Aufträge belief sich somit auf 99.372 EUR (exkl .  
USt) .  Die Parlamentsdirektion führte keine Schätzung des Auftrags
werts durch. Eine Überprüfung der Preisangemessenheit durch Ei nho
lung von Preisauskünflen durch die Parlamentsdirektion fand nicht 
statt. Die Leistungserbringung erfolgte ab 25. März 2010. Die Schluss
rechnung der Aufträge samt erteil ten Zusatzaufträgen ergab einen Wert 
von 141.555,40 EUR (exkl .  USt). 

1 2.2 Der RH krit isierte, dass eine Ermi t t lung des Auf'tragswerts und eine 
Abschätzung des Leistungsumfangs n icht durchgeführt wurden. In 
Anbetracht der Höhe des Auflragswerts (Subschwelienwert für die 
Dircktvergabe 100.000 EUR) wäre eine präzise Ermi t t lung des Auf
t ragswerts und aus wirtschaftlichen Überlegungen die E inholung 
von Preisauskünften zur Überprüfung der Preisangemessenheit ange
bracht gewesen. Der RH kritisierte weiters, dass die Leistungserbrin
gung bereits vor Angebotslegung des Auftragnehmers und der schrift
lichen Beauftragung durch die Parlamentsdirektion stattfand. 

Der RH empfahl der Parlamentsdirektion, die Auftragswertermirtlung 
lückenlos durchzu führen, nach festzusetzendem Standard Vergleichs
offerte einzuholen und die Vergabeprozesse so abzuwickeln, dass die 
Auswahl und schriftliche Beauftragung der Auftragnehmer vor der 
Leistungserbringung sichergestei l i  werden können. 
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12.3 Laut Stellllllgllo/lllle des Pariamellls sei ouJgrulld der 11011 deli po/i
tischell Elltscheidullgslrägern Jestge/egtell kllappell Zcitl'orgabe 1'011 
ZI/lölf MOllnlell .flir die Erstellullg lies Gesllllltkollzepts eille liickelliose 
Auftragswerternlittlu llg sowie die Eilliro/ullg /1011 Verr,leichsallgebotell 
lIicht ill lIlIell FälleIl möglich gewesell. illsbesolldere wellll die Preisall
gemessellheit der Leistullg lIicht ill ZweiJeI Stlllld. Diese kllappe Zeit
I'orgabe sei auch der GrIllId daJiir gewesell, dllss ill welligeIl Ausllah llle

jiillell die Leistullgserbrillgullg kurz /lor der scirriJtlicilell BcauJtragullg 
begOl/llell hat. Der schriJtliche Absclrluss 11011 Verträgell /lor Begillll der 
Leisrullgserbrillgullg sei jedoch der RegeUilll. 

/111 Zuge 11011 A uJtragsllergabell 10uJellder oder kiillJtiger Projekte werde 
die Pariomelllsdireklioll Iierstlirkt auJ lliese PUllkte Bedacht lIehmell. 
AuJtragswerlerlllilllu IIg kii llftig lückellios elltspredlelld deli illternell 
Vergaberidl tl i 11 iell du rdrjti /r rell u IId dokulllell tierelI. Vergleid,soJJerte 
eill//Olell Ulld die ElllpJehlu llgclI des RH umseIzelI. 

Vergahe "Projektsteuerung Flir das Gesamtkonzept" 

13.1  Am 4. Miirz 2010 erste l l te ein Auftragnehmer ein Angebot zur Erbrin
gung der I'rojektsteuerung für das Ges<1mtkonzepl. Am 22. März 2010 
fand die Übermi t t lung des Angebots an  die Parlamentsdirektion statl. 
Die Parlamentsdirekt ion beauftr;lgte am 1 .  April 2010 diesen Auft rag
nehmer. Am 1 .  März 2010 halle der Auft ragnehmer bereits mit  der Leis
LUngserbringung begon nen. Die Schlussrechnung wies einen Betrag 
von 1 49.61 4.80 EUR (exkl. USt) aus. 

13.2 Der RH krit isierte, dass keine VergleichsolTerte eingeholt wurden. Wei
ters stel l te er Miingel bei der Beaurt ragung fest, weil die offiziel le 
Beauftragung erst e inen Monat nach Beginn der Leistungserbringung 
stat tfand. 

Er empfahl der Parlamentsdirektion, nach festzusetzendem Standard 
Vergleichsofrerle einzuholen und die Vergabeprozesse so abzuwickeln, 
dass die Auswahl und schrift l iche Beauft ragung der Auftragnehmer 
vor der Lcistungserbringung sichergestel l t  werden können. 

1 3.3 Das PariameIlt IIahll1 dazlI wie ill TZ t2 dargelegt Stellllllg. 

B ntl ,'>11 ' I  
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Projekt "Planung der 

Sanierung Parla

mentsgebäude und 

Vorbereitung einer 
Ersatzlokation" 

Bund 20 1 2/ 1 1  

Wahl der Vergabeverfahren 

14.1 ( I )  Die Parlamentsdirekt ion wählte für die Ausschreibung der Dienst
leistungen .. Projektsteuerung mit Tei l lcistungen der Projektleitung" 
und .. Begleitende Kontrolle" das Verhandlungsverfahren mit  vorhe
riger Bekannt machung für den Oberschwellenbereich. 

Das Verhandlungsverfahren mi t  vorheriger Bekanntmachung darf 
bei Dienstleistungsaufträgen nur dann gewählt  werden, wenn einer 
der in § 30 Abs. I BVergG 2006 abschließend aufgezählten Gründe 
vorliegt " . Die Parlamentsdirektion bezog sich in  ihren Aussehrei
bungsunterlagen auf  Ziffer 3 des § 30 Abs. t BVergG 2006' 5. Da 
das Verhandlungsverfahren ein Ausnahmeverfahren darste l l t ,  sind die 
besonderen Umstände, aufgrund derer es durchgeführt werden kann, 
gemäß § 36 BVergG 2006 i n  einem schriftl ichen Vergabevermerk fest
zuhalten. E ine schriftliche Begründung für die Wahl dieses Verfahrens 
lag in der Parlamentsdirektion nicht vor. 

(2) Die Präsident in  des Nat ionalrats entschied a m  28. Februar 2012, 
die Generalplanerleistungen nach Durchführung eines Real isierungs
wettbewerbs zu vergeben. Festlegungen hinsichtlich der Ausgestal tung 
des Verfahrens lagen zur Zeit  der Gebarungsüberprüfung (Verfahrens
ordnung Teil 2A analog der Projektsteuerung) nicht vor. 

14.2 Der RH hielt fest, dass die auszuschreibenden Dienstleistungen (Projekt
steuerung mit Tei l leislungen der Projeklleilung und Begleitende Kon
trolle) unter den Ausnahmetatbestand des § 30 Abs. I Z 3 ßVergG 2006 
(geistige Dienstleistungen) fal len können. Er krit isiertejedoch, dass der 
Auft raggeber - speziell unter Berücksichtigung des hybriden Charak
ters ' 6  der Dienstleistungen - die Gründe für die Wahl der Verfahrens
art n icht schri f t l ich festhiel t, obwohl dies gesetzlich verpniehtend war. 

t.. _ keim' ordnungsgclllHßl'n oder nur llflflnnchlllbarc Angebole nach offenem oder nicht 

orlcncm Vcrrnhrcli mit vorheriger Bekanntmachung oder wCllhewcrhlichcm Di<llog 

und ur.;prünglichc Bedingungen rur d(.'11 Dicll.!ltlcbtullgstluflrag werden nichl gmnd

legend gl'iindcrt; 

- Dicn<;t lcislullgcn, die eine vorherige globale Prcisgl'sial tung nichl zulassen : 

- vertragliche Spczinkat  ionen fiir orrcllcs oder nicht offel1(,<; Verfahren mit vorheriger 

ßckilllnt l11achung nichl hinreichend gl'lHlu rcsl lcguar, 

I<, Ziffl'r ) :  ft.,.elil' zu l'rhringendell DieIlSllei'ilungcll, in�bl'sundcrl' gl'islige Di('nstlei<;lullgell 

wil' Bauplanungslcisl lmgen und Dicnstlci�lungcn ein K:lIegorie 6 dl'� Anhanges 1 1 1 .  
(krgestalt sind, da� .. vertragliche Spezifikationen nicht so gentlu festgelegt werden 

künncll, das .. der Auflmg durch die Wahl dl'!> bl'�ten Angebot .. im orfenen oder nicht 

orrenen Verfahren mit vorhl'rigl'r BekannOllad1l1l1g vergehcll werden kilnn." 

If, Leistungen, dil' sowohl tC{'hl1isch-kon�lrukt ivl' als auch gl'stalleri .. ch-kre<ltive Ele

mente enthalten 
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Der RH emplilhl der Parlamenlsdireklion - auch im Sinne ihrer Rechls
position in einem NachprüfungsverrallTen -, die maßgeblichen Gründe 
für die Wahl der Vcrhandlungsverrahren schri ft l ich rcslzuh;lllen und 
in den Vergabevermerk aurzunehmen. 

Der RH steille rest, dass gem�iß BVergG 2006 für die Vergabe der Gene
ra lp lanerleislungen sowohl ein Verhandlungsverrahren als auch ein 
Realisierungswetlbewerb recht l ich möglich sind. E ine weitergehende 
Bewenung des zu wählenden Verrahrens war dem R H  aurgrund der 
noch nicht vollständigen Unterlagen betrerrend die Ausgestaltung des 
Verrahrens zur Zeil der Erhebungen an Ort und Stelle nicht möglich. 
Der RH hielt jedoch grundsätzl ich rest, dass es bei einem Real isie
rungsweltbewerb Teil der Ziclselzung sein muss, auch nt'ue p lane
rische Lösungsansätze zu finden. 

14,3 Das Parlament Iierwies in seiner Stellunglwllme auf§ 1 36 ßVergG 2006. 
Demnacll IIaben A uft raggeber "einen VergabeJlermerk über jeden Jler
gebenen A uftrag . . . . .  anzufertigen . . . . . : Dies bedel/tc, dass ein soleller 
VergabelJenllerk erst nacll A ujtragsl1ergabe erstellt werdelI könne; dies 
u1e"le sdbstJlerstiilldlicll erfolgelI. 

Auell die im Juni 2012  in Kraft gesetzteIl intemen Vcrgabericlltlinit'n 
des Parllllllellls würden die Notwendigkeit riner ausreicllenden scll rift
licl,en Dokumelll{Jtioll der Verfil lirellsJllalil ullterstreicl,cn. 

Vollständigkeil der Bewerbungs- und Ausschreibungsunterlagen 

15,1 Das Parlament übermittelte dem RH im Dezember 2011 Venragsunter
I;lgen (Bewerbungs- und Ausschrcibungsunterlagen) zu den Vergahe
verfahren "Projektsleuerung mil Tei l leislungen der Projeklleitung" und 
"Leistungen der Begleitenden Kontrolle". Sie umrassten die erste SlUre 
(Bewerbungsunlerlage zum Verhandlungsverrahren) und die zweite 
Stule des Verhandlungsverrahrens (Tei l  2A Verfahrensordnung) sowie 
auch die weiteren Ausschreibungsunterlagen (Teil 213 bis 21). 

R rnd 201 2 ' 1  
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Die dem RH i m  Miirz 20 1 2  übermittelten AusschreibungsunIerlagen zu 
den "Generalplanerlcistungen" umfassten nur die Teile B (Leistungsbe
schreibung) und C (Vertragsbest immungen) der zweiten Stufe ' ?  

15.2 Der R H  hielt fest, dass sich die Überprüfung der llewerbungs- und Aus
schreibungsunterlagen zu den "Generalplanerleistungen" aufgrund der 
zum Zeitpunkt der Erhebungen an Ort und Stel l e  noch nicht vollstän
dig vorliegenden Unterlagen auf die beiden übermittelten Venragsbe
standteile beschriinkte. 

Der RH empfahl  der Parl amentsdirekt ion, bei der weiteren Ausarbei
tung der Bewerbungs- und Ausschreibungsunterlagen zu den "Gene
ralplanerleistungen" die Empfehlungen, die der RH zu anderen Bewer
bungs- und AusschreibungsunIerlagen abgab (siehe TZ 1 6) .  sinngemäß 
zu berücksichtigen. 

15.3 Laut Stellullgllahme des PariameIlts würdell die Allmerkullgell des RH 
auch bei der Ausarbeitullg der A usschreibullgsullleriagell ZlIr Filldullg 
eilles GCllcralp/{lI/ers sowie bei alleIl alIdereIl kÜllftigell VergabeIl sillll
gemäß berücksichtigt werde/I. Im ÜbrigeIl "erwies es a uf seille Slel
IUlIg/whme zu TZ / 6. 

Inhal te der Bewerbungs- und Ausschreibungsunlerl,lgen 

16.1  ( I )  Die Parlamentsdirektion beauftragte zwei Konsulenten (einen Kon
sulenten für den Vertrag der "Begleitenden Kontrolle", einen anderen 
für die Verträge "Projektsteuerung mit Tei lleistungen der Projektlei
tung" sowie "Generalplanerleistungen") mit  der Erstel lung des Tei ls 211 
(Leistu ngsbeschreibung) der Ausschreibungsunterlagen. Die Struktur 

1 1  Vertrag,:;ullIerlal:wn (Ikwerhungs- lind Ausschrcibungsulllcrlilgen): 

Teil Inhatt 

IA Bewerbungsunterlage 1. Stufe 

18 Anhang zur Bewerbungsunterlage 1. Stufe 

2A Verfahrensordnung 2. Stufe 

28 le is tungsbesc h rei b U 09 
2C Vertragsbestimmungen 

20 Vorgaben für die Erstellung des Angebots 

2E1 Deckblatt für vorzulegende Unterlagen 

2E2 Preisblatt 

2F Bietererklärung 

2G Deckblatt für Beilagen zum Angebot 

2H Elektronisch bereitgestellte Unterlagen 

2r  Projektbesch rei bung 
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der Lcistungsbcschreibungen war daher grundsätzl ich unterschiedl ich 
auFgebau l ' H  

(2) Der RH gab im Zuge sciner Erhcbungen a n  Ort und Stelle insge
samt 123  Anregungen bet rcffend Ergänzungen. Formulicrungsände
rungen (u.a. Schreib- und S innfehler). Harmonisierungen sowie crfor
derliche DeF,n it ionen ab. 

Tabelle 3: Feststellungen zu den Vertragsunter
lagen gegliedert nach Vertragsteil 

Vertragsteil 

Teil lA 

Teil 28 

Teil 2C 

Teil 2E2 

Teil 21 

Summe 

Quelle: RH 

Im Wescntl ichen betrafen diese: 

Anzahl der Feststellungen des RH 

10 

74 

36 

2 

1 

123 

(a) im Vcrtragsteil I A  .. Bewerbungsunterlagc" : 

- die I-Iarmonisicrung der Vertragsunterlagen von .. Projektsteuerung 
mi t  Teilleistungen der Projekl leitung" und .. Begleitende Kontrolle" 
sowie 

- die Erweiterung des Bewerberkreises für die Abgabe eines Ange
botes (von drei auf fünll. 

(b) im Vertragsteil 2B .. Leistungsbeschreibung": 

- die Defin it ion des Leistungsbeginns. des Leistungs- bzw. Pro
jektendes und der zu bemusternden Bereiche; 

- Ergänzungen. Harmonisierungen und Konkretisierungen in den Pro
zessen Vergabe. AbrechnungsprüFung und Zusatzangebotsprüfung 

1 8  So WiH bei der LcislUngshcschrcibung zu r  . .  Pr�iektsl('ucrul1g mit Tcillcislungell der Pro

jektlcitung" die I- Ionorarleitlinic flir Projektslcucrung (l ID-PS) abgedruckt, wescntliche 

Ergiinzungen in eigenen Punkten 'lnschlie(l<'nd vermcrkt ;  bei der Lcislungshcschrci

tHIng zur "Begleitenden Kontrolle" waren w('scllIlichc Ergänzungen in die Honorar

leitlinie' für Begleitende Kontrolle (HO-BK) il1!('gricrt. 

Bund 20 1 2/ l 1  
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l ink ! .  Änderungsmanagement) ' 9. i m  Berichts- und Besprechungs
wesen sowie bei der Kostenplanung. der Tcrminplanung und -koor
d ination und in der Phase Projektabschluss; 

- die Bereinigung von Sinnrehlern und Harmonisierung der Numme
rierung der Venragspunkte; 

(b. l )  in der Leistungsbesehreibung der Projektsteuerung; 

- das Führen und Protokoll ieren von Aufklärungsgesprächen und 
Verhandlungsrunden sowie 

- die Erste l lung von U nterlagen für den Lenkungsausschuss; 

(b.2) in der Leistungsbeschreibung der Begleitenden Kontrolle; 

- die Aurgliederung der Leistungen gemäß G l iederung nach der Hono
rarordnung aur die Leistungsphasen sowie 

- die Streichung nicht errorderlicher Leistungen bzw. Priizisierung der 
Leistungsinhalte bezogen aur die einzelnen Projektphasen gemäß 
I lonorarordnung; 

(b.3 )  in  der Lcistungsbeschreibung der Generalplanerleistungen; 

- Erg1inzungen und Derll1itionen zur Erste l lung des venierten modu
laren Vorentwurf's und zur Berücksichtigung der Nebengebäude bei 
der Generalplanung; 

- die Erweiterung des Zeitvorlaurs bei der Vorlage der Leistungsver
zeichnisse; 

- die Mitwirkung bei der Übersied lungsplanung; die Ausarbeitung 
des Beschi lderungssystems; 

- das Erwirken und Ausstellen sämtl icher errorderlicher Dokumente 
zur FenigstcJlungsanzeige; 

l'l In�h�ondrrl' belraf dies bei den angefUhnen Pro7..co;;sen: 

Inhaltl iche Vorgahl'll 71H Prüfung von 

Ant-(l'IlOll'1l (z.B. hin�irhllich SpckulatiollspOIl'llzial<;, Angcl1ll'S\l'nh('it eil" Prrise): 

Rt.'chnungell (So!l-lsl-Wird-Vcrglcichc) und 

ZusaI1r111/.{l'bOlCn (delll Grunde und der lIöhe nach), 

PrOCfrisll'1l bel der Abrl'chnungspriifung lind bei def Pnifung von Zusal7angeholcI1 sowie 

die Prurlln� von KOIl!tulclltenll'i"lungen. 
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- die Harmonisierung dcs Planlaufs (Schnittstellc mi t  Projektsteue
rung und Abgleich mit Organ isations- und Projekt handbuch) sowie 

- die Ergänzung, dass die Best immungen der I- Ionorarordnung für 
Architekten und Ingenieurleistungen für die Leistungsbeschrei
bungen gel ten ; 

(c) im Vertragstei l 2C .. Vertn'gsbcst immungcn " :  

- d i c  Ergänzung der Leistungsinhalte, dic im Fa l l  der Auseinanderset
zung mit  Drillcn sowie bei der Erteilung von Auskünften zu erbrin
gen si nd ; 

- Ändcrungen in der Nummericrung; die Konkretisierung des Endes 
dcr "Leist ungsphase I " ;  

- die Änderung dcs Index zur Valorisicrung vom al lgemeinem Bau
kosten index (mi t  Antei l  .. Sonst iges") auf einen \"ür geistige Leistun
gen entsprechenden; 

- die KlarsteIlung der Bedingungen, unter denen dic Honorarhemcs
sungsgrundlage im Fa l le  von Kostcneinsparungcn geändert w ird ;  

- Ergänzungen betreffend Vcrgütung von zusiilzlichcn Leistungcn, 
dcr angcordneten Lcistungsunlcrbreehung und der Leistungserbrin
gung auf Basis von aktuellcn Rahmenterminplänen; 

- dic Berein igung von S innfehlcrn bzw. die Ergiinzung von Zustän
digkeiten ; 

- die Regelung zur Vergütung von Leistungen in der "Leistungsphasc 2" ; 

- die - je nach rechtlicher Erfordernis zweckmäßige - Harmonisierung 

dcr Vcrtragspunkte .. Verzug", "Vertragsstrafe", .. gcii ndcrte und zusätz

lichc Leistungcn, Mchrfachbearbeitungen" sowie .. U rheberrech t" ;  

- zusätzliche Vertragspunktc wic .. Rechtsnachfolgc" und .. Erschwer
nisse durch den Parlamentsbetrieb" ; 

(c. l )  in den Vertragsbest immungcn der Projektsteucrung: 

- Ergänzungcn i m  Vertragspunkt .. Haftung", z.B. zur Einhaltung der 
Kosten und Termine; 

BUlld O '  1 1  
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(c.2) i n  den Vertragsbest immungen der Generalplanerleistungen: 

- die Ergänzung bzw. I- Iarmonisierung der Koordinat ion und Abst im
mung der Leistungen, z.B. der Kontrol le  der Ausführenden und der 
Örtlichen Bauaufsicht und bei der Abst immung der Planungsleis
lungen mit der Au lhaggeberi n ;  

- die Ergänzung des Vcrtragspunkts .. pauschalierter Schadenersatz" 
im Fal l c  von Mengcnabwcichungcn (Verhä l tn is von ausgcführten 
zu ausgeschriebencn Mcngen); 

(d) im Vcrtragstcil 2E2 .. Prcisblatt/l - lonorarangebot" : 

- die - analog zum Teil 2( - Konkretisierung des Endes dcr .. Lcis
t ungsphase \ " ; 

- die Festlegung, Vergütungcn ausschließlich gemäß Zahlungsp lan 
zu leistcn ;  

- d ie  Aufgl iedcrung dcs jcwei l igcn Honorarangebots bzw. des Per
sonaleinsatzplans auf dic Leistungsteile .. Sanierung Parlamcntsge
bäude", .. I nterimslokation" und .. Nebengebäudc" ; 

(e) i m  Vertragsteil 2 1- 1  .. Elektronisch bereitgeste l l te Unterlagen": 

- die Abbildung der Phasc der Prüfung des vertieften modularen Vor
entwurfs durch dic Konsulenten im Rahmenterminplan sowic dic 
s inngemäße Ergänzung in den Vertragsteilen 2B und 2(; 

(11 im Vertragsteil 2 1  .. Projektbeschreibung" : 

- die Klarstcllung, wic sich das Honorar gemiiß I-Ionorarangebot ver
ringert, wcnn Lcistungen zur I nterimslokation und Übersied lung 
vcrmietersei t ig erbracht werden (gemäß Teil 2E2 - Anregung des 
RH zur Honoraraufgl iederung in Tei l  2E2). 

(3) Operativ crfordcrlichc technische Deta i l fragen wurden im Zuge der 
Erhebungen des R I -I  an Ort und Stel le geklärt; der RH übergab den Vcr
tretern der Parlamentsdirekt ion bei der Schlussbesprechung cine Auf
l istung seiner Deta i l feststel lungen und Anregungcn sowie der bezug
habendcn FundsteIlen in den Dokumenten. 

Die Parlamentsdirektion sagte die Umsetzung siimtl icher Anregungen zu. 

5 1  
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16.2 Der R H  merkte an, dass die unterschiedliche Strukturierung der Leis
tungsbesehreibungen den Vergleich und die Abst immung zwischen 
den Ausschreibungsunterl,lgen erschwerte. Er bemängelte, dass nicht 
eine einheit l iche Struktur gew;ih l t  bzw. vorgegeben wurde. Eine Viel
zahl seiner Feststel lungen war auf eine unzureichende Prüfung der 
Unterlagen durch das Parlament zurückzurohren2o; die Bewerbungs
und Ausschreibungsunterlagen warcn in dieser Form nicht ausschrei
bungsreif. 

Der RH hielt positiv die grundlegende Zusage zur Umsetzung seine 
Anregungen, die auf Basis seiner Erhebungen und an  Ort und Stelle 
getät igten Feststel l ungen unmit telbar erwachsen sind, fest. 

Der RH empfahl der Parlamentsdirektion ergänzend, 

- auf die Qual i tät der Vertragsunterlagen verstärkt zu achten und -
i m  S inne der Wahrnehmung der Bauherrnfunkt ion - interne Res
sourcen ror eine vertiefte Prüfung sicherzustel len, 

- auf die Harmonisierung der Struktur innerhalb einzelner Venrags
bestandtei le zu achten bzw. die Struktur bei der Erstel lung künf
tiger Venragsunterlagen vorzugeben, 

- vor der abschließenden Genehmigung und Ausschreibung sämt
l iche Venragsunterlagen nochmals im H inblick auf Widersprüche 
und abzustimmende Formul ierungen zu p rüfen und zu harmoni
sieren und auf eine kont inuierliche Qual i tätssicherung im Projekt 
zu achten sowie 

- zur Steigerung des Bewusstseins und der Förderung der Transpa
renz betreiTend die Korruptionsrisiken einen .. Code of CondUCI"'2 1 

in die Ausschreibungsunterlagen a l ler Projektbeteil igten aufzuneh
men. 

16.3 Laut SlellulI!Jllallme des Partl/mellts seieIl die A ll rcg'IIIgeli des RH ZLL 
Ha rll/Oll isienlllge" , Ergii IIzlIIIgell, Forll/ ul ieru IIgsii IIdenl llgeli u IId Deji
lIi/iolieli ill deli A llsscllreibungs- und Bewerbungsllllleriagen ,'ollstlin
dig übcrllommen und umgesetzt wordell. DaZll sei eille Harmonisiertlllg 
der Ausscll reibungsunterlagen c�rolgt. Vor Publikation werde jcdclI-

10 So lagen zahlreichr Schreib- und Sinnrchlcr. nicht harmonisienc Punkle. dir rnan

gdhanc Dcflllilion rin7c1ncr Ll'istung('n in den Proll'SSCIl Vergabe. Abrechnung und 

Zusillzilngcholsprüfung vor. 

)1 Ocr RII  verwies in diesem Zu .. allllllcnhang auf den vom RII  in eint'r Arheil'igruppc 

formul ierten Kodex "Code 01' Cunducl" . in:  RH { 1 999J: ßerielH der Arhci,<;gruppc 7ur 

ßcknrupfung von Kornq}lion im Vergnhewl'Sl'11. 

Bl.nd 'O l l  1 1  
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Vergaben und Vergabegrundlagen Sanierung des Parlaments

gebäudes - Planungsprojekt 

Ergänzende Feststel

lungen zum Vergabe

wesen 

Bund 2012/ 1 1  

falls Ilocll eine illleme tecfllliscile und juristisclle Qualitiitssicllerung 
erfolgen. 

Das Parlf l/nent lIIerkte daZll generell an,  dass die Vorsclllä!Je des RH 
teilweise auf ulllersciliedlicilen tecfllliscilen und recll tlicllcn All/Tas
sll /Igen berullt IIällen, Ilon denen jedocll beide Iiertretbar f}ewesen und 
illl Ralllllen der Gebanlllgsiiberprüfung eingellend erörtert woden seien. 
Insoweit seien diese nicllt auf eine unzureicllende Prüfung der Unter
lagen dureIl das Projekllealll des Pl/rlalllellls zurückZllfiilt ren gewesen. 

Der / 10111 RH /lorgesc"'agene .. Code of Conduct" zur Steigerung des 
Bewusstseins uml Fördenlllg der Transparenz betreffend die Korrup
tionsrisiken werde in alle A usscft reibll/lgsunterll/gen allf.qenolllmen. 
Überdies seien aus demselben Gnllld eine Kooperation lIIit Transpar
ency Intemational - Austrian Cllflpter wr Begleil/lng des gesamten 
Projekts /lnd insbesondere der BescllaJ[ungs/lorgänge eingegangen und 
d iesbez iigliclte Mon i tori ngleist ungen bel/uft ragt worden. 

17 .1  Die Parlamentsdirek lion startete im Jahr 2011 e in  Projekt mit dem 
Titel .. Standardisierung von Vergabeakten im Verwal tungsdienst ... Am 
29. November 2011 lag ein erster En twurf vor. Der Entwurf sah u.a. 
Regelungen zu Vorlage- und Genehmigungspnichten, zur Ermi l l iung 
der Kostenschätzung und zur E inholung unverbindlicher Preisaus
künft e  vor. Festlegungen über die Ausgesta l tung der einzelnen Ver
fahren (z.B. Teil nehmer im Verhandlungsverfahren) fehl ten. Der Leit
faden zu den Vergabeverfahren war nicht vollständig ausformul iert 
und nicht in Kraft gesetzt. 

17.2 Der RH krit isierte, dass eine interne Verfahrensanlei tung zur Durch
führung von Verg'lben fehlte. 

Er empfahl  der Parlamentsdirektion, in Anbetracht der bevorstehen
den Umsetzung der ersten Phase des Projekts .. Sanierung Parlament" 
rasch klare und einheit l iche interne Regelungen mit dem Ziel zu schaf
fen,  transparente und dem Wellbewerb unterliegende Beschaffungs
vorgänge zu gewährleisten. 

Er empfahl  der Parlamentsdirektion weiters, bei Verhandlungsverfah
ren die Tei lnehmeranzahl - im S inne einer Belebung des Wellbe
werbs - nicht mi t  der gesetzlichen Mindestanzahl von drei Tei l neh
mern zu begrenzen. 
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Wrqaben und VergabeglundlagLn 

Budget/Kosten 

Laufende Bauvorha
ben 

17.3 Das Parlall/ellt teilte II/it, all(' ill/ Rahll/clI dcs Projekts Gesall/tkollzept 
dll rcllgeJültrtell V('rgabclI seieIl /lergaberechtskollJoml gClI/iiIJ derjeweils 
gültigeIl Rechtslage abqel/Jickelt wordell. Zlir weitereIl Stalldardisierlillg 
1'011 A lIJtrags/lcrgabell lIlId zur UlI/setzlIlIg dcr ElI/pJcllltlllgell des RH 
seieIl darüber hillallsgehelld die illtemell Vergaberichtlilliell ooStolldar
disiemllg 1'011 Vergabeaktell" ill/ )llIIi 2012  ill Kr((/i (fese/l/ wordell. 

Bei deli Verhalldlllllgs,'erJahrell Projektstellemllg /111(/ Beglei/ellde KOIl
trolle sei bereits die Allzahl der ZlIr A llgebotsleglillg eillZllladelldell 
Bieler (/1011 der (fesetzlich /lorgesehellell Mim/estallzr",1 drei) allJJiil/f 
erhöht wordell. 

18 Für Instandhal tungs- und San ierungsarbeiten rur das historische Par
lamentsgebäude sowie die Nebengebäude wendete das Parlament im 
Rahmen des laufenden Bauprogramms folgende Mit tci auf: 

Tabelle 4: Laufendes Bauprogramm 2006 bis 2011 

2006 2007 2008 2009 2010 2011 Summe 
2006 bis 2011 

in Mill. EUR (inkl. USt) 

Budget' 5,58 5,33 9,23 8,46 6,69 7,06 42,34' 

Aufwand lt. Parlaments- 5,52 5,20 7,82 8,21 5,68 6,10 38,52' 
direktion' 

baubezogene Aufträge der Abteilungen A2.1 (Grundsatzangelegenheiten des Bau- und Einrichtungsmanagements und 
Sonderprojekte), A2.2 (Sicherheit) und A2.3 (Technische Gebäudeverwaltung) der Parlamentsdirektion 
Ru ndungsd i fferenzen 

Quelle: Parlamentsdirektion 
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In diesen Aufwandsposit ionen verrechnete die Parlamentsdirektion 
auch die Zahlungen für den Wettbewerb zur Neugesta l t ung des Nat i
onalratssitzungssaals. Sie wendete dafür in Summe rd. 465.000 EUR 
auf. Darüber h inaus vergütete s ie aus dieser Aufwandsposi t ion an  den 
Gewinner des Wellbewerbs 400.000 EUR für nach dem Wettbewerb 
erbrachte Leistungen (siehe TZ 9). 
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Budget/Kosten 

Erstellung "Gesamt

konzept zur Sanie

rung und Nutzung 

des Parlaments" 

Bund 2 0 1 2/ 1 1  

Sanierung des Parlaments
gebäudes - Planungsprojekt 

19.1 Die Erstel lung des im Zeitraum Februar 2010 bis Februar 2011 erar
beiteten Gesamtkonzepts zur Sanierung und Nutzung des Parlaments 
verursachte externe Kosten von insgesamt rd. 2,12 Mil ! .  EUR (siehe 
Anhang 2). 

Das Gesamtkonzept beinhaltete neben den technischen Grundlagen für 
die San ierung des historischen Parlamentsgebäudes, den N Ulzungsva
rianten und einem Terminrahmen auch einen Kostenrahmen für unter
schiedliche Ausbau- und Nutzungsvarianten. Demnach wurden fol 
gende Kosten für die Sanierung angegeben (siehe Details i n  Anhang 3) :  

Tabelle 5: Gesamtkonzept Parlament, Kostenrahmen 

Variante/leistungsumfang 

notwendige Sanierung 

effizienzsteigernde Sanierung 

Gesamtnettokosten 

Preisbasis November 2010; Rundungsdifferenzen 

QueUe: Gesamtkonzept Parlament 

Kosten Cexkl. USt) 
in Mill. EUR' 

259,83 

39,67 

299,49 

Die Gesamtnettokosten enthielten Reserven von rd. 59,90 Mi l ! .  EUR. 
Die Planer gaben die Toleranzbreite für den Koslenrahmen mit +/-20 Ofo 

an. Bis zum termin isierten Baubeginn  waren rd. 3,5 Jahre veranschlagt. 
Bezogen auf die Preisbasis November 2010 war damit zum geplanten 
Zeitpunkt der Real isierungsenIscheidung (Februar 2011) von Preis
steigerungen bis zum Baubeginn in Höhe von rd. 13 Ofo auszugehen21. 

Die Bruttogesamtkosten für die Sanierung stellten sich daher aus Sicht 
des Parlaments zum Zeitpunkt der Realisienlngsentscheidung wie folgt 
dar: 

1 2  ßaupreisindcx für eil'" HochhilU gesamt : Basis 2005: 
lndexwcrt verkeIlet bis 4. Quartal 20 1 1 :  1 20.9 
Jahrcsdurdlschniu 2005 bis 20 1 1 :  3,7 % je jahr 
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Tabelle 6: Gesamtkonzept Parlament Bruttogesamtkosten 

Kostenrahmen lt. Gesamtkonzept 

Kostentoleranz maximal 

Kostenrahmen maximal 

+ 20 % 

Summe effizienzsteigernde 
notwendige Sanierung Sanierung einschließlich 

notwendige Sanierung 

in Mill. EURI 

259,83 299,49 

51,96 59,90 

311,79 359,39 

Preissteigerungen bis geplanten Bau
beginn (Preisbasis November 2010 bis 
September 2014) 

+ 13 %  40,53 46,72 

Summe Preisbasis 2014 352,32 406,11 

Umsatzsteuer + 20 % 70,46 81,22 

Gesamtsumme brutto maximal 422,79 487,33 

Rundungsdifferenzen 

Quellen: Gesamtkonzept Parlament; Berechnungen RH 
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Das Gesamtkonzept wies die Kosten für die Ahsiedelung des Parla
ments während der Bauzeil in mehreren Varianten ausl l. Entspre
chend der Entscheidung des Parlamenls im Februar 201 1 ,  wonach eine 
Gesamtabsiedclung durchzuführen sein wird, waren die KOSlen zwi
schen nl. 26,09 M i l l .  EUR und 34,61 Mi l l .  EURl4 für die Absiedelung 
anzusetzen (siehe Details in  Anhang 4). 

Das Parlamenl stellte das Gesamlkonzept [Fassung 14. Jiinner 201 1 )  auf 
seiner Web-Seite einschließlich des Kostenrahmens unler Angabe al ler 
Deta i lka lkulal ionen bis auf Ebene der Gewerke/Bauteile der Öffent
l ichkeit zum Download zur Verfügung. Damit waren die zu diesem 
Zeitpunkt bauherrnscitig geschiilzten Kosten a l lgemein zugänglich. 

19.2 Der RH zeigte auf, dass - unter Zugrundclegung der vom P laner ange
gebenen Bandbreite - zum Zeitpunkt der Erstel lung des Gesamtkon
zepts von Bruttogesamtsan ierungskoslen einschließlich der Kosten für 
die Absiedelung von deut l ich mehr als 500 Mi l l .  EURl5 zuzüglich der 

) I Absicddungwariantc I: Tcilah'iicdl'lung in zwei Etappl'n. PI('Iwrhctricb bleibt im II<luS 
Absicdclungw:Jrinnlc 2: Tcilahslrdclul1l{ in einern Zug. Plcn:ubetricb bleiht im H:llls 
Ahsicdl'lul1gsv;lriantl' ):  Gcsamtahsicdclullg. PIl'IWrhcl ril'll :Iurll'r 1 lau::. 

l<l Prcishasis November 2010, cxl. USI, Toleranz +/- 20 (� 

J', cf('(ziCtlZSll'igcrnde S�lIIierting Unkl.  USI) nl. 107 Mi1l. EUR 
Ahsirdclu ng"koslen fink!. 1)51) rd. ) I bi� 41 Mi!l. EUR 
Gesflmlkoslcll Unk1. 1)51) rd. 5 1 8  bis 528 Mi1!. EUR 

tlii "0 U 1 
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Sanierung des Parlaments
gebäudes - Planungsprojekt 

bauzeitbedinglen Glei tung der Baukosten während der Bauausfüh
rungsphase auszugehen war. 

Er erachtete es a ls für das Parlament als Bauherrn nachteil ig, Kosten
schätzungen im Deta i l l ierungsgrad der Gewerke- bzw. Bauteilebene 
zu veröffentl ichen, weil so den potenziellen Bietern die Kostenstruk
tur bzw. Preiserwan ung der Aurtraggeberin zur Kenntnis gelangten. 
Im Falle der Umsetzung der Planung und der Vergabe von Ausl'üh
rungsleistungen könnte dies die freie Angebotspreisbi ldung im Wett
bewerb zum Nachteil der Auftraggeberin einschränken. 

Der RH verwies in diesem Zusammenhang darauf, dass zwar gemäß den 
nationalen europarechtl ichen Vergaberegelungen Kostenermi t l lungen 
zu veröffentl ichen sind, er empfahl dem Parlament aber, ungeachtet 
der erforderlichen Transparenz üher seine Entscheidungen, künft ig 
bei Planungen al ler Stufen und Tiefen bauherrnseitige Kostenschät
zungen, die über den Deta i l l ierungsgrad gemäß den nat ionalen und 
europarecht l ichen Vergaberegelungen der geschätzten Gesamtkosten 
h inausgehen, nicht zu veröffentl ichen. 

Er empfahl der Parlamentsdirektion, Kostenwerte des Projekts in jeder 
Phase (Projektbudget, Kostenschätzungen, Ist-Kosten udgl.) mit ein
heitl ichen wertbest immenden Faktoren zu berechnen und zu kom
munizieren (siehe auch TZ 20). I nsbesondere die Anteile für Umsatz
steuer, Preisveränderungen und die Risiken sollten dabei transparent 
und gleichbleibend bewertet werden. So kann die Entwicklung des 
Projekts in der Kostenverfolgung bzw. im Vergleich von Projektpha
sen immer nachvollziehbar gegenübergeste l l t  und es kann Missver
ständn issen vorgebeugt werden. 

19.3 Laut Stellullgllahme des PariameIlts sei deli Allregullgell des RH im 
Projektbudget, welches 11011 der Bauherrill im April 2012  Jreigegebell 
wordeIl sei, Reell llullg getrageIl wordeIl. 

Seit Vorlage des Gesamtkollzepts würdell alle Kostellwcrte mit eill 
heitlicllell wertbestimmelldell FaktoreIl (e.rkl. USt, Preisbasis NOIJelI1-
ber 2010, o/llle Valorisiewllg) ausgewiesell ulld diese FaktoreIl gemeill
sam /IIit KastellwerteIl trallsparellt kOlllllllmiziert. Dahcr wcrde der 
Gesamt kosteIl ra II IIICII eillsch ließlieh der ejJiz iellzsteigemdell Sall ienl llg 
mit 2 99,49 Mill. EUR allgegebell. 

Die VeröjJelltlicllllllg detaillierter Kostellsel,iitZlillgell im RallIlleIl der 
Erstellullg des Gesamtkollzepts sei im Hillblick auJeille größtmögliche 
Projekt- Ulld Kostelltrallsparellz erfolgt. KÜllftig würdell VeräJJelltli-
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cllIIlIgell 1'011 KosrellschiifZllllgell lelliglich ill llelll 1'0111 RII elllflfohle
lIell Detllillienmgsgrad erfolgell. 

20. 1 I m  Projcktaurtrag für das "Projekt zur Herste l lung eines modularen 

VorcntwurJ's zur San ierung des historischen Parlamentsgcb�iudcs und 

zur Vorbereitung einer Ersa tzlokation für den Parlamentshetrieb ab 

201 4" (projekt Sanierungsplanungl vom 5.  August 201 1 legte die Prä

sident in  des Nationalrats als Auftraggeberin die Höhe des Kostenrah

mens (Projektbudgetl nicht res\. Die Parlamentsdirektion bezirrene 

im Organisations- und Projekt handbuch unter Punkt 3 den Kosten

rahmen bis zur Fenigstel lung des vertierten modularen Vorentwurrs 

mit 16 Mi l l  EUR. Dieser Betrag war auch in  den Unterlagen f'ür die 

Vergabrvrrfahren "Projektsteuerung mit Tei l le istungen der Projektlei

tung" und "Leistungen der Begleitenden Kontrolle"z6 als Max imalbud

get für das Planungsprojekt restgelegt. In der Leistungsbeschreibung 

der sei ben Aussehreibungsunterlagen wurde der verfügbare - und 

durch die Konsulenten zu verwa ltende - Kostenrahmen bis zur Ent

scheidung durch die polit ischen Entscheidungsträger mit 7,8 MiI ! .  EUR 

(ohne Valorisierung, nello) bezi fTertZ7• 

Die Parlamentsdircktion gliedenc das Gesamtbudgct für das Projekt 

Sanierungsplanung im Februar 20 t 2  wie rolgt aur: 

1(, Teil I. Projl'klhcschrcibung. Punkt 1. 1 

U Teil B l('islUngsbcschrcihung (1. Sture), Punkt LI. Bctrag ohn(' Valorit;;il'rung. 11(,({0 

IlUIHI 0 1 I 
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Budget/Kosten Sanierung des Parlaments

gebäudes - Planungsprojekt 

Tabelle 7 :  Budget Projekt Sanierungsplanung 

2012 2013 2014 Summe 
Budget 

in EUR' 

Planungs- und Projektsteuerungsleistungen, 
Begleitende Kontrolle, sonstige 
Dienstleistungen im Zusammenhang mit dem 
Projekt 

798.726 4.907.519 1.836.586 7.542.831 

Personalaufwand2 300.000 600.000 600.000 1.500.000 

Summe netto 1.098.726 5.507.519 2.436.586 9.042.831 

20 '\'. für nicht erfassbare Kosten3 

Inde.anpassung 3 '\'. je Jahr 165.226 

1.808.566 

148.388 313.614 

20 '\'. USt 1.933.002 

Gesamtsumme brutto in kl. Reserve 

Budgetreserve Planung 

13.098.012 

2.901.988 

Gesamtsumme brutto inkl. Reserve und 
Budgetreserve 16.000.000 

Rundungsdifferenzen 
2 fünf Akademiker/i nnen bzw. Referent/inn/en mit Sondervertrag und 2 Assistent/inn/en (im ersten Jahr nur zur Hälfte) 
1 gemäß ÖNORM B 1801-1: Reservemittel fur Unvorhergesehenes 

Quelle: Parlamentsdirektion 

Bund 2 0 1 2/ 1 1  

Laut Auskunft der Parlamentsdirektion leitete sich die Höhe des Pro

jektbudgets aus dem Mil lcl bedarr her, der i m  Jahr 201 1  mr d ie damals 

beabsichtigtc Gründung einer Errichlungsgcsellschaft und dcren Tätig

keit zur Umsetzung des Sanierungsprojekts vorgesehen war. Kalkula

t ionsgrundlagen mr dic Bcmessung der Reserven lagen nicht vor. I n  

Vcrbindung mit der im Budget enthaltenen Posi t ion ror nicht erf'ass

bare Kosten ergaben sich Reserven von insgesamt rd. 5,07 Mi l l .  EUR 

l ink ! .  USt)2ß. das waren rd. 46 Ofo der bemessencn Kostenteile. 

Ocr in den Ausschreibungsunterlagen ror die Gewerke . .I'rojektsteue

rung mit Tci lleistungen der Projektlcitung" und .. Leistungen der Beglei

tcnden Kontrolle" genannte Kostcnrahmcn, den d ie  Konsulenten zu 

veranlwonen haben werden (7,8 Mi l ! .  EUR). war aus der Gesamt bud

getaulstel lung nicht ableitbar. Die Parlamentsdirekt ion errechnete ihn  

im Jiin ner 201 1  aus  Koslenteilen des Gesa mtkonzepts, d ie  - untcr der 

Annahme, dass im November 201 1  eine Entscheidung über das Verrah

ren zur Suche eines Generalplaners getrorren würde - bis zur Erstel

lung des Vorentwurrs anral len sol l ten. Im November 201 1 halle die 

Z R  nicht crfasshar<.' KO�ICI1 1 .808.566 E U R  'luzliglith .2 0  Ort:! USt 2. 1 70.279.20 I:UR 
. , 

Unlnu: 

2,901.988 00 kUR 
5.072.167.20 EUR 
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Parlamcntsdirektion die Kostcn mit  nl. 7,65 Mi l l .  EUR bezi ffert. Diese 

Bct räge enth ielten keine Rescrven und waren exkl .  USt und ohne 

I ndex3npassung errechnet . 

20.2 Der R H  ernchtete klare Projektvorgaben für die Festlegung der Verant
wortlichkcit dcr Projektbeteiligten sowic die Steuerung und Messung 

des Projektcrfolgs als unvcrzichtbar. Es wäre daher zweckmäßig, dass 

die Aurt r"ggeberin des Projekts den Projekt verantwortlichen das Pro

jcktbudgct in gleicher Qualität wie den Projektaurt rag vorgibt. 

K"lkulatorisch nicht nachvollziehbare Budgetbestandteile, wie die 

Budgetreserve Planung, wären zu vermeiden; die Höhe der im Bud

get ent haltenen Posit ionen für nicht erfassbare Kosten und Reserven 

erschien "ngesichts des zum Zeitpunkt des Projektaurt rags k lar  defi

nierten Umfang des Projekts weit überhöht. 

Im Gegensatz dazu ent hielt das in den Ausschreibungsunterlagen 

genannte für die Konsulenten verfügbare Budget keine Reserven bzw. 

Vorsorgen für Unvorhergesehenes oder Preisanpassungen. Es war als 

Kenngröße und Vertragsgrundlage daher nur bedingt geeignet. 

Der RH empfah l  der Parlamentsdirektion, die für das Projekt vorge

sehenen Budgets neu zu kalkul ieren. Budgetgrenzen wiircn so festzu

setzen, dass sie - m it angemessenen, sp"rsamen Reserven versehen 

- den Projekt beteiligten wirksamc Steuerungsgrößen bietcn. Den Pro

jektbeteiligten sollten nachvollziehbare Grenzcn gesctzt werden, an  

denen dcr Erfolg des Projekts h insicht l ich der Einhaltung der finan

ziellen Ziele gemessen wird. Die Kostenwerte des Projekts wären in  

jeder Phase mit  e inheit l ichen wertbest i m menden Faktoren festzule

gen (siehe auch TZ 1 9). 

20.3 LOIII Stellllll{}/witme des Porlomel/ls sei deli Allregllllgell des RH Itill
sicllliieit des Projektblldgetsfiir die .. Herstelllillg eilles IIIoduloreli Vor
elit/VlIljs lIIr SOllierull{j des Porl(IIlIeli tsgebiilules IIl1d zlIr Vorbercitllllg 
eiller ErSOlzlokotioli für (Iell Parlolllelltsberrieb" IIIil eiller Überarbri
tllll{j des Blldgetplalls Recll llllllg getrageIl I/Iortlell. 

ßund 2 0 l j J l  
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Sanierung des Parlaments
gebäudes - Planungsprojekt 

21.1 Dem Projekl<luflrag flir das Projekt San ierungsplanung vom 5. August 201 1 
lag cin Rahmenterminplan zum Stand t .  Juli  201 1  bei. D ieser beinhaltete 

nicht alle wesentl ichen Leistungsprozesse des Projektsl9 und war zum 

Zeitpunkt seiner Genehmigung nicht mehr aktueiPo. 

Zur Zei1 der Gebarungsüberprüfung a n  Ort und Stelle erstellte die Par

lamentsdirektion einen aktual isierten Rahmenterminplan zum Stich

tag 24. Jänner 20 1 2 .  Dieser stel l te in  deta i l l ierter G l iederung die Pro

jektphascn und -vorgänge bis zur Entscheidung der Pol i t ik  über den 

Sanierungsumfang ( 1 5. September 2014 )  dar. I n  diesen Zeitraum fIe

len auch die Betrauung einer Örtlichen Bauaufsicht für die Baudurch

führung sowie die Absiedelung des Parlaments in eine I n terimsloka

tion saml deren VorbereilUng. Der Abschluss der Il<Iulichen Ausführung 

und die Wiederaufnahme des Parlamentsbetriebs im historischen Par

lamentsgebäude waren - ohne den U m fang der Sanierung zu spezi

fizieren - für Jul i/August 20 1 8  vorgesehen. 

Die wesent l ichen Meilensteine der Sanierung des Parlamentsgeb�iudes 

stel l ten sich dabei wie folgt dar: 

} ')  S o  rchltt.' I.ll ( k r  I.ci ... tullg5lcil "Er�ldlllll� l'inc ... Oq{<l ni'ial ion�- IIlld I'roj(.'kthalld lllu:hs". 

HJ Laut RaIJmcllll'rlll inplall I .  Jul i  20 1 1  hiillrtl Will Zeitpunkt (kr Gl'lll'h llligung dl'� Pro

jl'ktaufr rag'i dil' Au .... l·hrcibungsulllcrlaj.{(,·t\ ftir d;e Kon .. ull'lIll'lllci\llIl1!-tl'n Projeklsl('ul'

rung und Ikglcitl'ndc KOIHrollc hcr<.'its rcrtiggl'slcllt "'l' in  und (';lIl' Prurung durch clt-n 

R I I  herr;h im G.lngr .,(';n mLi .... cll. 

6 1  

III-13 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 65 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 
Terminplanung 

Tabelle 8: Termine Sanierung Parlament (Stand 24. Jänner 2012) 

von bis Vorgang 

1. Dezember 2011 31. Juli 2018 Interimslokation 

1. Dezember 2011 29. März 2013 davon: 
Suche, Spezifikation, Adaptierungsplanung 

1. April 2013 30. September 2013 davon: 
Überprüfung durch den RH 

davon: 
1. Oktober 2013 31. Juli 2018 Belegungsplanung, Adaptierung, Übersiedlung, 

Parlamentsbetrieb 

14. Dezember 2011 26. April 2012 Erstellung Organisations- und Projekthandbuch 

26. Dezember 2011 6. April 2012 davon: 
Überprüfung durch den RH 

14. Dezember 2011 12. September 2012 Vergabeverfahren Projekts teuerung mit Teil-
leistungen der Projektleitung 

26. Dezember 2011 6. April 2012 davon: 
Überprüfung durch den RH 

14. Dezember 2011 3.  Oktober 2012 Vergabeverfahren Begleitende Kontrolle 

26. Dezember 2011 6. April 2012 davon: 
Überprüfung durch den RH 

16. Jänner 2012 3.  Juni 2013 Vergabeverfahren Generalplaner 

30. April 2012 25. Mai 2012 davon: 
Überprüfung durch den RH 

4. Juni 2013 15. September 2014 Vorentwurfsplanung 

4. März 2014 10. März 2014 davon: 
Prüfung und Freigabe durch den Bauherrn 

11. März 2014 23. Juni 2014 davon: 
Überprüfung durch den RH 

24. Juni 2014 15. September 2014 
davon: 
Entscheidung Politik über Sanierungsumfang 

13. Jänner 2014 17. November 2014 Vergabeverfahren Örtliche Bauaufsicht 

1. Mai 2014 11. Juni 2014 davon: 
Überprüfung durch den RH 

Umsetzung Bauarbeiten und Abschluss Sanierung 

15. September 2014 19. November 2015 Maßnahmen vor Beginn der Sanierungsarbeiten 
Parlament 

1.  Dezember 2015 31. Juli 2018 Sanierungsarbeiten 

1. August 2018 31. August 2018 Rückübersiedlung ins Parlament 

Quelle: Parlamentsdirektion 
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Bund 2012/ 1 1  

Sanierung des Parlaments
gebäudes - Planungsprojekt 

Wiihrend der Erhebungcn dcs R H  an  On und Stelle tei l te das Parla

ment mit, es werde bci der Weiterentwicklung des Termi nplans die i n  
den Zeiträumen Apri l/Mai 20t 2  und April bis September 201 3  vor

gesehenen Überprüfungsschritte des RH (im Vergabeverfahren Gcne
ralplancr und im Projektabschni l t  In terimslokation) i n  dcn Term in

plan nicht mehr aufnchmen. Dcmnach sei eine Gebarungsüberprüfung 

durch den RH erst nach dcr Freigabe des Vorentwurls durch dic Auf

t raggebcrin vor der Entschcidung der Pol i t ik  über den San ierungsum

fang vorgeschen. 

21 .2 Der RH verwies darauf, dass scine Prüfungstätigkcit im Parlamcnt 

nur in Abst immung und Abhängigkeit seiner laufenden jährl ichen 

Prüfungsplanung abgewickelt werden kann. Er wird seine Berichte 

unter Einhal tung des ihm (bundesverfassungs)gesetzlich vorgegebenen 

Regclwerks sowie nationaler und internationaler Prüfungsstandards 

erstatten. Das Parlamcnt sollte daher sicherstellen, dass seine Pro
jektentscheidungen gemäß seinem Terminplan und ungeachtet der 

Berichtslegung durch den R l l  getroffen werden. 

21.3 Das Pa rla II/ell I leille mil, dass der Rallmclllrrmillplall des Projekls 
.. Sa ll ienl llgspia IIll llg Pa rla lIIell'" elltsprecllelld dem Projeklfortscll ri t t  
laufelld aktualisiert werde. 

Die Elllpfellltlllg. Projektelltsclleidullgell /llIgeaclltet der Berichtslegullg 
dureIl deli RH ZlI trejJell, elltspreclle lIicll t delll Präsidialbeschluss 1'0111 

24. Februar 201 1 ,  der Elltscheidullgell über die latsächlich ulllzuset
zelldell Maßllall lllell jedellfalls erst lIacll Bericll tslegullg dureIl deli RH 
I'orsieill. 

21.4 Der R H  bekriii"tigtc seine Feststellung, wonach das Parlament Projekt

entscheidungen wird t reffen müssen, unabhängig davon, ob seine Prü

flingsfeststel lllngen - bedingt durch die Regeln der Berichtslegung 
bereits verfügbar sind oder nicht.  
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64 

22 Zusamrnenfllssend hob der RH nllchfolgende Empfehlungen hervor: 

( 1 )  Für Aufgllbcnstellungen mit besonderer Bedeutung und fInan
ziellem Umfang wären Projekte einzurichten und Ziele. Termine. 
Ressourcen sowie Verantwortlichkeiten außerhalb der linienorga
nisation so zu definieren. dass die Umsetzung effizient und ord
nungsgemäß sichergestellt werden kann. (TZ 5) 

(2) Die Funktionen des Projekts Sanierungsplanung sollten - ent
sprechend dem aktualisierten und von der Auftraggeberin genehmi
gten Stand des Organisations- und Projekthllndbuchs - besetzt wer
den. (TZ 6) 

( J )  Durch organisatorische und rechtliche Maßnahmen wlire sicher
zustellen. dass Mehrllufwendungen i n  der Planung und in wei terer 
Folge bei der Austlihrung des Projekts vermieden werden. (TZ 6) 

(4) Bauherrnseitige Kostensclüitzungen, die über den Det,j illierungs
grad der geschiitzten Gesamtkosten gemliß den nationalen und euro
päischen Vergaberegelungen h inausgehen, wären künftig bei Pla
nungen aller Stufen und Tiefen nicht zu veröffentlichen. (TZ 1 9) 

(5) Es wäre sicherzustellen. dass die Projektentscheidungen des Par
laments ungeachtet der Berichtslegung durch den RH getroffen wer
den. (TZ 2 1 )  

(6) Hinsichtlich des Projekts Sanierungsplanung wäre/n 

- Prozesse. Ablaufdiagramme udgl. darzustellen und die Zustlin
digkeiten einzelner Projektfunktionen zu beschreiben (z.B. mit
tels ProjektfunktionsdiagrammenJ, 

- dabei klare Regelungen tlir die Schnittstellen zwischen den Pro
jektbeteiligten. Projekt funktionen und Aufgabenbeschreibungen 
zu treffen. 

- Ergänzungen bzw. Änderungen der Regelungen mit anderen Ver
trUgen zu harmonisieren, 

- im Projekt Sanierungsplanung weitere Meilensteintermine zu defi
nieren, 

Ru.  2 0 1 2 
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Bund  2 0 1 2/ 1 1  

Sanierung des Parlaments
gebäudes - Planungsprojekt 

- grundsätzlich bei allen wesentlichen insbesondere gebarungswirk
samen Entscheidungen das Vier-Augen-Prinzip zu verankern, 

- bereits bei der Erarbeitung des vertieften modularen Vorentwurfs 
zu berücksichtigen, dass alle künftigen Nutzer - so weit erfor
derlich - in  Projektentscheidungen eingebunden werden kön
nen, 

- QualifIkationserfordernisse so zu definieren und die Projektfunk
tionen so zu besetzen, dass den Anforderungen eines Groflprojekts 
dieser technischen, rechtlichen und bau wirtschaftlichen Komple
x i tät entsprochen wird; dies insbesondere in den Schlüsselfunk
tionen des Projektlei ters, der Stellvertreter und des Kernteams, 

- ausreichend für internes Know-how in technischer, rechtlicher und 
bauwirtschaftlicher H insicht auf Seite des Bauherrn zu sorgen, 

- die im Organisations- und Projekthandbuch dargestellte Projekt
struktur rasch umzusetzen, 

- im Sinne einer aktiven Wahrnehmung der Bauherrnfunktion die 
fachlichen, technischen und finanziellen Ressourcen auf Bau
herrnseite in der weiteren Abwicklung entsprechend dem Pro
jektfortschritt rechtzeitig anzupassen sowie 

- bei der Weiterentwicklung der Prozesse Schnittstellen- und Fris
tenregelungen zu treffen (z.B. Rechnungsprüfung, Prüfung von 
Zusatzangeboten etc.) und diese in den Verträgen zu verankern. 
(TZ 7 )  

( 7 )  Die Auftragswertermittlung vor Ausschreibungen wäre künftig 
lückenlos durchzuführen und zu dokumentieren. (TZ 1 1 ,  1 2 ) 

(8) Die Vergabeprozesse wären so abzuwickeln, dass die Auswahl 
und schriftliche Beauftragung der Auftragnehmer vor der Leistungs
erbringung sichergestellt werden können. (TZ 1 2, 1 3 ) 

(9) Es wären Vergleichsofferte nach einem festzusetzenden Stan
dard einzuholen. (TZ 1 2. 1 3) 

( 10) Die maßgeblichen Gründe für die Wahl der Verhandlungsverfah
ren " Projektsteuerung mit  Teilleistungen der Projektleitung" sowie 
"Begleitende Kontrolle" wären in einem Vergabevermerk schrift
lich festzuhalten. (TZ 1 4) 
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( 1 1 )  Bei der weiteren Ausarbeitung der Bewerbungs- und Aus
sdueibungsunterlagen zu den "Generalplanerleistungen" wären die 
Empfehlungen, die der RH zu anderen Bewerbungs- und Ausschrei
bungsunterlagen abgab, sinngemiiß zu berücksichtigen. (TZ 1 5) 

( 1 2) H i nsichtlich der Bewerbungs- und Ausschreibungsunterlagen 
für die Aufträge " Projektsteuerung mit Teilleistllngen der Projekt
leitung" sowie "Begleitende Kontrolle" wäre/n 

- auf die Qualität der Vertragsunterlagen verstärkt zu achten und 
- im Sinne der Wahrnehmung der Bauherrnfunktion - interne 
Ressourcen für eine vertiefte Prüfung sicherzustellen, 

- auf die Harmonisierung der Struktur i nnerhalb einzelner Ver
tragsbestandteile zu achten bzw. die Struktur bei der Erstellung 
künftiger Vertragsunterlagen vorzugeben, 

- vor der abschließenden Genehmigung und Ausschreibung sämt
liche Vertragsunterlagen nochmals im Hinblick auf Widersprü
che und abzust'immende Formulierungen zu prüfen und zu har
monisieren und auf eine kontinuierliche Qualitätssicherung im 
Projekt zu achten sowie 

- zur Steigerung des Bewusstseins und der Förderung der Trans
parenz betreffend die Korruptionsrisiken ein "Code of Conduct" 
i n  die Ausschreibungsunterlagen aller Projektbeteiligten aufzu
nehmen. (TZ 1 6) 

( 1 3) Es wären rasch klare und einheitliche interne Regelungen mit 
dem Ziel zu schaffen, transparente und dem Wettbewerb unterlie
gende Beschaffungsvorgänge zu gewährleisten. (TZ 1 7 ) 

( 1 4) Bei Verhandlungsverfahren wäre die Teilnehmeranzahl - im 
Sinne einer Belebung des Wettbewerbs - nicht mit der gesetzlichen 
Mindestanzahl von drei Teilnehmern zu begrenzen. (TZ 1 7 ) 

( 1 5) Kostenwerte des Projekts wären in  jeder Phase (Projektbudget, 
Kostenschätzungen, Ist-Kosten udgJ.) mit einheitl ichen wertbest'im
menden Faktoren zu berechnen und zu kommunizieren. (TZ 1 9, 20) 

( 1 6) Die für das Projekt Sanierungsplanung vorgesehenen Budgets 
wären neu zu kalkulieren. Budgetgrenzen wären so festzusetzen, 
dass sie - mit angemessenen, sparsamen Reserven versehen - den 
Projektbetei l igten wirksame Steuerungsgrößen bieten. (TZ 20) 

BU1I 1 20 1 l l '  
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Anhang 1 :  Gutachten, Masterpläne, Konzepte, Studien 

Anhang 2 :  Kostenaufstellung Konsulenten Gesamtkonzept 
(Stand 7 .  Februar 2012) 

Anhang 3: Gesamtkonzept Parlament, Aufgliederung 
Kostenrahmen 

Anhang 4: Variantenbezogene Absiedelungskosten, 
Kostenrahmen 

BUlld 2 0 1 2/ 1 1  67  

III-13 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 71 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 

68 Bund 20 ' 2  1 1  

III-13 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)72 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 

Anhang 1: Gutachten, Masterpläne, Konzepte, Studien 

Inhalt 

Machbarkeitsstudie Ausbau Oachgeschoß über Bundesversammlungssaal 
Masterplan für die [nstallation einer Sicherheitsbeleuchtung in allen noch 
unversorgten Räumen des Parlamentsgebäudes 
Bewertung der Sprachverständlichkeit in Säulenhalle und Sprechzimmer 
Masterplan für die Umsetzung des Behindertengleichstellungsgesetzes 
Energieausweis Bestand, min. Sanierung, max. Sanierung, Bericht Energie· 
einsparung und Wärmeschutz 
Studie über die Möglichkeit des Einsatzes erneuerbarer Energie im 
Parlamentsgebäude 
Konzept Raumkühlung im Parlamentsgebäude 
Maßnahmen- und Schadenskatalog zur Substanzerhaltung des Parlaments-
gebäudes 
Gutachten über die Tragkraft der Stahlstiegen vom 1. in den 2. Stock 
Gutachten über Dachkonstruktionen und oberste Geschoßdecken 
Studie für die Schaffung von Büro-Ersatzflächen in Containern während 
des Umbaus des Nationalratssitzungssaals 
Maßnahmen liste Übersicht, Maßnahmen liste kurz, Maßnahmenbericht 
Rev02 
Prüfbericht über Dach- und Deckenkonstruktionen 
Vorentwurf für die Adaptierung des Bundesversammlungssaals als Aus-
weichquartier 
Grundlagen für ein Evakuierungskonzept lt. baulichem Ist-Zustand 
Außerordentliche Überprüfung der elektro Anlage lt. Ö-Norm 
Studie Dacheindeckung 
Kos ten-Nutzen-Anatyse 
Gutachten über Dachkonstruktionen aus Holz im Mitteltrakt 
Studie Ober den Ausbau des Dachgeschoßes im Mitteltrakt des Parlaments-
gebäudes 
Maßnahmen für das Provisorium Elektroinstallation NR-Saal-Bereich 
Gutachten über die Dachkonstruktion Nationalratssitzungssaal und 
Säulenhalle 
Gutachten über die Sanierung des Nationatratssitzungssaats 
Studie für eine multifunktionale Ausgestaltung des lokals VI 
Zusammenfassender Akt betreffend Parlamentsdach 
Expertise hinsichtlich ,Verlorenem Aufwand' zu den notwendigen 
Sanierungsmaßnahmen im Bauprogramm 2010 ff. 
Gutachten über die Optimierung von Abwicklungsmodellen zur Sanierung 
des Parlamentsgebäudes 
Gutachten zur Feststellung der Belastung durch elektromagnetische, 
nichtisolierende Strahlung 
Brandschutzkonzept für das Parlament Wien 
Summe 

Quelle: Parlamentsdirektion 

Bund 2 0 1 2/ 1 1  

ANHANG 1 

Jahr Auftrags- Zahlung Stand 
summen Februar 2011 

in  EUR 
2006 13.800,00 13.BOO,OO 

2007 39.900,00 38.700,00 

2007 3.312,00 3.312,00 
2007 67.200,00 65.500,00 

2008 82.500,00 82.500,00 

200B 44.250,00 41.148.00 

2008 7.910,00 7.910,00 

2009 

2009 5.000,00 
2009 3.780,00 3.780,00 

2009 9.157,57 13.996,60 

2009 37.026,00 37.026,00 

2009 23.040,00 23.040,00 

2009 96.000,00 96.000,00 

2009 45.600,00 45.600,00 
2009 106.100,00 92.200,00 
2009 11.400,78 11.400.78 
2009 27.686,40 25.782,96 
2009 2.585,00 2.585,00 

2009 21.835,20 21.800,06 

2009 6.066,00 6.048,66 

2009 9.500,00 

2009 25.214,40 23.014,32 
2009 15.912,00 15.912,00 
2010 

2010 4.329,60 8.009,76 

2010 29.664,00 29.664,00 

2010 9.720,00 9.720,00 

2010 84.000,00 63.393.49 
832.488,95 781.843,63 
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Anhang 2: Kostenaufstellung Konsulenten Gesamtkonzept (Stand 7. Februar 2012) 

Auftrags- Auftragssumme Rechnungen 
Auftragsbezeich nung datum gesamt (inkl. USt) inkl. USt 

in EUR 

Rechtliche Begleitung 2-stufiges Verhandlungsverfahren 18.03.10 66.000,00 66.000,00 Gesamtkonzept 

Technische Betreuung lenkungsausschuss 18.03.10 25.200,00 25.200,00 

Projektsteuerung für das Gesamtkonzept 01.04.10 177.235,68 179.537,76 

Bestandserhebung Statik für Gesamtkonzept 07.04.10 67.467,60 57.736,80 

Gesamtnutzungskonzept - Parlament 07.04.10 179.010,00 179.010,00 

Inserat Ausschreibung 08.04.10 240,00 240,00 

Sichtung und Bewertung der Bestandsunterlagen Elektrotechnik 08.04.10 12.180,00 11.775,00 

5can der historischen Parlamentsptäne 09.04.10 8.862,00 8.935,26 

Bestandserhebungen Hochbau, Projekt Gesamtkonzept 26.04.10 25.980,00 25.770,00 
Erhebung Bestand Flächen und Funktionen 28.04.10 18.215,81 18.105,46 
Vorerhebungen im Bereich Denkmalschutz 28.04.10 55.861,73 57.225,54 
Sichtung und 8ewertung Bestandsdokumentation IT 29.04.10 10.800,00 9.423,00 
Farbliche Darstellung Grundlage Aussiedelungskonzept 15.05.10 4.35s.o2 5.284,09 
Sichtung und Bewertung Bestandsunterlagen Heizung-Klima- 31.05.10 171.470,40 169.866,49 Lüftung-Sanitär 
Gesamtkonzept Parlament, Folgebeauftragung Befundung 31.05.10 104.257,92 104.257,92 
Geometer - Gesamtkonzept Parlament - Auftrag 31.05.10 48.624,00 48.624,00 
Befundung des baulichen Bestandes - Elektrotechnik 31.05.10 59.239,20 65.935,20 
Scannen der Pläne Wiederaufbau Herrenhaus 09.06.10 4.424,20 2.512,06 
Unterstützung Bedarfsplaner - Gesamtkonzept 09.07.10 4.967,04 5.379,88 
Generalkonsulentenleistungen - Parlament 19.07.10 975.342,00 906.436,32 
Plot für Heizung-Klima-Lüftung-Sanitär 06.08.10 3.930,43 3.385,40 
Abs iedelungskonzept 03.09.10 70.800,00 70.800,00 
Moderation Workshop 13.10.2010 08.10.10 1.400,00 1.400,00 
Bauvertragsrechtliche Beratung Gesamtkonzept 18.10.10 9.750,00 5.200,00 
Schallsch u tztech nische Untersuch u ngen 17.11.10 23.856,00 23.856,00 
Unterstützungsleistungen Gesamtkonzept Parlament 14.12.10 113.568,00 36.516,73 
Dnline-Befragung Parlamentsumbau 17.01.11 5.562,00 5.562,00 
Denkmalpflege GmbH 21.01.11 2.534,40 2.534,40 
IHS-AuFtrag Studie Ökonomische Wirkung Sanierung Parlament 28.01.11 16.400,00 16.400,00 
Überprüfung Angaben Endbericht Gesamtkonzept 19.04.11 2.808,00 2.808,00 
Gesamtsumme 2,270.344,43 2.115.717,31 

Quelle: Parlamentsdirektion 
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Anhang 3: Gesamtkonzept Parlament. Aufgliederung Kostenrahmen 

Nettokosten notwendige 
(exkl. USt) Sanierung 

konzeptbe- Besucher-
stimmende cafeteria 

Basiselemen- 3. 0berge-
te schoß 

o Grund 

1 Aufschließung 4.672.620 

2 Bauwerk-Rohbau 30.009.440 2.484.278 

3 Bauwerk-Technik 47.898.800 4.644.310 1.330.800 

4 Bauwerk-Ausbau 78.146.409 3.449.760 1.690.700 

5 Einrichtung 1.718.388 1.173.000 235.750 

6 Außenanlagen 4.671.000 93.600 

7 Planungsleistungen 38.237.127 2.683.206 782.356 

8 Nebenleistungen 2.506.750 175.989 51.180 

9 Reserven 51.965.133 3.648.272 1.060.956 

Gesamtkosten 259.825.667 18.258.815 5.245.342 

Quelle: Gesamtkonzept 

neues lokal 
3. Oberge-

schoß 

278.320 

287.300 

46.000 

139.373 

9.058 

187.770 

947.821 

effizienzsteigernde Maßnahmen 

zusätzliche 
Couloir-Er-

weiterungen 
Ausschuss-

lokale Erdge-
neben 8un-

h ß 
desversamm-

sc 0 
lungssaal 

in EUR 

391.000 

1.710.800 497.280 

1.556.100 429.000 

230.000 92.000 

774.375 316.125 

49.909 20.886 

1.034.616 432.958 

5.355.800 2.179.249 

Börolonen 
3. Oberge-

schoß 

718.480 

1.474.330 

103.500 

514.424 

34.224 

709.468 

3.554.426 

Ökologie-
paket 

Technische 
Gebäudeaus-

rüstung 

40.710 

991.200 

81.420 

264.870 

16.039 

332.498 

1.726.737 

Summe 

effizienz-
steigernde 

Ausbau- Sanierung 
standard einschließ-

Neumobiliar Lieh notwen-
diger 

Sanierung 

4.672.620 
32.925.428 
58.069.990 
87.115.019 

1.483.500 5.082.138 
4.764.600 

362.704 44.074.560 
25.412 2.889.447 

526.803 59.898.474 

2.398.419 299.492.276 
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Anhang 4: Varianten bezogene Absiedelungskosten, Kostenrahmen 

Absiedelungsvariante 1 Abs;edelungsvariante 2 
Teilabsiedelung in zwei Teilabsiedelung in einem Zug 

Etappen Plenarbetrieb bleibt im Haus 
Nettokosten (e.k!. USt)' Plenarbetrieb bleibt im Haus 

von bis von bis 

in EUR 

1 Betriebskosten während der Bauphase 11.271.000 11.271.000 6.630.000 6.630.000 

2 Absiedelung 16.966.000 30.962.000 19.214.000 31.271.000 

3 Nachtarbeit 21.689.000 21.689.000 

4 Stauh- und lärmschutz 559.000 559.000 596.000 596.000 

5 Baudauer 

6 Bauunterbrechungen 38.849.000 38.849.000 38.849.000 38.849.000 

7 Provisorien 7.490.000 7.490.000 4.100.000 4.100.000 

8 Siedelung Plenarduster 3.100.000 3.100.000 3.100.000 3.100.000 

Absiedelungskosten 99.924.000 113.920.000 72.489.000 84.546.000 

I Preisbasis November 2010 

Quelle: Gesamtkonzept 

Absiedelungsvariante 3 
Gesamtabsiedelung 

Plenarbetrieb außer Haus 

von bis 

1.768.000 1.768.000 

23.888.000 32.413.000 

- 2.142.000 - 2.142.000 

2.499.000 2.499.000 

75.000 75.000 

26.088.000 34.613.000 
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Abkli rzu ng� verzeich n is  

Abs. 

Art. 

AVOG 

BGBI .  

BMF 

bspw. 

bzw. 

EG 

EU 

EUR 

EWG 

FA 

i.d.g.F. 
lT 

Mi l l .  

Nr. 

R H  

TZ 

u.a. 

UID-Nummcr 

UStG 
UVA 

V BÄ 

Z 

ZM 

Absatz 
Artikel 

A bga ben ve rw a l t  u ngso rga n isa t i 0 nsgeset z 

Bundesgesetzblatt 

ßundesministerium für F inanzcn 

beispielsweise 

beziehungswcise 

Europiiische Gcmeinschaft 

Europiiische Union 

Euro 

Europiiische Winscha ftsgemeinscha ft 

F inanzamt 

in der geltenden Fassung 
I n  format io nst ech nologic 

M i l l ion(en) 

Nummer 

Rechnungshof 

Texlzahl(cn) 

unler anderem 

U msatzst eueridenti fl ka tionsn u mmer 
U msatzst euergesetz 
Umsatzslcucr-Vora n meldu ng(en) 

Vol lbcschii ft igu ngsäqu ivalen tc 

Ziffer 

Zusammenfasscnde Meldung(en) 
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KURZFASSUNG 

Prüfungsziel 

Personelle Ausstat

tung 

Bund 2 0 1 2/11 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums tür Finanzen 

Umsatzbesteuerung ausländischer Unternehmer; 
Follow-up-Überprütung 

Das BMF und das Finanzamt Graz-Stadt setzten die Empfehlungen 
des R I I ,  die er im Jahr 2010 zur Umsatzbesteuerung amHindischer 
Unternehmer veröfTentlicht hatte, zur l Iälrte um. Durch die im 
Finanzamt Graz-Stadt und in der Großbetriebsprüfung erfolgte Per
sonalverstärkung könnten in  Zukunft der kontinuierlich steigende 
Arbeitsanfall bewältigt werden sowie eine nachhaltige Betrugsbe
kiimpfllng und Kontrolle der Auszahlungen erfolgen. 

Das Risikomanagement wurde verbessert, bedarf jedoch - vor allem 
bezüglich jener ausliindischer Unternehmer, die in Ö ;terreich zur 
Umsatzsteuer veranlagt werden - einer kontinuierlicht'n Evaluie
rung und Verbesserung. Weiterer Verbesserungsbedarfbestilnd noch 
bei der Durchfiihrung der Vllrbescheidkontrol len und beim Inter
nen KontrollsY5tcm. 

Ziel der Follow-up-Überprüfung der Umsatzbesteuerung auslän
discher Unternehmer war es, die Umsetzung der strategisch rele
vanten Empfehlungen, die der RH bei einer vorangegangenen Geba
rungsüberprüfung abgegeben hatte, zu beurteilen. (TZ I )  

Das BMF und das Finanzamt Graz-Stadt setzten die Empfehlung, 
frei werdende Planstellen mit entsprechend qualifIziertem Personal 
nachzubesetzen, um und stockten das für ausländische Unternehmer 
zuständige Personal sowohl in der Großbetriebsprüfung als auch im 
Finanzamt Graz-Stadt zusätzlich auf. Damit könnten in Zukunft der 
kontinuierlich steigende Arbeits'lIlfali bewiiltigt, aber auch nachhal
tige Betrugsbekämpfungsmaßnahmen gesetzt werden. (TZ J) 

Demgegenüber bl ieben im Finanzamt Graz-Stadt die Soli-Plan
stellen mit 24 Vollbeschäftigungsäquivalenten unverändert und die 
Aufstockung 201 I unberücksichtigt. (TZ J) 
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Das Finanzamt Graz-Stadt entlastete, der Empfehlung des RH fol
gend, die qualifIzierten Mitarbeiter von zeitintensiven manipula
tiven Tätigkeiten durch eine Neuorganisalion der Arbeitsverteilung, 
wodurch diese Mitarbeiter ihre Ressourcen auf qualifIzierte Bear
beitlll1gen konzentrieren konnten. (TZ 4) 

Die vom RH empfohlene Konzentration der Auskünfte und Kunden
kontakte konnte nicht in dem Ausmaß wie empfohlen umgesetzt 
werden, weil die in der Zielvereinbarung des F inanzamtes festge
setzte telefonische Erreichbarkeit dem entgegenstand und das All
gemeine Inrocenter im Finanzamt Graz-Stadt nicht fLir Auskünfte 
an ausländische Unternehmer zuständig war. (TZ 4) 

Das Finanzamt Graz-Stadt setzte die Empfehlung des RH, die Arbeits
prozesse und Verfahrensabläufe in den beiden mit der Umsatzbesteu
rrung ausländischer Unternehmer befassten Teams auf Grundlage 
einer Best Practice anzugleichen, vor allem durch die Harmoni
sierung der Arbeitsprozesse und Verfahrensabläufe und eine gute 
Zusammenarbeit um. Dies spiegelte sich in gleichmäßigen Arbeits
ergebnissen der beiden Teams wider. Allerdings fehlten schriftliche 
Arbeitsanleitungen und Entscheidungskriterien, welche die einheit
liche Bearbeitung der Erledigungen sicherstellten. (TZ 5) 

Neuaufnahmen 

Die Empfehlung des RH, bei der Neuaufnahme von Veranlagungs
t1illcn (erstmal ige Vergabe einer Steuernummer) eine umfassende 
Prüfung vorzunehmen und die dafLir erforderlichen Ressourcen 
bereitzustellen, wurde durch ein umfangreiches Maßnahmenpaket 
umgesetzt. So wurden der Fragebogen nir ausländische Unterneh
mer überarbeitet, ein speziell dafLir zustiindiges Infocenter eingerich
tet und die zuständigen Mitarbeiter mit ZugrifTsberechtigungen auf 
internationale Unternehmensdatenbanken ausgestaltet. Zudem ging 
das Finanzamt bei der Vergabe der Steuernummern und Umsatz
steueridentif,kationsnummern (UlD-Nummern) an ausländische 
Unternehmer im Rahmen des rechtlich eingeschränkten und EU
weit uneinheitlichen Spielraumes nunmehr restriktiver vor. (TZ &) 
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Umsatzbesteuerung ausländischer Unternehmer; 
Follow-up-Überprüfung 

Kontrolldichte und Risikokriterien 

Die angestrebte Kontrolldichte im Bereich des Erstattungsverfahrens 
konnte im Einklang mit  der Empfehlung des RH seit 2 0 1 0  durch die 
Aufstockung der Personalressourcen erreicht werden. (TZ 7) 

Die Empfehlung des RH, angesichts der hohen Umsatzsteuergutha
ben, die zur Auszahlung gelangen, unverzüglich eine treffsichere 
Risikoauswahl für die Kontrolle der Rückzahlungen zu entwickeln, 
wurde durch Änderung bestehender sowie Ein führung neuer Risi
kokriterien - wenn auch zum Teil mit zeitlicher Verzögerung -
umgesetzt. Hinsichtlich der Treffsicherheit der Risikoauswahl für 
jene ausländischen Unternehmer, die in Österreich zur Umsatzsteuer 
venlnlagt werden, war aufgrund der verzögerten Einführung neuer 
Kriterien jedoch noch keine h inreichende Aussage möglich. (TZ B) 

Im Verfahren für jene ausländische Unternehmer, die in Österreich 
zur Umsatzsteuer veranlagt werden (Veranlagungsverfahren), konnte 
die vom RH empfohlene Verlagerung von den Nach- auf die Vor
bescheidkontrollen nicht umgesetzt werden. Der Anteil der Vorbe
scheidkontrollen erhöhte sich zwar ab November 201 1 ,  blieb jedoch 
immer noch h inter den Nachbescheidkontrollen zurück. Zudem 
war die Vorbescheidkontrolldichte im Veranlagungsverfahren noch 
immer nicht risikoadäquat, weil die Rückforderung einer zu Unrecht 
in das Ausland überwiesenen Umsatzsteuer durch das Finanzamt 
erfahrungsgemäß zumeist aufwändig war bzw. erfolglos blieb. (TZ 9) 

Die Empfehlung des RH, die Voraussetzungen dafür zu schatTen, dass 
die Datengrundlagen für die Risikoanalyse durch Einbeziehung wei
terer Informationen verbessert werden, wurde teilweise umgesetzt. 
Es waren zwar nunmehr im BMF umfangreichere Daten betreffend 
"usl>indische Unternehmer vorhanden, wodurch effizientere Risi
k03nalysen möglich gewesen wären, jedoch standen diese Daten 
dem Finanzamt Graz-Stadt nicht für zeitnahe Risikoanalysen und 
Schwerpunktauswertungen zur Verfügung. (TZ 10 )  
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Umsatzsteuer-Voranmeldungen und Zusammenfassende Meldungen 

Das BMF setzte die Empfehlung des RH zur Einführung einer elek
tronischen Überwachung teilweise um, weil es eine solche betref
fend die Umsatzsteuer-Voran meldungen nunmehr durchfLihrte,jene 
betreffend die Zusammenfassenden Meldungen jedoch weiterhin 
fehlte. (TZ 1 1 )  

Durch die Überwachung der Abgabe der Umsatzsteuer-Voranmel
dungen konnten die (Grund-)Daten der Abgabepflichtigen aktuali
siert, Kontrolllücken geschlossen, Risikoflille aufgedeckt, die Steuer
moral und damit auch die Moral der Unternehmer, ihren gesetzlichen 
Verpflichtungen nachzukommen, gehoben sowie die missbräuch
liche Verwendung der UID-Nummer durch Unternehmer, die nicht 
(mehr) unternehmerisch tätig sind, eingedämmt werden. Mangels 
einer schriftlichen Arbeitsanleitung des BMF ergriffen al lerdings 
allein die beiden fLir die ausländischen Unternehmer zustiindigen 
Teams im Finanzamt Graz-Stadt höchst unterschiedliche Maflnah
men im Rahmen der Überwachung der Abgabe der Umsatzsteuer
Voranmeldungen. (TZ I t )  

Internes Kontrollsystem 

Das Finanzamt Graz-Stadt erachtete einen durchgehenden Bear
beiterwechsel bei den Veranlagungsf<illen als nicht praktikabel und 
setzte die Empfehlung des RH nicht um. Um das Vier-Augen-Prin
zip bei den Veranlagungsf<illen trotzdem gewährleisten zu können, 
trennte das Finanzamt Graz-Stadt im Zuge der Gebarungsüberprü
fung die Bearbeitung dieser Fiil le von der Kontrolle. (TZ t 2) 

Vorsteuererstattung an Unternehmer in Drittländern 

Österreich hat von einer EU-Ermächtigung - im Gegensatz etwa zu 
Deutschland - die Vorsteuererstattung an ausländische Unterneh
mer, die nicht in der EU ansässig sind, von der Gewährung vergleich
barer Vorteile durch den betreffenden Ansässigkeitsstaat abhängig 
zu machen, bisher nicht Gebrauch gemacht. (TZ t J )  
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Umsatzbesteuerung ausländischer Unternehmer; 

Follow-up-Überprüfung 

Kenndaten zur Umsatzbesteuerung ausländischer Unternehmer 

Rechtsgrundlagen 

Überweisungen an 
ausländische Unternehmer! 

Veranlagungsverfahren 

Ers tattungsverfa hren 

Summe 

Fälle 

Erledigungen' 

Mitarbeiterl 

im Finanzamt Graz-Stadt 

in der Großbetriebsprüfung 

Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das ge
meinsame Mehrwertsteuersystem; 
Richtlinie 2008/9/EG des Rates vom 12. Februar 2008 zur Regelung der 
Erstattung der Mehrwertsteuer gemäß der Richtlinie 2006/112/EG 
an nicht im Mitgliedstaat der Erstattung, sondern in einem anderen 
Mitgliedstaat ansässige Steuerpflichtige; 
8. Richtlinie 79/1072/EWG des Rates vom 6. Dezember 1979 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern - Verfahren zur Erstattung der Mehrwertsteuer an nicht 
im Inland ansässige Steuerpflichtige; 
13. Richtlinie 86/560/EWG des Rates vom 17. November 1986 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern - Verfahren der Erstattung der Mehrwertsteuer an nicht 
im Gebiet der Gemeinschaft ansässige Steuerpflichtige; 
Umsatzsteuergesetz 1994, BGBl. 663/1994 iod.g.F.; 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz 2010, BGBl. I Nr. 9/2010 i.d.g.F.;  
Verordnung des Bundesministers für Finanzen, mit der ein eigenes Ver
fahren für die Erstattung der abzieh baren Vorsteuern an ausländische 
Unternehmer geschaffen wird, BGBl. 279/1995 iod.g.F. 

2007 

684,73 

345,15 

1.029,88 

91.275 

56.817 

23,5 

16,5 

2008 

548,10 

524,84 

1.072,94 

104.073 

90.846 

27,7 

13,0 

2009 

in Mill. EUR 

389,92 

598,30 

988,22 

Anzahl 

94.962 

116.206 

25,6 

16,0 

2010 

370,43 

354,57 

725,00 

103.966 

84.601 

27,3 

19,5 

2011 

426,07 

483,74 

909,81 

116.383 

102.920 

33,3 

20,0 

Veränderung 
2007/2011 

in OJo 

- 38 

40 

- 1 2  

28 

81 

42 

21 

Die Beträge beinhalten Rückzahlungen und Überrechnungen. Bei den letztgenannten werden Guthaben auf andere Ab
gabenkonten uberwiesen. 
Die Differenzen zwischen der Anzahl der Fälle (- Steuernummern) und den Erledigungen beruhen darauf, dass nicht zu jedem 
Fall jährlich Erstattungsanträge beim Finanzamt Graz-Stadt einlangen. 
Oie diskontinuierliche Entwicklung in den Jahren 2009 und 2010 ist auf die Einführung des neuen Erstattungsverfahrens 
für Unternehmer aus EU-ländern zurückzuführen. Im Jahr 2009 erfolgten überproportional viele Erledigungen, u m  
Anlauf schwierigkeiten bei diesem Verfahren im Jahr 2010 kompensieren z u  können. 
Anzahl der Mitarbeiter für die Bearbeitung bzw. Prüfung der Umsatzsteuer ausländischer Unternehmer jeweils zum 
31. Dezember, i n  Vollbeschäftigungsäquivalenten 

Quelle: BMF, Buchungen auf den Abgabenkonten in den jeweiligen Kalenderjahren 
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1 ( I )  Der RH überprüne im Dezember 201 1 und im J�nner 20 1 2  beim 
BMF und beim Finanzamt Graz-Stadt die Umsetzung ausgew�hl ter, 
strategisch relevanter Empfehlungen, die er bei einer vorangegangenen 
Gebarungsüberprüfung abgegeben halle. Der in Reihe Bund 2009/ 1 3  
veröl'rentl ichte Bericht wird in  der Folge als Vorbericht bezeichnet. 

(2) Zur Verst�rkung der Wirkung seiner Empfehlungen hatte der RH 
den Umsetzungsstand seiner Empfehlungen bei den überprüften SteI
len nachgefragt. Das Ergebnis dieses Nachfrageverfahrens halle er i n  
seinem Bericht Reihe Bund 2010/ 1 4  veröffent l icht . 

Zu dem im Juni 20 1 2  übermittelten Prürungsergebnis nahmen das BMF 
und das Finanzamt Graz-Stadt im September 20 1 2  Stel lung. Der RH 
erstattete seine Gegenäußerung an  das BMF im Oktober 20 1 2. 

2 Ein leitend werden im Bericht verwendete Begriffe und Zusammen
hänge erläutert: 

Systematik der Umsatzbesteuerung 

Der Umsatzsteuer unterl iegen 

- Lieferungen und sonstige Leistungen, die ein Unternehmer im In land 
gegen Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausführt, 

- der Eigenverbrauch im In la nd, 

- die E infuhr von Gegenständen aus einem Drillland in das In land 
und 

- der innergemeinschaft l iche Erwerb. Dabei gelangen Gegenstände 
aus einem EU-Mitgl iedstaat für unternehmerische Zwecke in das 
I n land. 

Der Unternehmer berechnet von den im I nland gegen Entgelt 
erbrachten Lieferungen und sonstigen Leistungen die Umsatzsteuer 
und zieht davon jene Umsatzsteuerbet räge, die ihm für Leistungen 
an sein Unternehmen in Rechnung gestel l t  wurden, als Vorsteuer 
"b. Besteuert wird nur der im Unternehmen gescha ffene Mehrwert. 

Buntl �O'  < 1 1  
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Begriffe 

Bund 20 1 2/ 1 1  

Umsatzbesteuerung ausländischer Unternehmer; 
Follow-u p-Ü berprüfu ng 

Ausländische Unternehmer 

Ausländische U nternehmer s ind gemäß § 1 7  Abgabenverwal tungsor
ganisationsgesetz (AVOGj 2010 jene, "die ihr  U nternehmen vom Aus
land aus betreiben und im In land weder eine Betriebsställe haben noch 
Umsätze aus der Nutzung eines im I nland gelegenen Grundbesitzes 
erzielen," Für sie ist eine bundesweite Zuständigkeit beim Finanzamt 
G raz-Stadt festgelegt. 

Ausländische Unternehmer, die im In land U msätze tätigen, sind ver
pflichtet, diese im Wege monatl icher bzw. quartalsmäßiger Umsatz
steuer-Vora n meldungen sowie in einer Jahresumsatzsteuererk lärung 
dem Finanzamt Graz-Stadt bekanntzugeben und die darauf ent fal
lende Umsatzsteuer zu entrichten. Die Berechtigung zum Vorsteuer
abzug steht diesen ausländischen U n ternehmern grundsätzlich zu. Das 
Finanzamt G raz-Stadt führt in diesen Fäl len ein sogenanntes Veran
h,gungsverfahren durch. 

Erbringt ein ausli indischer U n ternehmer kei ne steuerp fl ichtigen 
Umsätze in  Österreich. kann der Anspruch auf Vergütung der U msatz
steuer im Erstattungsverfahren geltend gemacht werden. Diese Mög
lichkeit besteht auch dann,  wenn 

- nur steuerfreie Umsätze gemäß § 6 Abs. 1 Z 3 UStG 1 994 (best immte 
grenzüberschreitende Güter- oder Personenbeförderungen) durch
geführt werden oder 

- nur Umsätze ausgeführt werden, für die die Steuerschuld auf den 
Leistungsemptanger übergeht oder 

- nur elektronische Dienstleistungen vom Drill land aus a n  Nichtunter
nehmer erbracht und von der Sonderregelung des § 25a UStG 1 994 
bzw. in einem anderen Mitgl iedstaat von der Regelung der An. 3 57 
bis 369 der R icht l in ie 2006/ 1 1 2/EG Gebrauch gemacht wurde. 

Bis zum 3 I .  Dezember 2009 mussten a l le  ausländischen U nternehmer 
die Erstall ungsanträge in Papierform beim F inanzamt Graz-Stadt ein
reichen. 

Seit I .  Jii nner 2010 erfolgt die Erstat1ung der Umsatzsteuer für in ande
ren EU-Mitgliedstaaten ansässige Un ternehmer nur  noch im Rahmen 
eines EU-weit in  der R icht l in ie  2008/9/EG e inheit l ich geregelten elek
t ronischen Erstallungsverfahrens. Die Anträge sind seither zwingend 
in elektronischer Form im Ansässigkeitsstaat zu stellen, welcher diese 
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dann an den Erstatlungsstaat weiterleitet. Dieses Vcrfahren wird in der 

Folge als EU-Erstattungsverfahren (Onl ine) bczeichnet. 

Die VorsteuererstaUung für N icht-EU-Unternehmer erfolgt weiterhin 

durch E inrcichung der Anträge in  Papierform bcim Fi nanzamt Graz

Stadt. D ieses Verfahren wird in der Folge als Dritt land-Erstattungs

verf'lh ren ( Pa p ier) bezeichnet. 

3.1 ( I )  Dcr RH hat te dem BM!' und dem Finanzamt G raz-Stadt in scinem 

Vorbericht (TZ 4) cmpfohlen, aufgrund der laufcnden Steigerung des 

Arbeitsanfalls und der Erhöhung der Auszahlungsbclräge die durch 

Pensionsabgänge frei werdenden Planstellen zeitgerecht mit entspre

ehend qua l i flzieriem Personal naehzubesctzen und die personellen 

I�essourcen für die Betrugsbekämpfung ZlI erhöhen. 

(2) Das 13MF Ilatte im Rahmen des Nachfrageverfahrcns mitgeteilt, dass 

seit der letzten Prüfung des RH bereits erfolgte Pensionierungen durch 

Zugiingc ausgegliehcn worden seien; künft ige Abgiinge könnten erst 

nach erfolgter Pensionierung nachbesetzt werden. Eine ncuerliche I'er

sonalbedarfs- und Personaleinsatzberechnung werde im Rahmen des 

Projektes .. Umsatzsteuersonderfäl le Finanzamt Graz-Stadt" durchge

führt. Im Rahmen dieses Projektes würden auch die IT -UnterstütZllng 

verbessert, organisatorische Abläufe opt imiert und damit  der Perso

naleinsatz effIzient gestaltet. 

Darüber hinaus sei eine Aufstockung der für die ausländischen Unter

nehmer ZlJständigen Prüfer in  der Großbetriebsprüfung und eine E in
beziehung des Erhebungsdienstes der G roßbetriebsprüfung erfolgt. 

Tabelle 1: Personelle Ausstattung 

2007 2008 2009 2010 2011 Veränderung 
Mitarbeiterl 2007/2011 

Anzahl in % 

im Finanzamt Graz-Stadt 23,5 27,7 25,6 27,3 33,3 42 

davon Teams betriebliche 23,1 27,1 25,1 26,8 32,6 41 Veranlagung 

Außenprüfung 0, 4 0,6 0, 5 0,5 0,7 75 

in der Großbetriebsprüfung 16,5 13,0 16,0 19,5 20,0 21 

I jeweils zum 31. Dezember; in Vollbeschäftigungsäquivalenten 

QueUe: Finanzaml Graz-Stadt 
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Personelle Ausstattung 

Arbeitsabläufe 

Arbeitsanfall 

Bund 2 0 1 2/ 1 1  

Umsatzbesteuerung ausländischer Unternehmer; 
Follow-u p-Ü berprüfu ng 

(3 )  Die Anzahl der Mi tarbeiter rur die Bearbeit ung der Umsatzsteuer 

ausländ ischer Unternehmer entwickelte sich wie folgt : 

Wie der RH nunmehr feststellte, besetzte das BMF im Einvernehmen 

mit  dem Finanzamt Graz-Stadt frei gewordene Planstellen mit qual i

füiertem Personal nach und stockte die Prüfer für ausliindische Un ter

nehmer auf. Ende 201 1  verstärkte das BMF die für die ausliindischen 

U n ternehmer zuständigen Teams um weitere fün f  Personen (VBÄ). 

M i t  dieser Erhöhung standen - u n ter Berücksicht igung der Ausbil

dungsphase für die neuen Mi tarbeiter - gegenüber 2007 im F inanz
amt Graz-Stadt um 42 Ofo und in der G roßbetriebsprüfung um 2 1  010 

mehr personelle Ressourcen für die Betrugsbekämpfung im Bereich der 

Umsatzsteuer ausländischer U n ternehmer zur Verfügung. 

Demgegenüber bl ieben jedoch die Soll-Planstellen im Finanzamt Graz

Stadt mi t  24 VBÄ unverändert u nd die Aufstockung 20 1 1  unbcrück

sicht igl .  

3.2 Das B M F  und das Finanzamt G raz-Stadt setzten die Empfeh lung 

durch die Aufstockung der personellen Ressourcen um. Damit  wiiren 

in Zuku n ft systematische Bet rugsbekämpfu ngsmaßnahmen sowie eine 

Bewältigung des kont inuierlich steigenden Arbeitsanfalls möglich. Der 

RH wies jedoch darauf h in .  dass eine Anpassung der Sol l-Planstel len 

des F inanzamtes G raz-Stadt n icht erfolgte. 

4.1 ( I ) Der RH halle dem Finanzamt Graz-Stadt in seinem Vorbericht (TZ 5) 
im H inb l ick auf  die zu erwartende weitere Steigerung des Arbeitsan

fa l ls  eine Ent lastung qual ifIzierter Kräfte von zeitintensiven, manipu

lat iven Tätigkeiten empfohlen. um Zeit ressourcen für die Sicherstc1-

lung der Erledigungsquali@ zu gewinnen.  

Weiters hat te er empfohlen, Auskünfte u nd Kundenkontakte mög

lichst bei einem M itarbeiter je Tea m  z u  konzent rieren, damit  d i e  ope
rative Tätigkeit i n  den Teams weitgehend störungsfrei erfolgen kann .  

(2 )  Das ßMF hat te  im Rahmen des Nachfrageverfahrens mitgeteilt, 
dass das Finanzamt G raz-Stadt ein Orga n isationskonzept erstellt und 

bereits umgesetzt habe. Durch den Wegfa l l  eines Tei ls  der  manipula

t iven Tätigkeiten und die E inricht ung eines vorgelagerten I n focenters 
seien die qual ifIzierten Mitarbeiter entlastet worden. 
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(3 )  Der R I I  stc l i le  nunmehr fest ,  dass das Finanzamt G raz-Staot die 

qual ifizierten Mitarbeiter durch 

- die Einrichtung eines internen I n focenters für Neuaufnahmen für 

ausliind ischc Unternehmer l , 

- das neue EU-Erstat tungsverrallren, bei dem manipulat ive Tätig
keiten weggefallen sind, sowie 

- die Neuorganisation der Arbeitsverteilung wie bspw. die laufende 

Bearbeitlillg von Veran lagungsakten und Ncuaufnahmen 

zugunsten qual ifizierter Bearbeitungen ent lasten konnte. 

Das Finanzamt G raz-Stadt war bemüht, qua l i fizierte Mi tarbeiter von 

Auskünften und Kundenkontakten zu entlasten; eine Konzentration auf 

einen Mitarbeiter je Team war jedoch nach Angaben des F inanzamtes 

Graz-Stadt nicht möglich. Das Allgemeine I n foccnter des Finanzamtes 

war n;imlich für ausländische Unternehmer nicht der erste Anspreeh

partner l'ür Auskünfte im FinanzamL' Sämtl iche An l'ntgen landeten 

in  einem der beiden für die ausländischen Unternehmer zustiindigen 

Veranlagungstcams. Die durchschnit t l iche Anzahl der An rufe betrug 

t . 500 pro Monat. D ie Zielvereinbarungen im Finanzamt, die eine tele

fonische Errcichbarkeit von 85 % vorsahen, standen der Konzentration 

und damit  einem effizienteren Personaleinsatz entgegen. 

4.2 Das Finanzamt Graz-Stadt setzte die Empfeh lung des R I I  tei lweise um. 

weil mit der Ent lastung qualifizierter Mi tarbeiter Zeit ressourcen l'ür 

die Sicherstel lung der Erledigungsqual i t >it gewonnen werden konn

ten. Al lerdings konnte die Konzentration der Auskünfte und Kunden

kontakte auf wenige Mitarbeiter nicht in dem Ausmaß wie empfohlen 

umgesetzt werden, weil  die in  der Zielvercinbarung festgesetzte tele

fonische Erreichbarkeit dem entgegenstand. 

Der R I I  empfahl dem Finanzamt Graz-Stadt. qua l i fizierte Mi tarbeiter 

auch weiterhin soweit wie möglich von telefonischen Anfragen und 

Auskün l'ten zu entlasten. um die operative Tiitigkeit in den Teams stö

rungsfrei durchführen zu können. 

1 das i�t die t:rsIII1;ilige SIl'llCrlkhc Frfa��ung und Vergaht dncr S!Cu(,rrllH1Uner an tillen 

;lusliindb,dlcll U n 1ernehmer 

I. Im Gej.(l'n,all. dazu war da.; Al lg<.'mril1c Inrol'('lller für inliindisdll' Slt'ucrpnkhtige 

Ano;pn'l'hpanlll'r rur cr>!C hzw. gl'ncrdlc Auskünf"l ... und l'lllla';I('(c damit die Vl'ranla
gungsll'ams. 
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Arbeitsprozesse -

Best Practices 

Bund 2 0 1 2/ 1 1  

Umsatzbesteuerung ausländischer Unternehmer; 
Follow-u p-Ü berprüfu ng 

4.3 Laut Stelltll/gllalllllell des BMF ulld des Fimll/lamts Gml-Stadt habe 

durch die zwischellzeitig erJolgte Absolt'ier"'tg lIo/welldiger A usbil

dUllgell ulld die Verstiirkt/llg des PersolIais durch Neuaujlt a lllltelt eilte 

weitere Elttlastultg qua lifizierter Mitarbeiter 1'01lt Auskullfts- ultd Te/e

jo/werkel" erJolgelt kÖltltelt. Durch Optill7ierultg 1'01t VerJahreltsabläu

jelt ultd Zustiilldigkeitell werde a uch weiter/tilt damit  gearbeitet. 

5.1 ( I )  Der RH halte dem Finanzamt Graz-Stadt in seinem Vorbericht (TZ 7 )  

empfohlen, die Arbeitsprozesse und Verfahrensabl�ufe i n  den bei

den mit der Umsatzbesteuerung ausländischer Unternehmer befassten 

Teams auf Grundlage einer Best Practice anzugleichen. um möglichst 

gleichmiißige Ergebnisse zu erzielen. 

(2) Das BMF halle im Nachfrageverfahren m i tgeteilt. dass das Finanz

a m t  Graz-Stadt bspw. durch die Nachbeselzung des zweiten Teamlei
ters sowie durch gemeinsame Dienstbesprechungen Arbeitsprozesse 

und Verfahrensahliiufe harmonisiert habe. 

( J )  Der RH stellte nunmehr fest . dass das Finanzami G raz-Stildt im 

Dezember 2008 den zweiten Teamleiter nachbesetzt hatte. Im Jahr 2010 

füh rte das Finanzamt im Rahmen des Projekts "Umsatzstcuersonder
ml le FA Gmz-Stadt" u m fangreiche. teamübergreifende Prozessana

lysen durch. Danach wurden die Arbeitsprozesse und Verfahrensilb
läufe beider Teams au f der Grundlage einer Best Practice harmonisiert 

und festgelegt. Al lerdings fehl ten schriftl iche Arbeitsanleitungen und 
Elllscheidungskriterien, welche die e inheit l iche Bearbeitung der Erle

digungen sicherstel l ten. 

Die beiden Teams arbeiteten im Rahmen von gemeinsamen Bespre

chungen und Projekten eng zusammen und lauschten ihre Erfilhrungen 

aus. 

Als Ergebnis dieser Prozessopt imierung und der Zusammenilrbeit zwi

schcn den beiden Teams näherten sich deren Arbcitsergebnisse an 

und l ilgen im Jahr 201 1  - wie die folgende Tabelle zeigt - auf ähn

l ichem Niveau. 
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Tabelle 2: Arbeitsergebnisse 

Erledigungen 1 

Erstattungsverfahren 

BV Team 31 

BV Team 32 

Erledigungen' 

Veranlagungsverfahren 

BV Team 31 

BV Team 32 

Durchlaufzeit' 

EU-Erstattungsverfahren (Online) 

BV Team 31 

BV Team 32 

Durchlaufzeit' 

Drittland-Erstattungsverlahren (Papier) 

BV Team 31 

BV Team 32 

Durchlaufzeit' 

Veranlagungsverfahren 

BV Team 31 

BV Team 32 

2008 

44.243 

37.204 

4.723 

4.676 

86 

152 

35 

73 

nur Erslbescheide (ohne Wiederaufnahmen und Aufhebungen) 
Durchlaufzeit 110m Eingang bis zum Bescheid 

2009 

57.127 

49.317 

5.338 

4.424 

Anzahl 

in  Tagen 

67 

106 

27 

27 

2010 

38.406 

34.895 

5.582 

5.718 

18 

23 

64 

74 

20 

32 

2011 

R 

H 

46.734 

44.578 

5.660 

5.948 

10 

11 

77 

74 

18 

21  

auelle: BMf 

90 

Wie aus der Tabelle hervorgeht. reduzierte sich bspw. der U nterschied 

zwischen den beiden Teams bei den Erledigungen im Ersta l lungsvcr

fahren von 7.039 im Jahr 200B auf 2. 1 56 im Jahr 201 J .  Weitcrs bctrug 

etwa der Untcrschied bci der Durchlaulzcil im Dri l t land-Erst3I 1ungs

verfahren (Papicr) im Teamvergleich ) Tagc (2000: 66 Tage). 
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Risikomanagement 

Neuaufnahmen 

Bund 2 0 1 2 / 1 1  

Umsatzbesteuerung ausländischer Unternehmer; 
Follow-u p-Überprüfung 

5.2 Das Finanzamt Graz-Stadt setzte die Empfehlung des RH vor allem 

durch die Harmonisierung der Arbeitsprozesse und Verfahrensab

läufe beider mit der Umsatzbesteuerung ausländ ischer Unternehmer 

befassten Teams auf G rundlage einer Best Practicc um. Dies spiegelte 

sich in gleichmäßigen Arbeitsergebnissen der beiden Teams w ider. 

Der R H  wies auf die feh lenden schriftlichen Arbeitsanleitungen und 

Entscheidungskriterien h in, d ie  d ie  einheit l iche Beilrbeitung der  Erle

digungcn durch die beiden Teams sicherstel len. 

6.1  ( I )  Der RH halle in seinem Vorbericht (TZ 1 1 )  empfohlen, bei der Neu

aufnahme' von Veranlagungsfä llen ei ne u m fassende Prüfung vorzu

nehmen und die dafür erforderl ichen Ressourcen bereitzustellen. 

(2) Im Rahmen des Nach frageverfahrens halle das BMF mitgeteilt, 

dass mitt lerweile 

- die Konzentration der Neuaufnahmen bei einigen qual i fIzierten Mi t

arbeitern des Finanzamtes G raz-Stadt erfolgt sei; 

- der aus Anlass von Neuaufnahmen zu versendende Fragebogen 

überarbeitet worden sei ; 

- vier J'ür  ausländische Unternehmer zusUindige Mi tarbeiter des 

Finanzamtes Graz-Stadt Zugangsberecht igungen für Abfragemög

l ichkeiten von (kostenpnichligen) in ternationalen Unternehmens

datenbanken hällen und diese Mitarbeiter bereits entsprechend 

geschult worden seien. Eine zusätzliche Schulung über sonst ige 

Abfragemögl ichkcitcn zur I n formmionsbeschaffung bzw. In ternet

recherche werde durchgef'ü h rt .  

( 3 )  Wie d ie  folgende Tabelle zeigt, stieg d ie  Anzahl der Neuaufnah

men seit dem Jahr 2007 i nsgesilmt  weiterhin a n :  

1 NeuaUrn:lhmcn fli h nell Cntwt'dl'r zu Veranlngung .. - oder zu ErSlcH1Ung�f'::il1(,ll. 

9 1  
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Tabelle 3: Neuaufnahmen 

Erstattungsfälle 

Veranlagungsfätle 

Neuaufnahmen gesamt 

Quelle: BMF 

9 2  

2007 2008 2009 2010 2011 Veränderung 
2007/2011 

Anzahl in % 

11.211 12.836 12.761 11.054 11.967 7 

2.752 2.587 2.156 2.149 2.424 - 12 

13.963 15.423 14.917 13.203 14.391 3 

Der R I I  stcllte nunmehr fcst. dass das Finanzamt Graz-Sta(h die Neu

aufnahmen in beiden für die ausliindischcn U nternehmer zustiindi

gen Teams bei einem eigens dafür spczialisierten Mitarbeiter in einem 

sogcnanntcn .. interncn I n roccntcr" konzcntricrt hattc. Dicsc M itarbei

tcr konnten sieh <1urgrund dcr ständ igen ßclassung mit Ncu<lufnahmcn 

Erfahrung und cin Spczialw isscn auf dicscm Gcbict aneignen und hat

ten auch die Möglichkcit, u m fassendc Rccherchcn in intcrnationa lcn 

Untcrnehmensdatenbankcn zu tä t igen. Daher war eine bcsscre Basis 

für die Überprünlarkeit der Voraussetzungen für dic Neuaurn'thmc 

gegeben. Zudem arbeiteten sie mit den Außenprürern zusammen, die 
im Zuge i h rer Ermittlungshandlungen aur potenziell steucrpniehtige 

ausländischc U nternehmer hinwiescn. 

Der überarbeitete Fragebogen rLir Ncuaurnahmen, der seit 201 1  Verwen

dung fand. enth ielt zur Einschiitzung des Risikos umfassendcre I n for

mationen über ausländische Unternchmer als der bisherige Fragebogcn. 

Zudcm gingcn die Teams hei dcr Vergabe der Steuernummern und 

Umsatzstcueridcnt iflkat ionsnummcrn {UID-Nummcrn)4 im Rahmcn der 

rcchtl ichen Möglichkeitcn nunmchr rest riktiver vor. Vor Vergabe dcr 

Steucrnummer bzw. UID-Nummer führtcn sie umfasscnclc Prürungcn 

durch und wiescn Anträge. bci denen die Voraussetzungen rehltcn, ab. 

6.2 Das BMF und das Finanzamt Graz-Stadt setztcn d ie  Emprchlung des 

RH durch ein u m rangrcichcs Maßnahmenpaket (Übcrarbcitung des 

Fragebogens für ausliindische U n ternehmcr, Einrichtung eines spezi

ellen I n roccnters. rest riktive Vorgangswcise bci der Vergabc von Stcu

crnummern und UID-Nummern) um. 

.. Dit:�l' dil'nl i m  gl'schiirtl idl('n V(,'rkl'llr zur Idl'nt i flki11iotl  tim" U n lC'rIl{'h mcr:-. �l'gcn

uh('r eincrn anderen Un!CfI\ehml'r. 
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Kontrolldichte 

Elektronische Fallaus

wahl - Risikokriterien 

Bund 20 1 2/ 1 1  

Umsatzbesteuerung ausländischer Unternehmer; 
Follow-u p-Überprüfung 

7 .1  ( 1 )  Der RH hatte dem B M F  und dem Finanzamt Graz-Stadt in seinem 

Vorbericht (TZ t 4) empfohlen, die Kont rolldichte in jenem Umfang, 
wie im Reorgan isationsprojekt 2006 beabsichtigt, festzulegen und die 

Erreichung dieses Antei ls zu kontroll ieren. 

(2) Das B M F  hatte im Nachfrageverfahren mi tgetei l t ,  dass da Reorga

nisalionsprojekt die Erstattungsfalle u m fasst habe und dass die vor

gegebene Kontrol ldichte erreicht worden sei. 

(J) Der R H  stellte nunmehr fest ,  dass die vorgegcbene Kont rolldichte 

im Erstattungsverfahren seit 20tO durch die AufslOckung der Perso

na lressourcen erreicht werden konnte. 

7.2 Die Empfehlung des RH wurde durch die Erreichung der vorgegebenen 

Kontrolldichte im Erstatru ngsverfahren umgesetzt. 

8.1 ( t )  Der RH hatle dem B M F  und dem Finanzamt G raz-Stadt in seinem 

Vorbericht (TZ t 5) empfohlen, angesichts der hohen Umsatzsteuergut

haben, die zur Auszahlung gelangen, unverzüglich eine t reffsichere 

R isikoauswahl für die Kontrolle der Rückzahlungen zu entwickeln. 

(2) Das B M F  hatte im Nachfrageverfahren mi tgeteilt, dass im Rahmen 

des Projekts "Umsatzsteuersonderfalle FA Graz-Stadt" bereits verbes

serte Risikokriterien entwickelt und die technische Umsetzung veran
lasst worden seien. 

(J) Der RH stellte nunmehr fest, dass im Jahr 20tO im Rahmen des Pro

jekts "Umsatzsteuersonderfal le FA Graz-Stadt" die bestehenden Risi

kokriterien für die elektron ische Auswahl von Kontro l l fällen überprüft 

und tei lweise angepasst wurden. Weiters wurden neue Risikokriterien 

sowohl für das Erstattungsverfahren als auch für das Vera n lagungs

verfahren defllliert. 

Wiihrend die Änderungen der Risikokriterien für das Erstattungsver
fahren bereits i m  zweiten Halbjahr 20tO umgesetzt wurden, verzögerte 

sich die Umsetzung der Neuerungen für das Veranlagungsverfahren 

bis in den November 20t 1 .  

Darüber h inaus wurden umfassende Risikokrirerien für das ab dem 

Jahr 20tO für Unternehmer aus EU-Staaten geltende neue EU-Ersta t

tungsvcrfahren (Onl ine) eingeführt. D ies war möglich, weil nunmehr 
zusätzliche risikorelevante Daten zur Verfügung stehen. 
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Dadurch konnten die Trerrsicherheit und die Kontrolldichte im Erstat

tungsverrahren erhöht werden (siehe TZ 7). 

8.2 Die Emprehlung des RH wurde durch Änderung bestehender sowie 

Ein l"ührung neuer Risikokriterien - wenn ,luch zum Teil mit zei t l icher 

Verzögerung - umgesetzt. 

Für das Veranlagungsverrahren war jedoch h i nsichtlich der Trertsi

cherheit und der Kontrolldichle aurgrund der verzögerten Einl"ührung 

noch keine hinreichende Aussage möglich. 

Der R I I  wies daraur h i n, dass die R isikokriterien laurend hi nsichtlich 

der TrefTsicherheit sowie einer risikoad;iquaten Kontrolldichte evalu

iert und bei Bedarf angepasst werden sol l ten.  

9.1 ( I )  Der R H  halte dem BMF und dem Finanzamt Graz-Stadt i n  seinem 

Vorberichl (TZ 1 5) empfohlen, das Schwergewicht der Überprürungs

I;it igkeit bei der Veranlagung ausländischer Unternehmer vermehrt 

von den Nach- aur  die Vorbescheid kontrollen zu verlagern. 

(2) Das BMF hatte im Nachrrageverrahren mi lgeteilt, dass dies bereits 

durchgeführt worden sei, insoweit eine derartige Umstel lung von der 

Nach- aur die Vorbescheid kontrolle zweckmäßig ersch ien. 

(3) Der RH stel l te nunmehr rest, dass sich die Vorbescheidkontrolldichte 

im Veranlagungsverrahren mit der Einl"ührung neuer Vorbescheidkon

t rol lrisikokriterien ab November 20 1 1  erhöhte. Aufgrund der versp;i

teten Umsetzung (siehe TZ 8) war eine aussagekrärtige Überprüfung 
der dadurch erreichten Kontrolldichte noch nicht möglich. Der RH 

führte deshalb unter Berücksichtigung der neuen Risikokriterien eine 

Hochrechnung der erwarteten Vorbescheidkontrolldichte aur Basis von 

Durchschnil lswerten des Jahres 20 1 1  durch. 

Diese ergab, dass sich der Antei l  der Vorbescheidkontrollen aL.rgrund 

der neuen Risikokriterien zwar verdoppelte, die Nachbescheidkontrol

len aber weiterhin überwogen. Die Kontrolldichte im Veranlagungs

verrahren lag weit unter jener i m  Ersta t tungsverrahren. 

9.2 Die Emprehlung des RH wurde nicht umgesetzt. Zwar erhöhte sich der 
Anteil der Vorbescheidkont rollen ab November 20 1 1 ,  jedoch blieb die

ser immer noch hinter den Nachbescheidkontrollen zurück. Zudem war 

die Vorbescheidkontrolldichte im Veranlagungsverfahren noch immcr 

nicht risikoadäquaL,  weil die Rückrorderung einer zu Unrecht in das 
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BUlld 2 0 1 2/ 1 1  

Umsatzbesteuerung ausländischer Unternehmer; 
Follow-up-Überprüfung 

Ausland überwiesenen Umsatzsteuer durch das Finanzamt erfa h rungs

genüiß zumeist aufwändig war bzw. erfolglos blieb. 

Deshalb wiederholte der R H  seine Empfeh lung an das BMF u nd das 

Finanzamt Graz-Stadt, das Schwergewicht der Überprüfungsliit igkeit 

bei der Veran lagung ausländischer Unternehmer von den Nach- auf 

die zeit niihercn Vorbescheidkontrollen zu verlagern. 

Der R I I  verwies auf seine Empfehlung in TZ 1 7  des Vorberichts und 

regte i n  diesem Zusammenhang an,  die risikogesteuerte Kontrol le von 

Umsatzsteuer-Voranmeldungen - bspw. im Rahmen einer verstärk

ten Überwachung im ersten Jahr der steuerlichen Erfassung oder von 

kumulierten Gutschriften - zu verbessern, um zeitnahe Überprüfungen 

zu ermöglichen und aufwändige Rückf"orderungen zu vermeiden. 

9.3 Laul Slclll/lIgllahme des BMF werde im lI/ge der periodischell Emillie
rIllIgeIl der Vor- ulld Nachbescheirlkolllrollell llllalysierl. ill welchem Aus
maß eille 1I1eiTere silllll'olle Veriagerullg 11011 dCII NachbescheidkollTrollell 
aufllie zeiwiiheren Vorbescheirlkomrollell lllöglieh sei. Die iiberlliiegelldell 
NachbescheidkollTrollell würdell auf KOlllrollell illl llisallllllclIlllIlIg mil 
delll Mch rwertsteller-IIvorma riollsa I/sta usehsystelll' basierell, die alls 
derzeiTiger Sicht IIl1r alV diesellI Weg überprii!bar sciclI. 

9.4 Der RH befürwortete die Absicht des BMF, in diesem Zusammenhang 

Ana lysen durchzuführen. 

Der R I I  verblieb im H inbl ick auf das hohe Risiko u ngerecht fertigter 

Auszahlungen an ausländische U nternehmer und die damit  verbun

denl'n erschwerten Rückforderungsmöglichkeiten bei seiner Empfeh

l u ng, das Schwergewicht  der Überprüfungst iit igkeiten jedenfa l ls von 

den Nach- auf  die zeitnäheren Vorbescheidkontrollen zu verlagern. 

10.1 ( I )  Der R I I  halle dem BMF und dem Finanzamt Graz-Stadt in seinem 
Vorbericht (TZ 1 5) empfohlen, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
die Datengrundlagen für die Risikoana lyse durch Ei nbeziehung wei

terer I n formationen zu verbessern. 

(2)  Das BMF halle i m  Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass zur Verbes
serung der Datengrundlagen u.a.  die genaue Kennzeichnung durch 

Branchenkcnnzahlen eingeführt worden sei, um eine zusätzliche Spe-

r, Mi! diC'iC1ll I-U-weit{,11 elcklronis('hen Konlro!lsYS!C!ll kunncn ,ich Untcrnehmcn die GÜI· 

tigkeit der Mchrwen�tl'uernummern ihrer Gesclmrtc;panntr hl""ttitigcll lasr.,cll und Steuer· 

vcrwaltUI1J.(ell dcn Fluss des innergemeinschartliche!1 IImult'ls ht.'ob,u:hICIl und auf etwaige 

Unregclmäfligkcitcn hin lihcrpriilen. 
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z irlkat ion zu erreichen. D�durch könnten clTlzientere Risiko�n�lysen 
und Schwerpunkt auswertungen durchgeführt wcrden.  

( 3 )  Der R I I  stel l te nunmehr fest, dass das Finanzamt Graz-Stadt die 

Branchenkennzahlen für ausländische U nternehmer elektron isch 

erfasste. 

Außerdem standen im Rahmen des neuen elek t ron ischcn EU-Erstat

tungsverfahrens (Dnl ine) scit dem Jahr 2010 u m t�1ngreiche risikorele

vante Daten zur Verfügung (siehe TZ 8). 

Im Jahr 20 1 1  füh rte das BMF in Zusammenarheit mi t  dem Finanzamt 

Graz-Stadt rür das Veranlagungsverfahren einen neuen Fragebogen 

für die steuerliche Erfassung ausliindischer Unternehmer ein,  mi t  dem 
zusiitzliche risikorelevante I n formationen von ausliindischen UllIcr

nehmern abgefragt werden können. 

Der R I I  stel l te aber auch fest, dass das 13M!' dem Finanzamt Graz-Stadt 

seit Februar 201 1 keine elektron ischen E inzelfal ldaten zu den Erledi

gungen mehr zur Verfügung gestellt halle. Somi t  waren dem Finanz

amt  - vor a l lem für die Veranlagungsf'ä l le - keine zeit nahen R isiko

�na lysen und Schwerpunk t  auswertungen mehr möglich. 

10.2 Die Empfeh lung des RH wurde i nsofern tei lweise umgesctzt, �Is die 

ßranchcnkcnnzahlcn für ausländ ischc Unternehmer elektron isch erfasst 

wurden und dem Finanzamt Graz-Stadt im Rahmen des neuen elektro

nischen EU-Erstallungsverfahrens (ünline) seit dem Jahr 2010 umfang

reiche risikorelevante Daten zur Verfügung standen. 

In den D;ltenbanken des BMF waren zw�r nunmehr umf" ngreichere 

Daten bct reffend ausländische Unternehmer vorhanden, wodurch effl

zicn tere Risikoanalysen möglich gewesen wäre n ;  al lerdings standen 

diese Daten dem Finanzamt Graz-Stadt n icht zur Vcrfligung. 

Der R I I  empfahl dem ßMF, dem Finanzamt Graz-Stadt umgehend wie

der aktuelle elektron ische Einzclfalldaten zu den Erlcdigungen zeitnah 

zur VerJ'ügung zu stellen, um gezieltc Risiko;lIlalysen und Schwerpunkt

auswert ungen - vor allem für die Veranlagungst1i 1 le - durchführen zu 

können. 
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